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Die allgemeine Rage des Handels und der Judnitvie. 


1, Einleitung. 


Thorn, Ende Mai 1895. 


In unſerem vorjährigen Bericht wieſen wir darauf hin, daß das Er— 
werbsleben unſeres Kammerbezirks kein Bild der Befriedigung gewährt hätte 
und daß unter dem Druck der ſchwierigen Zeitverhältniſſe unſere Hoffnungen 
und Wünſche, die wir von der Geſtaltung des allgemeinen Verkehrs hegten, 
unerfüllt geblieben waren. Auch für das Berichtsjahr vermögen wir leider 
nicht zu ſagen, daß dieſe Verhältniſſe im Allgemeinen eine Beſſerung erfahren 
haben, wenngleich wir anerkennen müſſen, daß unter dem Eindruck des 
beſtehenden deutſch-ruſſiſchen Handels- und Schifffahrtvertrages die depri— 
mirende Muthloſigkeit und Hoffnungsloſigkeit, von der unſere Gewerb— 
treibenden beherrſcht waren, zum Theil gewichen iſt, und man im Ganzen 
hoffnungsvoller der Zukunft entgegen ſieht. Auf der Grundlage des neuen 
Tarifvertrages, ſind, wenngleich der Verkehr mit unſerm großen Nachbarreiche 
die frühere Höhe, welche er einſt einnahm, noch nicht wieder erlangt hat, 
manche alte Beziehungen, die unter dem Abſperrungsſyſtem verloren gegangen 
waren, wieder angeknüpft worden, und es iſt anzunehmen, daß dieſe wieder— 
gewonnenen Beziehungen auch die Handhabe zu einer weiteren Stärkung 
des Verkehrs mit Rußland bieten werden. 

Wenngleich wir die Aufhebung des Identitätsnachweiſes mit Genug— 
thuung begrüßt haben, weil dadurch dem inländiſchen Getreide im All— 
gemeinen im Intereſſe des Handels und der Landwirthſchaft eine geſteigerte 
Exportfähigkeit gegeben worden iſt, ſo iſt unſer Kammerbezirk von der 
günſtigen Einwirkung dieſer Maßnahme bis jetzt wenig berührt worden; 
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die Vortheile der Aufhebung des Identitäts-Nachweiſes genießen mehr die 
Seeſtädte, hier ſind dadurch die Nachtheile, welche die Aufhebung der Staffel— 
tarife dem Handel und der Landwirthſchaft zugefügt haben, nicht ausgeglichen; 
wir können daher nur wünſchen, daß ein Erſatz für die aufgehobenen 
Staffeltarife in der Einftellung billiger Tarife nach dem Weſten für Ge— 
treide und Mühlenfabrikate geſchaffen wird. 

Unter dem Niedergang der Preiſe landwirthſchaftlicher Bodenerzeugniſſe, 
hervorgerufen durch die Ueberproduktion der Konkurrenzländer und die in— 
ländiſche gute Ernte, und unter dem Druck der Anforderungen ſtaatlicher 
und kommunaler Beſteuerung, vermochte ſich die Kaufkraft der Bevölkerung 
nicht zu heben; unter dieſer Erſcheinung hatte der Abſatz von Waaren aller 
Art zu leiden. So ſehr wir auch den Niedergang der Preiſe landwirth— 
ſchaftlicher Bodenerzeugniſſe im Intereſſe der Landwirthſchaft beklagen, ſo 
ſind wir doch andererſeits der Ueberzeugung, daß durch künſtliche Eingriffe 
in das Wirthſchaftsleben, wie fie der Antrag Kanitz, den wir für undurch— 
führbar und unannehmbar halten, bezweckt, dieſer Nothlage nicht abgeholfen 
werden kann und darf. Auf Koſten aller übrigen Erwerbsgruppen und 
Steuerzahler kann durch eine Verſtaatlichung des Getreidehandels zum Zweck 
der Hebung der Getreidepreiſe nicht Hülfe geſchaffen werden; mit demſelben 
Recht würden auch andere Produktionszweige, die ſich gleichfalls in 
ſchwieriger Lage befinden, Staatshülfe beanſpruchen können. Ebenſo ſind 
wir der Ueberzeugung, daß die Beſtrebungen der Agrarpartei, welche auf 
Einführung der Doppelwährung gerichtet ſind, um dadurch die Nothlage der 
Landwirthſchaft zu beſeitigen, energiſch zu bekämpfen find; dauernde Vor⸗ 
theile für die Landwirthſchaft ſtehen aus der Einführung der Doppelwährung 
nicht zu erwarten; andrerſeits würde dieſelbe zu einer Verwirrung unſeres 
guten Zahlungsweſens und zu verhängnißvollen Kriſen führen, die unſerm 
ganzen Wirthſchaftsleben ſchwere Schäden zufügen müßten, unter denen auch 
die Landwirthſchaft zu leiden hätte. Unſere Goldwährung hat ſich in jeder 
Hinſicht bewährt und ein Mangel an Zahlungsmitteln beſteht nicht; der 
Goldwährung verdanken wir eine feſte Valute, die zur Hebung des Credits 
Deutſchlands auf dem Weltmarkt und zu deſſen Machtſtellung als Handels- 
ſtaat ſo weſentlich beigetragen hat. Wir hoffen daher zuverſichtlich, daß 
die Regierung unentwegt und unbeirrt an der guten Goldwährung feſthalten 
wird. 

Unſere Induſtrie, die Honigkuchenfabriken, die Maſchinenbau-⸗Anſtalten 
und Eiſengießereien, ſowie die Holzſchneidemühlen, hatte lohnende 
Beſchäftigung; weniger befriedigend ſind die Reſultate der Spritfabriken 
geweſen. Auch die Zuckerfabriken zu Culmſee und Neu-Schönſee bezeichnen 
die Campagne 1894/95 in ihren finanziellen Ergebniſſen als nicht günſtig. 


Unter fo ſchwierigen Erwerbsverhältniſſen hat ſelbſtverſtändlich auch 
der Handwerker und der Kleinhandel zu leiden gehabt, um ſo mehr, als in 
Folge der ſcharfen Maßregeln, welche die Königliche Staatsregierung gegen 
die Einſchleppung der Cholera anordnete, der Perſonenverkehr mit Rußland 
erſchwert und der Schifffahrts⸗ und Flößerei-Verkehr von der Stadt fait 
ganz abgeſperrt wurde. Allerdings find wir Dank dieſer Maßnahmen, ab- 
geſehen von ganz vereinzelten Fällen, von der Seuche verſchont geblieben. 

Die Privatbauthätigkeit iſt im Berichtsjahr äußerſt gering geweſen, 
nachdem in dem Jahre vorher eine große Thätigkeit ſich in dieſer Beziehung 
auf unſeren Vorſtädten und unſerm Nachbarort Mocker geltend gemacht 
hatte; dem Bedürfniß an kleinen Wohnungen iſt mehr als genügt, dagegen 
herrſcht Mangel an größeren beſſeren Wohnungen. 

Nachdem unſere Waſſerleitungs- und Kanaliſations-Arbeiten am Schluß 
des Jahres faſt beendet waren, wurde auch für den Arbeiterſtand die Lage 
eine ſchwierige; da indeſſen der Winter ziemlich ſpät eingetreten, die Preiſe 
der Lebensmittel und kleinen Wohnungen verhältnißmäßig billig ſind, ſo iſt 
ein fühlbarer Nothſtand nicht zu Tage getreten. 

Vorübergehend iſt allerdings eine rege Thätigkeit für Bauhandwerker, 
Fuhrleute und Arbeiter durch die Einrichtung des Artillerie-Schießplatzes 
bemerkbar geweſen, wovon namentlich unſer Nachbarſtädtchen Podgorz nicht 
unerheblichen Vortheil gehabt hat. 

Im Weiteren verweiſen wir auf die nachfolgenden Spezialberichte, 
ſowie auf die Berichte über die Thätigkeit der Kammer. 


2. Die Ernte. 


Die Winterſaaten haben im Frühjahr und zur Blüthezeit unter 
ungünſtiger Witterung zu leiden gehabt, wodurch mancher Schaden ent- 
ſtanden iſt. Glücklicherweiſe konnte in hieſiger Gegend die reife Frucht bei 
ſchönſter Witterung eingebracht werden. Die Ernte in Roggen und Weizen 
hat nur einen mäßigen Ertrag ergeben, doch war die Frucht in dieſen 
Cerealien trocken und geſund. 

Im Gegenſatze zu der Ernte in Wintergetreide war die in Gommer- 
getreide, ſowohl was Beſchaffenheit als auch was Menge betrifft vorzüglich, 
namentlich gilt dies von Gerſte. Auch der Ertrag an Heu war ein reich— 
licher. Ebenſo ergab die Ernte in Rüben quantitativ ein gutes Reſultat. 
Es wurden pro Morgen durchſchnittlich 192 Centner gegen 163 Centner im 
Vorjahr geerntet. Die Polariſation ergab im Durchſchnitt 14,25% Zucker 
in der Rübe. Die Ernte in Kartoffeln war keine gleichmäßige, aber durch⸗ 
ſchnittlich befriedigende. 


3. Geldverkehr, 
Der Bankzinsfuß war 
vom 1. Januar bis 8. Januar 1894: 
5 % für Wechſel, 5 ½ bezw. 6 % für Lombard ⸗Darlehne, 
vom 9. Januar bis 4. Februar 1894: 
4 % für Wechſel, 4½ bezw. 5 % für Lombard-Darlehne, 
vom 5. Februar bis 31. Dezember 1894: 
3 % für Wechſel, 3 ½ bezw. 4 % für Lombard⸗Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,117 für Wechſel, und 3,617 bezw. 
4,117 % für Lombard-Darlehne. 
Der Abſchluß der hieſigen Reichsbankſtelle weiſt nach: 
1894: 


1893: 

Giro⸗Verkehr Einnahme. 56434874 Mk. 48892097 Mk. 
Ausgabe . 56717938 „ 48924320 „ 
Giro⸗Uebertragungen Zugang. . 19814159 „ 17308424 „ 
Abgang. . 24662833 „ 21180428 „ 

Platzwechſel Zugang.. 10979585 „ 9657 005 „ 
Abgang . 10600813, 9703539 „ 
Verſandtwechſe lll. . 2575310 „ 2500731 „ 
Ausland — 5 _— n 

Einzugswechſel Zugang... 9229171 „ 7983 769 „ 
Abgang.. 9532023 „ 7897 652 „ 
Lombard⸗Darlehne Bugang . . 4007400 „ 3645800 „ 
Abgang.. 3459 300 „ 3650 200 „ 


Der Geſammt-Umſatz hat 
betragen erp . 171266800 Mk. gegen 150879900 Mk. 

Der Vorſchuß-Verein (Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbe: 
ſchränkter Haftpflicht) hatte einen Kaſſenumſatz von 6817949 Mk. 
(6524690). Wechſel wurden discontirt in Höhe von 3731813 Mk. (3511253). 
Mitgliederzahl am Schluſſe des Jahres 865 (858), deren Guthaben beträgt 
292 354 Mk. (287458). Reſervefonds 65530 Mk. (63 429). Specialreſerve 
30 569 Mk. (30 147). Der Ueberſchuß beträgt 35 202 Mk. Die Mitglieder 
erhalten eine Dividende von 7 % (7 9). 

Ueber die allgemeine Geſchäftslage ſagt der Jahresbericht des Vereins: 

„Der Vorſtand und Auſſichtsrath beſchloſſen, nur 2 % über den 
Reichsbank⸗Disconto zu erheben, und da derſelbe vom 5. Februar bis zum 
Schluß des Jahres 3 9% betrug, fo discontirten wir Prima-Wechſel mit 5% 
und gaben Lombard⸗Darlehne mit 6 % pro Anno. Es wurde angenommen, 
daß fic) durch dieſe Ermäßigung das Geſchäft heben und der Umfatz ein 
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größerer werden würde, andererſeits konnte man es ſich nicht verhehlen, 
daß der Ueberſchuß ein geringerer würde. Beide Annahmen haben ſich voll 
beſtätigt. Es wurden im Jahre 1894 gegen das Vorjahr 450 Wechſel mit 
192004 Mk. mehr diskontirt, dagegen beträgt der Ueberſchuß nur 35 202 Mk., 
das ſind 3092 Mk. weniger als 1893 und dazu kommt noch, daß die 
Zinſen für Darlehne, Spar⸗Einlagen und Mitgliederguthaben im Ganzen 
1079 Mk. mehr betragen.“ 

Verluſte hat der Verein nicht erlitten. 

Thorner Credit-Geſellſchaft (G. Prowe & Co.) Actienkapital 
unverändert 300000 Mk. Reſervefonds 4597 Mk. (58882). Angekauft 
wurden Wechſel in Höhe von 3431087 Mk. (3454688). Am Schluſſe 
des Jahres blieb ein Wechſelbeſtand von 406399 Mk. (530 211). Lombard⸗ 
Darlehne wurden in Höhe von 182373 Mk. (158973) gegeben. Die 
Depoſiten betrugen am Schluſſe des Jahres 250880 Mk. (318137). Die 
Actionäre erhielten eine Dividende von 4 % (6%). Ueber die allgemeine 
Geſchäftslage ſagt der Rechenſchaftsbericht: 

„Im Jahre 1894 war der Handel unſerer Stadt mit dem Hinter- 
lande nur gering, demgemäß auch der Begehr nach Geld und Credit nicht 
bedeutend. 

Für uns war das verfloſſene Jahr ſehr ungünſtig. Während wir in 
den erſten 31 Jahren durchſchnittlich etwas über 8 % Dividende gaben 
und bei der Erhöhung des Actien-Kapitals vor 17 Jahren den ganzen 
Reſervefonds vertheilen konnten, können wir in dieſem Jahre die jtatuten- 
mäßigen 4 % Dividende nur durch Entnahme aus dem Reſerve-Fonds 
zahlen.“ | 
Thorner Darlehns-Verein (Eingetragene Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht). Geſammt⸗Kaſſenumſatz 1149 622 Mk. (904178), 
Geſchäftsantheile 5786 Mk. (3841), Wechſelbeſtand Ende 1894 111833 Mk. 
(119318), nach Abzug von 2585 Mk. (5632) Verluſt, Depoſitenbeſtand 
111181 ME (113896), Reſervefonds 4459 Mk. (3839), Zahl der Mit- 
glieder 381 (389), Dividende 7½ % (6 %). 

Städtiſche Sparkaſſe. Spareinlagen Ende 1893 2426415 Mk. 
Neue Einlagen im Jahre 1894 1214946 Mk. (1061708). Gutgeſchriebene 
Zinſen 68765 Mk. (59 916). Zurückgezahlte Einlagen 912 966 Mk. (770 622). 
Spareinlagen Ende 1894 2797 160 Mk. (2426 415). Reſervemaſſe Ende 
1894 158781 Mk. (101005). 

Kreisſparkaſſe mit dem Sitze in Thorn. Einlagen Beſtand 
Ende 1893 236858 Mk. Einlagen für 1894 176068 Mk. (271350). 
Gutgeſchriebene Zinſen 6318 Mk. (4876). Zurückgezahlte Einlagen 132067 Mk. 
(156491). Beſtand der Einlagen Ende 1894 287178 Mk. (236 858). 
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Für die zurückgezahlten Einlagen von 132067 Mk. ſind 869 Mk. Zinſen 
gezahlt. 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Die in der 
Generalverſammlung der Commanditiſten vom 22. November 1892 beſchloſſene 
Erhöhung des Aktienkapitals der Geſellſchaft auf 210000 Mk. iſt erfolgt. 
Reſervefonds 16108 Mk. (16 108). Wechſel wurden in Höhe von 
1962494 Mk. (1792805) angekauft. An Depoſiten wurden eingezahlt 
347 981 Mk. (369124). Am Schluſſe des Jahres betrug der Depofiten- 
beſtand 187272 Mk. (181256), der Wechſelbeſtand 351113 Mk. (361490), 
Dividende 4 % (6 %). 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit 

unbeſchränkter Haftpflicht). Mitgliederzahl 395 (412). Guthaben derſelben 

71951 Mk. (68 391). Reſervefonds 6120 Mk. (5294). Der Kaſſenumſatz 
hat 2306581 Mk. (2176730) betragen. Wechſel ſind angekauft in Höhe 
von 1014020 Mk. (970615). Auf Depoſitenconto ſind eingezahlt 93 150 Mk. 
(131153). Dividende 0 % (8 %). 

Volksbank zu Schönſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbe⸗ 
ſchränkter Haftpflicht). Reſervefonds 2882 Mk. (2827). Mitgliederantheil 
13159 Mk. (11912). Depoſiten 83385 Mk. (91476). Specialreſerve 
425 Mk. Reingewinn 1337 Mk. (986). 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergehniſſ des Vorjahres an. 


4. Poſt- und Telegraphen-Verkehr. 


Am 1. Auguſt bezw. 25. Juni 1894 ſind im Bezirk 2 neue Telegraphen⸗ 
anſtalten eingerichtet und zwar die in Schönſee 2 und die in Swierzynko. 
Sonſt hat ſich der Telegraphenverkehr in den Grenzen des Vorjahres bewegt, 
nur bei dem hieſigen Kaiſerlichen Telegraphen-Amt iſt die Zahl der auf⸗ 
gegebenen inländiſchen Telegramme von 42909 Stück im Jahre 1893 auf 
36792 zurückgegangen. Eine Zunahme weiſt das Kaiſerliche Telegraphen- 
Amt in Podgorz auf, dort hat die Zahl der aufgegebenen Telegramme 2155, 
die der angekommenen 3346 Stück betragen gegen 1370 bezw. 2338 im 
Vorjahre. Dieſe Zunahme iſt auf die Errichtung des Artillerie⸗Schießplatzes 
bei Podgorz zurückzuführen. 
f Bei dem hieſigen Kaiſerlichen Poſtamte weiſt die Zahl der auf⸗ 
gegebenen Brieffendungen eine nennenswerthe Steigerung auf, im Jahre 1894 
find 2279836 Briefe aufgeliefert, im Jahre 1893 nur 1747196. Der 
Poſtanweiſungsverkehr iſt auch im Berichtsjahre gewachſen. 

Der Erweiterungsbau des Poftamts ijt fertig geſtellt, die neuen 
Dienſträume ſind im Berichtsjahre in Betrieb genommen. 
Beim Poſtamt 2 in Thorn Bahnhof iſt die Zahl der eingegangenen 
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Briefe zurückgegangen von 87776 Stück im Jahre 1893 auf 34580 im 
Berichtsjahre. Die Zahl der aufgegebenen Briefe hat ſich vermehrt, ſie 
betrug 1893 166946 Stück, im Jahre 1894 275574 Stück. 
Beim Poſtamt 3 in Thorn (Bromberger Vorſtadt) iſt faſt in allen 
* Poſitionen eine Zunahme zu verzeichnen, ſo betrug u. A. die Zahl der 
eingegangenen Briefjendungen 212836, die der aufgegebenen 136344 gegen 
200 278 bezw. 129782 im Jahre 1893. 
Auch der Verkehr bei den Poſtanſtalten in Mocker und Podgorz weiſt 
gegen das Vorjahr eine Zunahme auf. 


5. Schiff fahrts- und Weichſel-Verkehr. 


* 
Im Jahre 1894 haben Thorn paſſirt: 
f 1. Von Rußland ſtromab: 
777 beladene Kähne gegen 849 im Vorjahre. 
19 beladene Güterdampfer Ned „ 2 
| 8 unbeladene Güterdampfer i rae tat n 
26 Schleppdampfer 2 Rn " 
2 Perſonendampfer i 4. „ " 
| 1367 Holztraften aninkgls. „ " 
2. Nach Rußland ſtromauf: 
| - 541 beladene Kahne gegen 536 im Vorjahre. 
| 95 unbeladene Kähne by: 110 „ : 
) 24 beladene Güterdampfer 3... } 
| 2 unbeladene Güterdampfer 5 — „ 5 
39 Schleppdampfer ie 6 „ n 
| 13 Perſonendampfer r 1 
3. Aus dem Inlande ftromab: 
: 164 beladene Kähne gegen 82 im Vorjahre. 
28 unbeladene Kähne at UN a " 
70 beladene Güterdampfer x 80 „ a 
3 unbeladene Giiterdampfer 5 ei „ 
33 Holztraften " 48 „ " 
4. Aus dem Inlande ſtromauf: 
144 beladene Kähne gegen 111 im Vorjahre. 
21 unbeladene Kähne > 18 „ " 
104 beladene Giiterdampfer ; 498°, E 
21 Schleppdampfer n . „ 


3502 Waſſerfahrzeuge incl. Traften gegen 3868 im Vorjahre. 
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Von den 3502 Waſſerfahrzeugen find in Thorn 
1. Ganz befrachtet ſtromab: 


mit Mehl 5 Kähne 11 Dampfer. 
„ Roggen ZT 3 A 8 
„ Zucker 42 „ — 3 
„ Melaſſe 1 1 > 
„ Spiritus Seng 4 
„ Stückgut 1 5 
„ Weizen 8 „ — 5 
„ Kleie 11 4 
" Hafer 1 " ee „* 
„ Mauerſteinen 45 „ — 4 / 
„ Schwellen vi 1 = 
„ Brettern e A 
„ Rundholz 9 4 5 — 7 
f „ Balken Wd oho 5 
„ Grubenholz Sans. — 5 
„ Reifenſtäben 3 „ — 5 
„ Eiſenwaaren D rs 5 
„ Granaten 1 „ — 8 
„ Pulver 7 „ 2 
„ ſonſtigen Gegenſtänden 10 2 5 
2. Ganz befrachtet ſtromauf: 
mit Eiſenerz a 3 Kähne. 
„ Kalkſteinen in = 
„ Farberde 1 Kahn. 
3. Ganz entlöſcht ſtromauf: 
mit Eiſenwaaren incl. Artillerie-Gut 55 Kähne. 8 
„ Steinkohlen Boon 
„ Brennholz Bsr Sig 
„ Mauerſteinen ies 
„ Heringen 8 1 Dampfer. 
„ Faſtage — „ 1 1 
„ Reis 2 „ — 2 
„ Roheiſen RI % 2 * 
„ Petroleum Mn R 5 
„ Oelſaat An " 
„ Gerſte — „ 1 2 
„ Melaſſe 2 „ => 8 
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mit Koks 1 Kahn — Dampfer. 
„ Caffee lit %% os ~ 
„ Stückgut 33 Kähne 101 
4. Ganz entlöſcht ſtromab: 

mit Steinen 21 Kähne. 
„ Kleie 6 
„ Weizen re 
„ Roggen 3 
„ Gerſte K 
„ verſchiedenem Getreide ur = 
„ Erbſen | Mic 

Kuhhaaren 1 


Im Sicherheitshafen haben im Winter 1894/95 Unterkunft geſucht 
3 Badeanſtalten, 1 Bootshaus, 8 Flußdampfer, 4 beladene Kähne, 49 leere 
Kähne, 10 Prähme und die Fahrzeuge der Waſſerbauverwaltung. 

An Mühlenfabrikaten ſind auf der Weichſel 10849 To. gegen 
7501 To. im Vorjahre eingegangen, abgegangen ſind 414 To. Weizen 
(1294), 511 To. Roggen (1550), 1662 To. Branntwein (1872), 8830 To. 
Zucker, Melaſſe und Syrup (9015). 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe des Vorjahres an, 
in den genannten wichtigen Artikeln iſt ſonach für 1894 ein Rückgang zu 
verzeichnen. 


6. Eiſenbahnverkehr. 


Der Verkehr auf den hieſigen Bahnhöfen im Berichtsjahre weiſt gegen 
das Vorjahr faſt durchweg eine Steigerung auf. Auf dem Hauptbahnhofe 
macht ſich dieſe Steigerung beſonders bei Eiſen, Zucker, Mühlenfabrikaten, 
Hülſenfrüchten und Bau- und Nutzholz bemerkbar, bei Mühlenfabrikaten auch 
auf Bahnhof Mocker. Der Verſandt an Gänſen iſt von 154728 Stück auf 
123088 zurückgegangen. Dagegen hat der Verkehr in Schweinen erheblich 
zugenommen. Es kamen an 64707 Schweine, es wurden verſandt 
67952 Schweine gegen 57977 bezw. 47944 im Jahre 1893. 

Der Perſonenverkehr weift auf allen 3 Bahnhöfen eine Zunahme auf. 
Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe 176583 Perſonen gegen 137521) _ 
„ „ „ „ Stadtbahnhofe 161407 > N ion | 8 
„ „ „ „ Bahnhof Moder 14282 „ „ 12229 


7. Getreidezufuhren 
auf dem Wege über Gollub und Leibitſch. 
Die Zufuhren aus Polen unter Begleitſchein-Controlle über Gollub 
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und Leibitſch hierher find, nachdem die Mühlenwerke in Leibitſch von Neuem 
in Betrieb geſetzt worden ſind, gegen das Vorjahr erheblich zurückgeblieben, 
nur in Gerſte iſt eine Ausnahme zu verzeichnen. Ueber Gollub gingen 
30 To. Gerſte ein, über Leibitſch 280 gegen 19 bezw. 105 To. im Vor: 
jahre. , 


— „ - 


Vorkandlungen der Handelskammer. 


1. Handelsvertrag mit Spanien. 


Der Abbruch der Verhandlungen mit Spanien iſt eine nothwendige 
Conſequenz des Verhaltens der Cortes gegenüber eines von unſeren geſetz— 
gebenden Faktoren angenommenen Vertrages. Der Abbruch der Ver— 
handlungen und damit der Eintritt des Zollkrieges zwiſchen Deutſchland und 
Spanien iſt zwar bedauerlich, aber unvermeidlich geweſen; wir hoffen, daß 
dieſe Umſtände Spanien zu der Erkenntniß der Zweckmäßigkeit führen mögen, 
ſich unſerer Regierung von Neuem mit annehmbaren Anträgen zur Wieder— 
aufnahme der Verhandlungen zu nähern. 


2. Handelsvertrag mit Portugal. 


Die ſeit langer Zeit ſchwebenden Verhandlungen mit Portugal wegen 
Abſchluß eines Vertrages haben leider noch nicht zu einem Reſultat geführt. 
Die erfreuliche Einberufung des Zollbeiraths im April 1894 läßt hoffen, 
daß die Beſtrebungen der betheiligten Regierungen, welche auf Abſchluß 
eines ſolchen Vertrages gerichtet ſind, zu einem guten Ende führen werden; 
unſere darauf bezüglichen Wünſche haben wir dem Zollbeirath unterbreitet. 


3. Handelsvertrag mit Rußland. 


Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe benachrichtigte uns ver- 
mittelſt Erlaſſes vom 17. März 1894, daß der deutſch-xuſſiſche Handels 
und Schifffahrts⸗Vertrag am 20. d. Mts., Morgens 8 Uhr, in Kraft 
getreten ſei. 

Daß die nach harten Kämpfen ſchließlich erfolgte Annahme dieſes 
bedeutungsvollen Vertrages im dieſſeitigen Kammerbezirk mit großer Genug— 

t thuung begrüßt wurde, haben wir ſchon in unſerem vorjährigen Bericht in 
ausführlicher Ausführung zur Kenntniß gebracht. Die auf ihn geſetzten 
Hoffnungen ſcheinen ſich zu erfüllen, wenngleich die Wirkung deſſelben heute 
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noch keine allgemein befriedigende iſt. Nach den vorangegangenen jahre- 
langen Störungen im Verkehr mit Rußland, kann auch nur allmählig eine 
Wiederherſtellung der früheren ausgedehnten wirthſchaftlichen Beziehungen 
zu unſerem großen Nachbarreiche erwartet werden; nichtsdeſtoweniger ſind 
wir in der Lage, ſchon heute conſtatiren zu können, daß eine freundlicher 
Geſtaltung unſeres Verkehrs mit Rußland nicht ausgeblieben iſt; namentlich 
einzelne Handelsbranchen, wie der Getreidehandel, der ſich größerer Zufuhren 
aus Ruſſiſch-Polen auf dem Waſſerwege zu erfreuen hatte, und das 
Speditionsgeſchäft, welchem letzteren die geſteigerte Ausfuhr der deutſchen 
Induſtrie ſowie die durch den Vertrag erfolgte Beſeitigung der differentiellen 
Behandlung der Waarentransporte (wie z. B. Baumwolle) über die trockene 
Grenze gegenüber der naſſen Grenze durch Rußland zu Gute gekommen iſt, 
haben ſich in dieſer Hinſicht über die günſtige Wirkung des Vertrages 
befriedigend geäußert. 

Die Befürchtungen der Gegner des Vertrages, daß Deutſchland nach 
Inkrafttreten des deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages mit ruſſiſchem Getreide 
überſchwemmt werden würde, haben ſich als unbegründet erwieſen; denn es 
ſteht feſt, daß die Einfuhr von Rußland an Brodgetreide im Jahre 1894 
keineswegs ungewöhnlich groß geweſen iſt, und daß die Preisbildung für 
Getreide durch den Vertragsabſchluß nicht beeinflußt worden iſt. 


4, Verkehr mit Rußland. 


Im Juli 1894 überſandte uns der Herr Provingial-Stener-Direftor 
in Danzig Abſchrift einer Bekanntmachung des Zollkammer-Direktors zu 
Nieszawa vom 20. Juni (2. Juli) d. J., wonach die preußiſchen Schiffer 
beim Eingange nach Rußland für ihre nicht zum Verkaufe eingehenden 
Fahrzeuge vom 20. Juli (1. Auguſt) d. J. ab den Zollbetrag durch Depots 
oder genügende Bürgſchaft ſicher ſtellen ſollen. 

Dieſe Bekanntmachung war geeignet, in Intereſſentenkreiſen große 
Beſtürzung hervorzurufen; in Anbetracht der nachtheiligen Folgen, welche 
dieſe Beſtimmung für den Schifffahrtsverkehr mit Rußland haben mußte, 
nahmen wir Veranlaſſung, an den Herrn Reichskanzler folgende Eingabe zu 
richten: 

20. Juni 
2. Juli 
bekannt gegebene Verordnung, welche lautet: 

Das Zollamt in Nieszawa macht hiermit bekannt der 

Kaufmannſchaft, Waarenverſendern, Waarenempfängern, als 
auch auf der Weichſel verkehrenden Schiffern und Dampfer⸗ 
beſitzern, daß von unten verzeichnetem Datum über einen 


„Eine unterm d. J. von dem Zollamte in Nieszawa 
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Monat, namentlich vom 20. Juli (1. Auguſt) 1894 folgende, 
ſeitens der Behörde angeordnete Verfügung eingeführt wird: 
„Die bisherigen Garantieſcheine der vom Auslande 
kommenden Schiffer lautend: daß ihre Fahrzeuge nicht 
zum Verkauf nach Rußland kommen und vor⸗ 
kommenden Falls der entſprechende Zoll an das Zoll- 

amt entrichtet wird,“ 

ſollen nunmehr durch Depots oder genügende Bürgſchaft im 

Verhältniß zu eventl. für das Fahrzeug zu zahlenden Zoll 

dem Zollamt geſichert werden — 
hat in den hieſigen Intereſſentenkreiſen große Beſtürzung hervor— 
gerufen, weil durch dieſelbe, wenn die Beſtimmungen wirklich in 
Kraft treten, die Fortdauer des Schifffahrtverkehrs mit Rußland 
in Frage geſtellt wird. 

In dem deutſch⸗-ruſſiſchen Handels- und Schifffahrtvertrage 
beſtimmt Artikel 13: 

„Die deutſchen Schiffe und ihre Ladungen ſollen in 
Rußland und die ruſſiſchen Schiffe und ihre Ladungen ſollen 
in Deutſchland ganz wie die inländiſchen Schiffe und 
Ladungen behandelt werden, gleichviel von wo die Schiffe 
ausgelaufen und wohin ſie beſtimmt ſind, und woher die 
Ladungen ſtammen oder wohin ſie beſtimmt ſind. Jedes 
Vorrecht und jede Befreiung, welche in dieſer Beziehung von 
einem der vertragſchließenden Theile einer dritten Macht ein— 
geräumt werden ſollte, ſoll gleichzeitig und bedingungslos 
auch dem anderen Theile zuſtehen.“ 

Vorſtehende Beſtimmung des Zollamts zu Nieszawa ſteht 
aber im kraſſen Widerſpruch zu den Beſtimmungen des Art. 13 
des Handels⸗ und Schifffahrtvertrages, die dadurch rein illuſoriſch 
werden. Durch die Anordnung des Zollamts zu Nieszawa wird 
ein ſchwerer Schlag gegen den Schifffahrtverkehr mit Rußland 
geführt, der geeignet erſcheint, denſelben zu vernichten. Die 
Rhedereien ſind wohl in der Lage, die verlangten Bürgſchaften in 
der angeordneten Form zu geben, nicht aber die große Zahl der 
Kahnſchiffer, durch die in der Hauptſache der Schiffsverkehr mit 
Rußland bewirkt wird. 

Ew. Excellenz bitten wir daher ehrerbietigſt, auf diplomatiſchem 
Wege geneigteſt die Zurückziehung der harten und den Schifffahrt- 
verkehr mit Rußland bedrohenden Verfügung des Zollamts in 
Nieszawa erſtreben zu wollen.“ 
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Die Königliche Staatsregierung hat denn auch dieſe Angelegenheit 
zum Gegenſtand eingehender Berathungen mit Vertretern der Kaiſerlich— 
Ruſſiſchen Regierung gemacht, welche zur Folge gehabt haben, daß die 
Friſt, in der deutſche Schiffe ohne Hinterlegung von Zollfautionen auf den 
Waſſerſtraßen Rußlands verkehren dürfen, zuerſt um einen weiteren Monat, 
alſo bis zum 1. October d. J. verlängert und im Weiteren die Verordnung 
des Zollamts zu Nieszawa bis zum Ende der Schifffahrtsſaiſon von 1894 
ſuspendirt wurde. 

Inzwiſchen wurden aber die Verhandlungen zum Zweck der gänzlichen 
Aufhebung der bezeichneten Beſtimmung weitergeführt, die ſchließlich auch 
den gewünſchten Erfolg gehabt haben. 

Die ruſſiſche Behörde ging beim Erlaß der Verordnung des Zollamts 
in Nieszawa von der Annahme aus, daß von den in Rußland eingehenden 
preußiſchen Flußfahrzeugen, deren Eigenthümer mit dieſen häufig ein oder 
mehrere Jahre in Rußland zur Ausübung ihres Gewerbes verbleiben, ein 
großer Theil nicht mehr nach Preußen zurückkehrt, ſondern in Rußland 
verkauft wird, ohne daß der für die Fahrzeuge zu erlegende Zoll bezahlt 
wird; daß dem aber nicht ſo iſt, konnte zur Genüge nachgewieſen werden; 
die geführten Regiſter haben ergeben, daß alle preußiſchen. Fahrzeuge, welche 
im Jahre 1893 die ruſſiſche Zollgrenze paſſirt haben, wenn ſie nicht auf 
den ruſſiſchen Gewäſſern zu Grunde gegangen ſind, nach Preußen wieder 
zurückgekehrt ſind. Nach Lage der Verhältniſſe iſt auch nicht anzunehmen, 
daß deutſche Schiffer in die Lage kommen, ihre in Deutſchland gebauten 
Fahrzeuge in Rußland vortheilhaft verkaufen zu können; in Rußland iſt 
die Herſtellung ſolcher Fahrzeuge weit billiger als hier, wo zur Herſtellung 
derſelben die aus Rußland kommenden und mit dem deutſchen Eingangszoll 
belaſteten Hölzer verwandt werden müſſen, und außerdem die höheren 
Arbeitslöhne in Rechnung zu ziehen ſind. 

Papvifum. Im Intereſſe einer großen Anzahl hiefiger: een, 
die im regen Verkehr mit Rußland ftehen, geftattete wir uns 
unterm 13. Juli 1894 in einer Eingabe an den Herrn Reichs— 
kanzler dahin vorſtellig zu werden, geeignete Schritte zur Erleichte— 
rung des Verkehrs zwiſchen Deutſchland und Rußland zu thun, 
und auf diplomatiſchem Wege dahin zu wirken, daß den deutſchen 
Unterthanen in Rußland dieſelben Rechte und Freiheiten zuerkannt 
werden, wie den ruſſiſchen Unterthanen in Deutſchland. Gegen 
die Beſtimmungen des deutſch-ruſſiſchen Handels- und Schifffahrt⸗ 
vertrages werden in Rußland alle diejenigen inneren polizeilichen 
Vorſchriften aufrecht erhalten, welche vor Jukrafttreten' des Ver⸗ 
trages galten; dazu gehört die Vorſchrift, daß jeder deutſche Unter- 
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than, der das Zarenreich betritt, feinen Paß, ohne Rückſicht auf 
die Dauer ſeines Aufenthalts in Rußland, dem Kreislandrath vor— 
zulegen hat, um das Viſum zu erlangen, ohne das er die ruſſiſche 
Grenze nicht paſſiren darf; das iſt aber mit vielen Koſten und 
großem Zeitverluſt verbunden. f 

Außerdem wird den deutſchen Staatsangehörigen jüdiſchen 
Glaubens der Verkehr mit Rußland dadurch ſehr erſchwert, daß 
ſie gehalten ſind, bevor ſie das Paßviſum des ruſſiſchen Konſuls 
erhalten, die Höhe ihres Einkommens, den Umfang ihrer Beziehungen 
zu Rußland und die Eintragung ihrer Handelsniederlaſſung in 
das Firmenregiſter nachzuweiſen. Das ſind den Verkehr mit 
Rußland erſchwerende Umſtände, die mit der dem Vertrage zu 
Grunde liegenden Abſicht, die gegenſeitigen Handelsbeziehungen zu 
fördern und zu erleichtern, kaum in Einklang zu bringen ſind. 

Im Weiteren richteten wir unterm 10. Juli 1894 an den 
Herrn Reichskanzler nachſtehende Eingabe: 

„In der Allerhöchſten Verordnung vom 14. Juni 1879 
(Reichsgeſetzblatt Nr. 17) ift im $ 1 angeordnet worden: 

„Bis auf Weiteres iſt jeder Reiſende, welcher aus 
Rußland kommt, verpflichtet, ſich durch einen Paß auszu⸗ 
weiſen, welcher von der deutſchen Botſchaft in St. Peters⸗ 
burg oder einer deutſchen Konſularbehörde in Rußland 
viſirt worden iſt.“ 

§ 2 der angezogenen Allerhöchſten Verordnung lautet: 

„Der Paß iſt beim Eintritt über die Reichsgrenze 
behufs Geſtattung der Weiterreiſe der diesſeitigen Grenz⸗ 
behörde zur Viſirung vorzulegen.“ 

Dieſe Allerhöchſte Verordnung iſt erlaſſen worden im 
Verfolg der Allerhöchſten Vorſchrift vom 2. Februar 1879 
(Reichsgeſetzblatt Nr. 4), welche im $ 1 lautet: 

„Vom 10. d. Mts. ab bis auf Weiteres iſt jeder 
Reiſende, welcher aus Rußland kommt, verpflichtet, ſich 
durch einen Paß auszuweiſen, welcher am Tage des 
Austritts des Reiſenden aus dem ruſſiſchen Staatsgebiete 
oder an einem der beiden vorhergehenden Tage von der 
deutſchen Botſchaft in St. Petersburg oder von einer 
deutſchen Konſularbehörde in Rußland viſirt worden iſt.“ 

und deren § 2 folgende Faſſung hat: 

„Zur Erlangung dieſer Viſirung iſt der glaubhafte 
Nachweis zu führen, daß der Paßinhaber ſich innerhalb 
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der letzten 20 Tage in keinem von der Peſt ergriffenen 

oder derſelben verdächtigen Gebiete aufgehalten hat.“ 

Die hier angezogenen Allerhöchſten Beſtimmungen vom 
14. Juni bezw. 2. Februar 1879 laſſen erkennen, daß ſie 
erlaſſen find zur Abwehr der damals in einigen Gouvernements 
des Zarenreichs ausgebrochenen Peſtſeuche. Längſt iſt dieſe 
Gefahr beſeitigt, der Paßzwang mit dem Viſum beſteht aber 
heute noch. 

Der Verkehr zwiſchen Deutſchland und Rußland hat hier— 
unter ſchwer gelitten, Ruſſen, die unſeren Ort beſuchen wollten 
und bei der Paßcontrolle nicht im Beſitz eines viſirten Paſſes 
befunden wurden, durften den hieſigen Bahnhof nicht verlaſſen 
und mußten mit dem nächſten Zuge nach Rußland zurück⸗ 
kehren. 

Dieſe Beſtimmungen haben dahin geführt, daß Rußland 
mit ähnlichen gegen deutſche Reiſende gerichteten Verordnungen 
geantwortet hat, wodurch der Verkehr mit Rußland ſehr er⸗ 
ſchwert worden iſt. 

Eine Beſſerung wurde von dem unterm 10. Februar 
(29. Januar) d. J. abgeſchloſſenen Handels- und Schifffahrts⸗ 
Vertrage zwiſchen Deutſchland und Rußland erwartet. Eine 
Aenderung hat derſelbe aber bezüglich des Perſonen⸗ 
verkehrs nicht gebracht, der Paß- und Viſirungszwang beſteht 
noch immer hüben und drüben. Der Perſonenverkehr ijt den- 
felben Beſchränkungen unterworfen, wie vor Abſchluß des 
deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages. 

An Ew. Exellenz richten wir die gehorſamſte Bitte, dahin 

wirken zu wollen: 

1. daß die Verordnung vom 14. Juni 1879 mit allen 
ihren Folgen ganz aufgehoben werde und 

2. daß auch von Seiten Rußlands die möglichſten Er- 
leichterungen im Grenz- und Paßweſen zugeſtanden werden. 
Leider ſind alle unſere Bemühungen in dieſer Angelegenheit 

erfolglos geblieben. 
Stempelgebühr. Hierzu nachſtehender Erlaß des Herrn Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 9. Mai 1894: 

„Nach amtlicher Mittheilung lehnen Betheiligte es häufig 
ab, die vorgeſchriebene Stempelgebühr für von ihnen an das 
Kaiſerlich-Ruſſiſche Zolldepartement oder den Kaiſerlich-Ruſſi⸗ 
ſchen Finanzminiſter gerichtete, und meiſt auf den Nachlaß 
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von Zollſtrafen fic) beziehende Eingaben zu zahlen. Da vor 
Entrichtung der Stempelgebühr die Eingaben nicht 
berückſichtigt werden, ſo iſt empfohlen worden, den Ge— 
ſuchen ſtets 2 Stempelmarken zu je 80 Kopeken oder den 
entſprechenden Betrag in ruſſiſchem Gelde beizufügen.“ 

Zolſſtrafen. Ueber das Verfahren bei Feſtſetzung von Zollſtrafen in Ruß— 

land wird mitgetheilt: 

„Die Reklamation einer deutſchen Firma wegen Zollſtrafe 
von 40 Rubel für angeblich verſehentliche falſche Deklaration 
iſt vom Kaiſerl. Ruſſiſchen Zolldepartement unberückſichtigt 
gelaſſen worden. Die Entſcheidung iſt getroffen gemäß Artikel 
82 des Zolluſtaws. 

Der Chef des Zollbezirks entſcheidet endgiltig: 

1. in Angelegenheiten bei denen es ſich darum handelt, an 
Stelle der von den Zollämtern für Unrichtigkeiten in den 
Deklarationen verfügten Konfiskationen oder Zollſtrafen Acci⸗ 
denz treten zu laſſen, wenn die Höhe der verfügten Zoll— 
ſtrafe 100 Rubel nicht überfteigt. 

2. bei Beſchwerden über von den Zollämtern verfügte Kon- 
fiskation beſchlagnahmter Waaren, wenn der Schätzungswerth 
der letzteren 100 Rubel nicht überſteigt. 

Beſchwerden über von den Zollämtern verfügte Konfis- 
kation beſchlagnahmter Waaren, deren Schätzungswerth mehr 
als 100 Rubel beträgt, werden von dem Chef des Zollbezirks 
in Begleitung ſeines eigenen Gutachtens dem Zolldepartement 
zur Entſcheidung vorgelegt.“ 

Nach der Auffaſſung des Zolldepartements iſt alſo den 
Bagatell-Reklamationen bis zum Betrag von 100 Rubel die 
Wohlthat einer Appellation überhaupt verſchloſſen. 

Verfahren Der Herr Minifter für Handel und Gewerbe benachrichtigt 
eiter antec” uns unterm 11. October 1894 von einer demſelben von dem Herrn 
Zoͤlhehöten. Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten über das Verfahren bei 

Beſchwerden über ruſſiſche Zollbehörden zugegangene Mittheilung 
nachſtehenden Inhalts: N 

„Im Allgemeinen muß es den Betheiligten überlaſſen 
bleiben, Zollbeſchwerden auf dem in Rußland vorgeſchriebenen 
Inſtanzenwege (Zolldepartement, Finanzminiſterium, dirigiren— 

der Senat) ſelbſt zu verfolgen. In ſchwierigeren Fällen 
oder in ſolchen, die eine beſondere Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens wünſchenswerth erſcheinen laſſen, wird es ſich, ſo 
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lange die Beſchwerde noch der Entſcheidung des Kaiſerlich⸗ 
Ruſſiſchen Zolldepartements unterliegt, empfehlen, das Kaiſerlich— 
Deutſche Konſulat in St. Petersburg, das auf Grund der 
Beſtimmung des Schlußprotokolls zum Deutſch⸗-Ruſſiſchen 
Handels- und Schifffahrts⸗Vertrage Theil IV, § 18 mit dieſer 
Behörde unmittelbar verkehren darf, um ſeine Unterſtützung 
zu bitten. 

Diejenigen Beſchwerden, die bei dem Zolldepartement in 

St. Petersburg bereits eine ungünſtige Entſcheidung gefunden 

haben, können geeignetenfalls von hier aus unterſtützt wer- 

den. Die bezüglichen Eingaben ſind in dieſen Fällen an das 

Auswärtige Amt zu richten.“ 

Als im Jahre 1885 Seitens der Königlich Preußiſchen 
Staatsregierung Anordnungen getroffen wurden gegen die Ein 
wanderung und den Aufenthalt ruſſiſch-polniſcher Elemente in den 
Preußiſchen Oftprovingen, wurde auch mit einer Ausweiſungspolitik 
gegen ruſſiſch-jüdiſche Unterthanen begonnen. Unter den in 
Betracht kommenden Kommiſſionären befinden ſich auch ſolche, die 
dem Handel in den Oſtprovinzen zum Nutzen gereichen; ſie führen 
uns die ruſſiſchen Erzeugniſſe zu, ſind beider Sprachen mächtig 
und bilden ein nützliches Verbindungsglied zwiſchen dem ruſſiſchen 
Verkäufer und dem deutſchen Käufer. 

Für unſern Platz kommt hauptſächlich der Holzhandel in 
Betracht und da herrſcht bei allen Intereſſenten die übereinſtimmende 
Meinung, daß der reelle ruſſiſch-⸗jüdiſche Unterhändler dabei kaum 
zu entbehren fei. In Gemeinſchaft mit dem Vorſteher-Amt der 
Kaufmannſchaft in Königsberg i./Pr. find wir deshalb bei dem 
Herrn Miniſter des Inneren dahin vorſtellig geworden, allen 
ruſſiſch⸗jüdiſchen Unterthanen den unbeſchränkten Aufenthalt in 
Preußen zu geſtatten, ſoweit dieſe ſich hier nicht läſtig gemacht 
haben. 

Unſere Vorſtellung hat aber nicht den gewünſchten Erfolg 
gehabt. 

Die Königliche Eiſenbahndirektion in Bromberg benachrichtigte 
uns unterm 17. Mai 1894, daß ſie mit der Abſicht umgehe, die 
Auslieferung ruſſiſcher Sendungen auf Duplikat-Frachtbriefe vom 
1. April 1895 nicht mehr zuzulaſſen. Um das Einleben in die 
durch das internationale Uebereinkommen über den Frachtverkehr 
gegebenen Vorſchriften zu erleichtern, wurde bisher die Aushändigung 
ruſſiſcher Sendungen mit ungenauen Adreſſen auf Duplikat-Fracht⸗ 


Briefen zugelaſſen; von dieſem Verfahren iſt auf einzelnen Stationen 
z. B. in Königsberg nur wenig Gebrauch gemacht worden; dagegen 
gehen hier mehr denn früher ruſſiſche Sendungen mit fingirten 
Frachtbrief-Adreſſen ein. Aus der Abnahme der unvorſchriftsmäßig 
ausgeſtellten Frachtbriefe in Königsberg ſei zu entnehmen, daß die 
Ausſtellung der ruſſiſchen Frachtbriefe in der vorgeſchriebenen Weiſe 
angängig und auch durchführbar iſt. Es liegt ſomit kein genügender 
Grund vor, das mit den gegenwärtigen Beſtimmungen nicht zu 
vereinbarende Ausnahme-Verfahren dauernd beizubehalten. 

Wir wieſen der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion jedoch nach, 
daß die Verhältniſſe hier anders als in Königsberg lägen, und 
daß für unſeren Ort eine Nothwendigkeit der Beibehaltung des 
jetzigen Verfahrens vorhanden ſei. Die Wagenladungsgüter, die 
hier mit ungenauen Adreſſen aus Rußland eintreffen, ſind größten⸗ 
theils unverkauft; während ſie rollen, trifft der Eigenthümer ſeine 
weiteren Beſtimmungen. 

In dankenswerther Berückſichtigung dieſer Verhältniſſe hat die 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion fic) bereit erklärt, das jetzige Ver⸗ 
fahren widerruflich noch auf ein weiteres Jahr beſtehen zu laſſen. 

Hieſige Intereſſenten haben bei uns Klage geführt über die Art 
und Weiſe der Abfertigung von nach Deutſchland beſtimmten Wagen- 
ladungsgütern in Alexandrowo. Im Intereſſe des deutſch⸗ruſſiſchen 
Verkehrs wurden wir deshalb unterm 14. Februar 1894 bei der 
Direktion der Warſchau-Wiener Eiſenbahn in Warſchau vorſtellig, 
indem wir Folgendes aus führten: 

„Zwiſchen der Ausgabe der ruſſiſchen Frachtbriefe über 
eingegangene Güter und der für die Aufgabe zur Weiter 
beförderung feſtgeſetzten Zeit iſt die Friſt ſo kurz bemeſſen, 
daß die Grenzſpediteure kaum in der Lage find, die erforder- 
lichen Papiere auszufertigen. In dieſe ſoll aber das in 
Alexandrowo amtlich ermittelte Gewicht eingeſchrieben werden, 
doch da bis zu dieſer Zeit die Verwiegung noch nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, jo wird das im ruſſiſchen Original-Frachtbrief 
verzeichnete Gewicht ohne Rückſicht und Prüfung auf ſeine 
Richtigkeit benutzt. Wenn man bedenkt, daß die Abwickelung 
der meiſten hier in Betracht kommenden Geſchäfte auf dem in 
Alexandrowo feſtgeſtellten Gewicht beruhen, ſo liegt die 
Unſicherheit des Verkehrs klar zu Tage und die Hinfälligkeit 
jeder Calculation iſt augenſcheinlich. Wenn zwar auch wohl 

nicht ſämmtliche Ladungen in der geſchilderten Weiſe behandelt 
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werden, jo doch die überwiegend meiften, was um fo aufs 
fallender iſt, als die Waggons in der Regel erſt einen Tag 
nach erfolgter Aufgabe nach Deutſchland ausgehen. Die Ver⸗ 
wiegung geſchieht, nachdem die Frachtbriefe aufgeliefert ſind, 
die den Ausgangsſtempel des nächſtfolgenden Tages erhalten. 
Es wird ſonach eine amtliche Urkunde vordatirt. Da das 
wirklich ermittelte Gewicht nur ſelten in den Frachtbriefen 
vermerkt iſt, jo ergeben ſich häufig zwiſchen dem hierin ver- 
zeichneten und dem auf den deutſchen Ankunftsftationen amtlich 
feſtgeſtellten Gewicht Differenzen, welche theilweis ſehr groß 
find. Es können Gewichtsunterſchiede von 600 — 1000 Kg., 
ja noch größere, nachgewieſen werden. 

Da unter dieſen Verhältniſſen das deutſch⸗ruſſiſche Geſchäft 
im hohen Grade leidet, ſo erlauben wir uns, an die geehrte 
Direction die ergebenſte Bitte zu richten 

Hochdieſelbe wolle ſchleunigſt für Abſtellung der geſchilderten 
Mißſtände Sorge tragen und in dieſem Sinne die Eiſenbahn— 
ftation in Alexandrowo mit Anweiſung verſehen. 

Hierauf wurde uns von dem Herrn Chef der commerciellen 
Abtheilung nachſtehende Antwort zu Theil: 

In Erwiderung Ihrer gefl. Zuſchrift vom 14. Februar b. J. 
beehren wir uns, Ihnen ergebenſt mitzutheilen, daß das bei 
der Umexpedirung der nach dem Ausland beſtimmten Trans- 
porte ſtattfindende Verfahren im Sinne und auf Grund der 
Miniſterialverfügung vom 27. November 1893 Nr. 19334 
erfolgt, wonach für die unentgeltliche Lagerung der Sendungen 
in den Wagen eine 6ſtündige Friſt zur Anwendung kommt. 

Im Betreff Ihrer Einwendungen wegen Aufdrücken auf 
die Frachtbriefe eines Ausgangsſtempels mit vordatirter 
Abſendezeit bemerken wir ergebenſt, daß ſowohl die Fracht⸗ 
briefe als auch die diesbezüglichen Duplicate mit dem Datum 
der Aufgabe abgeſtempelt werden, wenn auch dieſe 
Sendungen Mangels eines abgehenden Zuges nach der Auf- 
gabezeit deſſelben Tages erſt am nachfolgenden Tage zur 
Abſendung gelangen. 

Was nun die Prüfung des Gewichts der zur Umexpedirung | 
nach dem Ausland kommenden Sendungen anbetrifft, jo er- 
lauben die auf dieſer Station obwaltenden Localverhältniſſe 

dieſe Prüfung vor 2 Uhr Nachmittags nicht vorzunehmen und 
geben ſomit die Alexandrowoer Frachtvermittler, um mit 


Zollfreiheit 
nach Rußland 
zurüdgehender 

Sade, 
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Rückſicht auf die beregte ſechsſtündige Friſt die Ueberhaltung 
der Wagen zu vermeiden, die Frachtbriefe auf die zur Um⸗ 
expedirung kommenden Getreidetransporte vor Prüfung des 
Gewichts auf. 

Nach der auf dieſe Weiſe erfolgten Aufgabe und 
Abſtempelung der Frachtbriefe und der demnächſt Nachmittags 
erfolgten Verwiegung der Sendungen trägt die Güterexpedition 
das conſtatirte Gewicht in die Frachtbriefe und Duplikate ein 
und erhält ſomit der Verſender den Duplikatfrachtbrief mit 
Bezeichnung desjenigen Gewichts, welches bei der Prüfung in 
Alexandrowo ermittelt wurde. 

Mit Rückſicht auf die eingangs erwähnte Miniſterial⸗ 
verfügung, ſowie die Zeit⸗ und Localverhältniſſe der Station 
Alexandrowo ſind wir gegenwärtig nicht in der Lage, eine 
Aenderung der beſprochenen Manipulation herbeiführen zu 
können.“ 

Gleichzeitig mit unſerm Schreiben vom 14. Februar 1894 an 
die Direction der Warſchau-Wiener Eiſenbahn, hatten wir von 
dem Inhalt deſſelben dem Auswärtigen Amt in Berlin Kenntniß 
gegeben, und die Bitte ausgeſprochen, unſern Antrag beim ruſſiſchen 
Verkehrs⸗Miniſterium zu unterſtützen. 

An den Herrn Reichskanzler richteten wir unterm 8. Juni 1894 
folgendes Geſuch: 

„In dem Schluß⸗Protokoll des deutſch⸗ruſſiſchen Handels- 
vertrages iſt beſtimmt worden, daß die leeren ruſſiſchen Säcke, 
die mit Getreide gefüllt ins Ausland gehen, wieder zollfrei 
nach Rußland eingeführt werden dürfen. 

Dieſe Beſtimmung wird aber dadurch für unſeren Grenz⸗ 
verkehr werthlos, daß bei der Wiedereinfuhr der Säcke die 
ruſſiſche Behörde eine Deklaration verlangt und für dieſe eine 
Gebühr von über drei Rubel erhebt, wobei nicht in Frage 
kommt, ob die Anzahl der Säcke eine große oder nur 
geringe iſt. 

Erſchwert nun ſchon die Stempelgebühr bei kleineren 
Transporten — dieſelben erreichen namentlich bei den Grenz— 
übergängen in unſerem Bezirk zum weit kleinſten Theile 
10 To. und darüber — die Wiedereinfuhr der leeren Säcke 
nach Rußland, ſo machen die Formalitäten bei der Declaration, 
auf deren Erfüllung die ruſſiſche Behörde hält, die Wieder⸗ 

einfuhr der leeren Säcke dieſe faſt ganz unmöglich. Nach den 
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in Rußland beſtehenden Beſtimmungen dürfen die Declarationen 
nur von den Beſitzern perſönlich oder von Kaufleuten erſter 
Gilde ausgefertigt werden, und zwar im Laufe des Vormittags, 
um erſt Nachmittags ihre Erledigung zu finden. 

Danach müſſen die Beſitzer, da Kaufleute erſter Gilde in 
den ruſſiſchen kleineren Grenzorten ſelten anſäſſig ſind, ſich 
bei jedem Transport perſönlich nach dem oft mehrere Meilen 
entfernten Grenzübergange begeben. Da es unmöglich iſt, 
bei den großen Entfernungen die Ablieferung des Getreides 
derart zu beſchleunigen, daß die leeren Säcke noch im Laufe 
deſſelben Vormittags declarirt werden können, ſo liegt es auf 
der Hand, daß die Eigenthümer mit ihren Geſpannen und 
Leuten mindeſtens zwei Tage verſäumen. Die im deutſch⸗ 
ruſſiſchen Handelsvertrage vorgeſehene Aufhebung des Sack— 
zolles wird ſonach illuſoriſch und es muß das ruſſiſche Getreide 
wie vorher in loſem Zuſtande über die Grenze gebracht werden. 

An Ew. Excellenz richten wir die gehorſame Bitte, auf 
diplomatiſchem Wege dahin wirken zu wollen, daß die Retour- 
ſäcke fortan ruſſiſcherſeits nicht wie anderes Eingangsgut bei 
der Einfuhr behandelt, ſondern gegen Rückgabe des auch jetzt 
ſchon ausgeſtellten Anmeldeſcheines ohne Weiteres abgefertigt 
werden.“ 

Von dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe iſt darauf 


unterm 20. Auguſt 1894 nachſtehender Beſcheid eingegangen: 


„Auf die an den Herrn Reichskanzler gerichtete Beſchwerde 
vom 8. Juni d. J., betreffend die Erhebung einer Deflarations- 
gebühr für die mit ruſſiſchem Getreide ausgeführten Säcke bei 
deren Rückeinfuhr nach Rußland, erwidere ich der Handels- 
kammer, daß ſolche Säcke nach $ 6 des Zollcirkulars vom 
24. März d. J. (deutſches Handelsarchiv für 1894, 1 S. 372/; 
vergl. auch ebenda I S. 480) denſelben Zollförmlichkeiten 
unterliegen wie andere Einfuhrwaaren. Dies iſt beſonders 
der Fall hinſichtlich der Zolldeklarationen, die nach den 
beſtehenden Vorſchriften für zollpflichtige und zollfreie Waaren 
in gleicher Weiſe erforderlich ſind. An den Uebergangspunkten 
kann die Deklaration nach dem Zollcirkular vom 28. April d. J. 
(a. a. O., 1 S. 480) mündlich erfolgen. 

Mit der Deklaration zugleich ſind Ausfuhrſcheine gemäß 
§§ 3 und 4 des erſterwähnten Circulars einzureichen, wobei 
es zur Exleichterung des Verkehrs dient, daß die Identität 


Ruſſiſches Petroleum. 


der in den einzelnen Ausfuhrſcheinen bezeichneten mit den 
demnächſt zur Rückeinfuhr angemeldeten Säcken nicht nach— 
gewieſen zu werden braucht. Es genügt, wenn die Anzahl 
der Säcke übereinſtimmt und die zurückkommenden Stücke als 
gebraucht erkannt werden. Sind dieſe Bedingungen erfüllt, ſo 
erhält der Deklarant einen Paſſirſchein, laut welchem die 

Waare aus dem Kaiferlichen Zollamte herausgelaſſen wird. 

Ausfuhrſcheine, Deklarationen und Paſſirſcheine ſind allge— 
meinen Beſtimmungen zufolge in Höhe von 80 Kop. ſtempel— 
pflichtig. Weitere Koſten entſtehen nicht und werden eventuell 

wohl die von dem Spediteur in Rechnung geſtellte Proviſion ſein. 

Was die Beſchränkungen in der perſönlichen Befugniß zur 
Ausfertigung von Deklarationen anlangt, ſo finden auch nach 
dieſer Richtung hin lediglich die allgemeinen Vorſchriften 

Anwendung.“ 

Im Weiteren empfingen wir von dem Herrn Miniſter für 
Handel und Gewerbe die Ueberſetzung einer Verordnung, betreffend 
Verladung von ruſſiſchem Getreide in zollfrei eingeführte Säcke, 
lautend: 

„Gemäß Allerhöchſtem Befehl vom 9. December 1894 iſt 
die Gültigkeit der ſeit dem 26. Juni 1888 in Kraft beſtehenden 
Vergünſtigung, betreffend die Verladung von Exportgetreide 
— Korn und Mehl — in ausländiſche Säcke, bis zum 
1. Januar 1898 verlängert worden.“ 
und ferner die Ueberſetzung eines Erlaſſes des Kaiſerlich— 

Ruſſiſchen Zolldepartements vom 18. Januar 1895 lautend: 

„Der Finanzminiſter hat bei der Wiedereinfuhr von 
Säcken, welche als Verpackung von Getreide nach dem Aus— 
lande ausgeführt wurden und nach dem ruſſiſch-deutſchen 
Handelsvertrage einem zollfreien Durchlaß unterliegen, deren 
Einlaß ohne Abgabe einer Deklaration genehmigt.“ 

Nach Mittheilung der Königlichen Eiſenbahn-Direktion zu 
Bromberg iſt von den Ruſſiſchen Eiſenbahnen bei der ſtattgefundenen 
Umarbeitung des deutſch-ruſſiſchen Verband-Gütertarifs auch der 
Antrag auf Erſtellung und Einführung eines direkten ermäßigten 
Ausnahmetarifs für ruſſiſches Leuchtöl (Karoſin) von den ruſſiſchen 
Verſandſtationen Zarizyn, Kamyſchin, Saratow und Niſchny— 
Nowgorod über den Grenzübergang Wirballen und über die übrigen 
deutſch⸗ruſſiſchen Grenzübergänge, für welche letzteren auch noch 


die Station Odeſſa hinzutreten würde, geftellt worden. Es werden 
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direkte Tarifſätze nach den größeren Plätzen des öſtlich der Elbe 
gelegenen deutſchen Gebiets, einſchließlich Dresden, Leipzig und 
Halle, gewünſcht. Die ruſſiſchen Bahnen führen zur Begründung 
ihres Antrages an, daß die Tarife für ruſſiſches Petroleum (Karofin), 
die früher von Baku nach Batum 19 Kop. pro Pud betragen 
hätten, neuerdings auf 9 Kop. pro Pud herabgeſetzt worden ſeien. 
Dieſe einſchneidende Maßnahme ſei bedingt worden durch Wett— 
bewerbsrückſichten gegen das amerikaniſche Petroleum, nachdem die 
Verſuche einer gegenſeitigen Verſtändigung über Regelung des 
Wettbewerbes beider Produktionsgebiete geſcheitert ſeien. Zwecks 
weiterer Verhandlungen mit den ruſſiſchen Bahnen ſei es erwünſcht, 
zu erfahren, ob ein Bedürfniß zur Erſtellung eines ſolchen direkten 
Ausnahmetarifs nach einzelnen größeren Plätzen des oſtelbiſchen 
deutſchen Gebietes vorhanden iſt. 

Die Königliche Eiſenbahn-Direktion zu Bromberg forderte uns 
auf, dieſe Bedürfnißfrage für unſeren Geſchäftsbezirk zu prüfen und 
zutreffenden Falles unter näherer Begründung ſowie ungefährer 
Angabe der vorausſichtlichen Bezugsmengen von ruſſiſchem Petroleum 
(Karoſin) nebſt Angabe der etwa gewünſchten Tarifſtationen das 
Ergebniß der Prüfung ihr mitzutheilen. 

In unſerer darauf ertheilten Antwort ſtellten wir es als 
wünſchenswerth hin, unſeren Ort in den zu erſtellenden direkten 
Tarif für ruſſiſches Leuchtöl (Karoſin) aufgenommen zu ſehen. 
Unſer Platz conſumirt jährlich ein Quantum von 1400 Tonnen 
amerikaniſchen Leuchtöls, welches in der Hauptſache auf dem Waffer- 
wege bezogen wird. Der Verbrauch würde ſich bei direkten Bezügen 
ſowie billigeren Preiſen und Frachten aus Rußland vorausſichtlich 
vergrößern. Es ſind vor einigen Jahren ſchon Bezüge in ruſſiſchem 
Leuchtöl gemacht worden, dieſe mußten aber wieder aufgegeben 
werden, weil die Fracht über Illowo nach hier ſich zu hoch geſtellt 
hat. Wird Station Thorn in den direkten Tarif eingeſtellt, dann 
unterliegt es keinem Zweifel, daß dadurch für unſeren Platz ein 
weſentlich erweitertes Abſatzgebiet geſchaffen wird, und das auf 
Thorn unter dem Einfluß eines direkten Tarifs zur Abladung ge- 
langende Quantum an ruſſiſchem Leuchtöl von beträchtlicher Be- 
deutung ſein würde. 

Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe hat uns Ab- 
ſchrift eines Erlaſſes des Kaiſerlich Ruſſiſchen Finanzminiſteriums 
überreicht, betreffend die Beibringung von Urſprungszeugniſſen bei 
der Einfuhr deutſcher Waaren nach Rußland, und gleichzeitig der 
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Handelskammer die Ermächtigung zur Ausfertiguug und Be- 
glaubigung jener Zeugniſſe ertheilt. 

Der Erlaß des Kaiſerlich Ruſſiſchen Finanzminiſteriums be⸗ 
ſtimmt, daß „Deutſche Waaren, über welche ordnungsmäßige 
Frachtpapiere vorgelegt werden, ſind zu den in den Verträgen mit 
Deutſchland und Frankreich vereinbarten Zollſätzen abzufertigen, 
ſofern ſie von einer ihren deutſchen Urſprung nachweiſenden Be— 

ſcheinigung begleitet oder mit Fabrikzeichen verſehen ſind, aus 
denen unzweifelhaft entnommen werden kann, daß ſie deutſcher 
Fabrikation ſind. Die genannten Urſprungszeugniſſe können von 
ruſſiſchen Geſandtſchaften, Konſulaten und Konſularagenten, ſowie 
von deutſchen Handelskammern, Kommunal- und Polizeibehörden 
unter Beifügung des Amtsſiegels oder auch von den deutſchen 
Zollämtern ausgefertigt werden. Die bei indirekter Einfuhr obli⸗ 
gatoriſche Vorlage der Faktura des Fabrikanten kommt für deutſche 
Waaren in Wegfall; ebenſo wird die Vorlage einer von dem 
Ausgangszollamt des Durchfuhrlandes ausgeſtellten Beſcheinigung 
darüber, daß die Waaren von ihrem Eintritt in das betreffende 
Land ab ununterbrochen unter Kontrole der Zollbehörden geweſen 
ſind, nicht gefordert. Die Vorlage der Urſprungszeugniſſe kann 
bei der Einfuhr der Waaren, als Anlage der Frachtpapiere oder 
bei Abgabe der Zolldeklaration, endlich auch ſpäter, binnen drei 
Wochen und bezüglich des Zollamts zu Tiflis und der Zollämter 
an der Oſtküſte des Schwarzen Meeres binnen eines Monats nach 
dem Tage des Eingangs der Waaren erfolgen. 

Falls die Vorlage der Urſprungszeugniſſe erſt nach der für 
die Abgabe der Deklaration vorgeſchriebenen Friſt erfolgt, hat der 
Empfänger auf der Deklaration den deutſchen Urſprung der Waaren 
zu beſcheinigen.“ 


5. Gemiſchte Privat-Tranſit-Läger. 


Nachdem der Reichstag in feiner Sitzung am 14. März 1894, ane 
läßlich der Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung 
des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 die Reſolution gefaßt hat: 

„den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, in Erwägung zu nehmen, 
ob nicht entweder die gemiſchten Privat⸗Tranſit⸗Läger von den in 
Nr. 9 des Zolltarifs aufgeführten Waaren (Getreide u. ſ. w.) 
ohne amtlichen Mitverſchluß, welche überwiegend ſpeculativen 
Zwecken zum Schaden der Inlandspreiſe dienen, ſowie die auf 
Grund des Geſetzes vom 27. Juni 1882 den Inhabern von Mühlen 


<i 
bei der Ausfuhr ihrer Fabrikate gewährte Zollerleichterung ganz 
aufzuheben ſind oder der in beiden Fällen mit den Begünſtigungen 
verbundene Zollcredit zu beſchränken iſt“ 


nahmen wir Veranlaſſung in einer Eingabe vom 25. Mai 1894 an den 
2 Reichskanzler Folgendes zur Ausführung zu bringen: 


„Seitens der Herren Regierungsvertreter wurde eine Erwägung 
biefen Angelegenheit bereitwilligſt zugeſagt, jo daß wir es als nicht 
ausgeſchloſſen betrachten, daß eine Anzahl von Plätzen der ihnen 
eingeräumten Rechte, Tranſitläger zu errichten, verluſtig gehen 
dürften. 

Wenn wir auch nicht annehmen, daß eventl. auch eine Aus⸗ 
ſcheidung unſeres Platzes von dieſer Vergünſtigung ſtattfinden 
werde, ſo erlauben wir uns doch, Ew. Excellenz gehorſamſt darauf 
hinzuweiſen, daß gerade jetzt nach Aufhebung des Identitätsnach⸗ 
weiſes Thorn in die Lage kommen wird, die früheren lebhaften 
Beziehungen mit Rußland in Bezug auf den Getreidehandel 
wenigſtens zum Theil wieder aufzunehmen. Es liegt auf der Hand, 
daß einem ſolchen Verkehr der Beſitz von gemiſchten Privattranfit- 
lägern zur Stütze dient, was auch ſ. Z. dadurch im Hohen 
Bundesrath anerkannt worden iſt, daß Thorn zu den erſten Plätzen 
zählte, denen genannte Vergünſtigung zu Theil geworden iſt. 

Wir richten daher an Ew. Excellenz die gehorſame Bitte, 
dem hieſigen Platze, der unter den Zollmaßregeln der letzten Jahre 
naturgemäß ſehr ſchwer gelitten hat, das ihm zuſtehende Recht zur 
Errichtung von gemiſchten Privattranſitlägern nicht entziehen zu 
wollen, wenn auch die Reichsregierung dahin ſchlüſſig werden 
ſollte, derartige Läger, weil entbehrlich, zum Theil aufzuheben.“ 


Darauf erſtattete uns der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe 
vermittelſt Erlaſſes vom 29. September 1894 folgende an die Herren Vor⸗ 
ſteher der Kaufmannſchaft zu Stettin gerichtete Antwort mit der Aufforderung 
um gleichmäßige Aeußerung: 


„Die Herren Vorſteher haben in dem an meinen Herrn Amts— 
vorgänger unter dem 3. März 1887 erſtatteten Berichte dargelegt, 
daß, wenn durch die Aufhebung des Identitätsnachweiſes bei der 
Ein⸗ und Ausfuhr von Getreide dem Handel die Möglichkeit ge- 
währt würde, die in den freien Verkehr eingeführten Getreidemengen 
ohne Nachtheil wieder ausführen zu können, die bisherigen Tranfit- 
läger für Getreide überflüſſig werden würden, wodurch „eine 
Summe von unproduktiver Arbeit und Beläſtigung für das 
Mühlengewerbe, den Handelsſtand und die Zollbehörden“ erſpart 


— 


und die bisher allerdings nicht durch Beiſpiele belegte aber immer- 
hin vorhandene Möglichkeit einer Umgehung der Zollvorſchriften 
zum Nachtheil derjenigen, welche dieſelben beobachten, gänzlich be— 
ſeitigt werde. Nachdem durch das Geſetz vom 14. April d. J., 
betreffend die Abänderung des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 
(Reichsgeſetzblatt S. 335 ff.) den Wünſchen des Handelsſtandes 
entſprochen und durch die Aufhebung des Identitätsnachweiſes bei 
der Ein⸗ und Ausfuhr von Getreide eine völlig freie Bewegung 
des Getreides zwiſchen dem Inlande und dem Auslande geſichert 
und die Möglichkeit gegeben iſt, die bereits in den freien Verkehr 
übergegangenen Getreidemengen in das Ausland wieder auszuführen, 
erſcheint eine Prüfung der Frage geboten, ob die Beibehaltung der 


gemiſchten Privattranſitläger ohne amtlichen Mitverſchluß für Ge⸗ 


treide fernerhin noch für die Zwecke des Tranſitverkehrs als 
ein Bedürfniß anzuſehen iſt, und welche Vortheile für dieſe Zwecke 
von den Tranſitlägern noch zu erwarten ſind. Indem ich die 
Herren Vorſteher ergebenſt erſuche, Sich hierüber gefälligſt gut- 
achtlich zu äußern, bemerke ich noch, daß ſchon gegenwärtig die 
große Mehrzahl der gemiſchten Tranſitläger keineswegs für die 
Zwecke des Tranſitverkehrs in Anſpruch genommen iſt, daß viel- 
mehr von den meiſten derartigen Tranſitlägern Getreide in das 


Ausland überhaupt nicht oder nur in ſehr geringen een aus⸗ 


geführt worden iſt.“ 


In unſerer Berichterſtattung vom 10. October 1894 führten wir aus: 


„Der Reichstag hat in ſeiner Sitzung vom 14. März d. J. 
anläßlich der Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die 
Abänderung des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 die Reſolution 
gefaßt, den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, in Erwägung zu 
nehmen, ob nicht entweder die gemiſchten Privattranſitläger von 
den in Nr. 9 des Zolltarifs aufgeführten Waaren (Getreide u. ſ. w.) 
ohne amtlichen Mitverſchluß, welche überwiegend ſpekulativen Zwecken 
zum Schaden der Inlandspreiſe dienen, ſowie die auf Grund des 
Geſetzes vom 27. Juni 1882 den Inhabern von Mühlen bei der 
Ausfuhr ihrer Fabrikate gewährte Zollerleichterung ganz aufzuheben 
ſind oder der in beiden Fällen mit den Begünſtigungen verbundene 
Zolleredit zu beſchränken iſt. Seitens der Herren Regierungs— 
vertreter wurde eine Erwägung dieſer Angelegenheit bereitwilligſt 
zugeſagt. 

Hiernach durfte es ſchon damals nicht für ausgeſchloſſen er⸗ 
achtet werden, daß eine Anzahl von Plätzen der ihnen eingeräumten 


= 


Rechte, Tranſitläger zu errichten, verluſtig gehen dürfte; wenn wir 
auch nicht annahmen, daß Thorn, welchem Platze der hohe Bundes⸗ 
rath als einem der erſten das Recht zur Einrichtung von Privat⸗ 
tranſitlägern zuerkannt hat, dieſes Recht verlieren würde, ſo hielten 
wir es doch für angezeigt, an den Herrn Reichskanzler unter 
Hervorhebung der Bedeutung der Privattranſitläger für unſeren 
Platz, die Bitte zu richten, Thorn das Recht zur Errichtung ge⸗ 
miſchter Privattranſitläger nicht zu entziehen. 

Ein Entſcheid auf dieſes vom 25. Mai d. J. datirte Bitt⸗ 
geſuch iſt uns bisher nicht zugegangen. 10 

Wenn auch unzweifelhaft die Aufhebung des Identitätsnach⸗ 
weiſes für den Verkehr eine ſehr große Erleichterung brachte, ſo 
würde dieſe erſt dann in volle Wirkung treten, wenn die jetzt zur 
Ertheilung gelangenden Einfuhrſcheine den Inhaber zur Einführung 
jeglicher Sorte Getreide berechtigen würden und nicht nur zu der, 
die zur Ausfuhr gelangt iſt. | ua“ 

Alle Momente, welche ſ. Z. den hohen Bundesrath ver⸗ 
anlaßten, unſerem Platze das Recht zur Einrichtung von Privat⸗ 
tranſitlägern zu gewähren, ſind auch heute noch vorhanden. Auf 
dem Waſſer- und Eiſenbahnwege treffen hier aus Rußland Getreide- 
mengen ein, über deren endgültigen Verbleib bei der Ankunft 
hierſelbſt Beſtimmungen meiſt noch nicht getroffen ſind. Dieſe 
Getreidemengen werden hier in die Tranſitläger übernommen und 
verbleiben dort ſo lange, bis Eigenthümer über ſie endgültig ver⸗ 
fügen. Nach § 7 des Geſetzes betreffend den Zolltarif des deut⸗ 
ſchen Zollgebiets und den Ertrag der Zölle und der Tabakſteuer 
vom 15. Juli 1879 mit dem Abänderungsgeſetz vom Mai 1885 
kann in den Tranſitlägern ohne amtlichen Mitverſchluß die Be⸗ 
handlung und Umpackung der gelagerten Waare: uneingeſchränkt 
und ohne Anmeldung und die Miſchung derſelben mit inländiſcher 
Waare unter der Bedingung erfolgen, daß bei der Ausfuhr dieſer 
gemiſchten Waare der in der Miſchung enthaltene Procentſatz von 
ausländiſcher Waare als die zollfreie Menge der Durchfuhr an⸗ 
zuſehen iſt. 1297001 

Unſerem Platz, der ja hauptſächlich in ſeinen Getreidebezügen 
auf Rußland angewieſen iſt, gewähren ſonach naturgemäß die 
Privattranſitläger viele Vortheile, eine Aufhebung derſelben hier 
würde unſerem Ort, der unter den Zollmaßregeln der letzten Jahre 
ſchwer gelitten hat, neuen Schaden zufügen. 

Gi. Excellenz bitten wir deßhalb gehorſamſt, unſerem 
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Platz das Recht zur Errichtung von Privattranſitlägern ohne 

amtlichen Mitverſchluß nicht entziehen zu wollen.“ 
Wenn Excellenz hervorheben, daß ſchon gegenwärtig die große 
Mehrzahl der gemiſchten Tranſitläger keineswegs für die Zwecke 
des Tranſitverkehrs in Anſpruch genommen iſt, daß vielmehr von 
den meiſten derartigen Tranſitlägern Getreide in das Ausland 
überhaupt nicht oder nur in ſehr geringen Mengen ausgeführt 
worden iſt, ſo ſind dieſe Verhältniſſe auf die allgemeine Conjunctur 
zurückzuführen, welche ruſſiſche Inhaber veranlaſſen, ihre Vorräthe 
zurückzuhalten. Sobald eine Aenderung zum Beſſern eingetreten 
fein wird, werden auch die Privattranſitläger wieder in größerem 
Umfang in Anſpruch genommen werden. 


6. Entwurf eines preußiſchen Waſſergeſetzes. 


Der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe hat uns unterm 
14. Februar 1894 den Entwurf eines preußiſchen Waſſergeſetzes zur Begut- 
achtung zugehen laſſen. Der Erlaß des Herrn Miniſters führt aus, daß der 
nach mehrfachen Richtungen hin verbeſſerungsfähige Zuſtand der heimiſchen 
Waſſerverhältniſſe zum nicht geringen Theile auf die Mängel der in Preußen 
geltenden ſehr zerſplitterten Waſſergeſetzgebung zurückzuführen ſei. Dieſer 
Umſtand hat der Königlichen Staatsregierung Veranlaſſung gegeben, eine 
Prüfung des geſammten Waſſerrechts auf dem Gebiete der Landesgeſetz— 
gebung in Angriff zu nehmen. 

Das dem Entwurf beigegebene Verzeichniß der Ströme und Schiff— 
fahrtskanäle ſoll nach der Abſicht des Geſetzgebers, die ſich aus der 
Begründung zu $ 35 ergiebt, nicht eine erſchöpfende Aufzählung aller vor: 
handenen öffentlichen Ströme und Schifffahrtskanäle enthalten, ſondern nur 
diejenigen Waſſerläufe, über deren Charakter als öffentlich ſchiffbare auf 
keiner Seite ein Zweifel beſteht. Bei den übrigen Waſſerläufen ſoll die 
Feſtſtellung der Schiffbarkeit in dem nach den $$ 33, 34 vorgeſehenen 
Verfahren erfolgen. Das gedachte Verzeichniß iſt daher für die einzelnen 
Landestheile einer genauen Prüfung dahin zu unterwerfen, ob für die 
einzelnen darin aufgeführten Stromſtrecken und Schifffahrtskanäle die von 
der Geſetzeskommiſſion angenommene Vorausſetzung zutrifft, oder ob es ſich 
empfiehlt, einzelne Waſſerläufe auszuſcheiden und die Feſtſtellung ihrer 
Schiffbarkeit dem geordneten Verfahren zu überlaſſen, eventuell auch, ob 
noch andere Waſſerläufe in das Verzeichniß aufzunehmen find. 

In unſerem unterm 7. Juli 1894 dem Herrn Miniſter erſtatteten 
Bericht ſprachen wir die Anſicht aus, daß der Entwurf geeignet erſcheine, 
die großen Mängel der in Preußen geltenden ſehr zersplitterten Waſſer⸗ 
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geſetzgebung zu beſeitigen; wir erblicken in den Beſtimmungen des Entwurfs, 
wenn derſelbe zur Annahme gelangt, einen weiteren Fortſchritt gegenüber 
den beſtehenden Verhältniſſen; die einheitliche Regelung des geſammten 
öffentlichen und privaten Waſſerrechtes, welche der Entwurf zum Ziele hat, 
iſt ein ſeit langer Zeit in allen Intereſſentenkreiſen gefühltes Bedürfniß. 
Im Intereſſe der Landwirthſchaft, der Induſtrie, des Gewerbes, der Schiff— 
fahrt und Flößerei, ſowie im Intereſſe einer beſſeren Geſundheitspflege, iſt 
daher die Durchführung der darauf gerichteten Reformbeſtrebungen von her— 
vorragender Bedeutung; doch ſind auch wir der in der Begründung zum 
Ausdruck gebrachten Anſicht, daß die reichsgeſetzliche Regelung dieſer wichtigen 
Frage den Vorzug vor einer landesgeſetzlichen verdiene, damit die in den 
einzelnen Landestheilen geltende verſchiedene Geſetzgebung zu einer einheit— 
lichen umgeſtaltet werde. 

Im Ganzen glauben wir, daß der Entwurf, ſo weit derſelbe die 
rechtlichen Verhältniſſe der Gewäſſer im Allgemeinen, die Vorſchriften zur 
Reinhaltung der Gewäſſer, die Eintheilung der Waſſerläufe, ihre Benutzung 
und Veränderung, ſowie den Gemeingebrauch derſelben behandelt, als durch— 
aus angemeſſen und zweckentſprechend anzuerkennen iſt. 5 

Das dem Entwurf beigegebene Verzeichniß der Ströme und Schiff— 
fahrtskanäle ſoll, nach Abſicht des Geſetzentwurfs, die ſich aus der Be— 
gründung zu § 35 ergiebt, nicht eine erſchöpfende Aufzählung aller vor— 
handenen öffentlichen Ströme und Schifffahrtskanäle enthalten, ſondern nur 
diejenigen Waſſerläufe, über deren Charakter als öffentlich ſchiffbare auf 
keiner Seite ein Zweifel beſteht. Bei den übrigen Waſſerläufen ſoll die 
Feſtſtellung der Schiffbarkeit in dem nach den S$ 33, 34 vorgeſehenen Ber: 
fahren erfolgen. In dem betreffenden Verzeichniß ijt in Anlage 1 (Ströme) 
die Drewenz nur in ihrem unteren Lauf von Leibitſch bis zum Weichſelfluß 
aufgenommen worden; es fehlt mithin der obere Lauf der Drewenz von 
Leibitſch bis zum Geſerich-See bei Oſterode. Die Stau- und Floßſchleuſe 
bei Leibitſch charakteriſirt aber an und für ſich den oberen Drewenzlauf 
als öffentlichen Fluß, der für die Flößerei von Bedeutung iſt; deßhalb und 
in Anſehung der damit verknüpften Rechtswirkungen erſcheint es wichtig, 
daß auch der obere Lauf der Drewenz bis zum Drewenz-See als öffent— 
licher Fluß aufgenommen wird; nach § 32 Abſatz 4 dürfte er zu denjenigen 
Waſſerläufen zu rechnen fein, deren Unterhaltung aus Gründen eines öffent: 
lichen oder gemeinwirthſchaftlichen Nutzens geboten iſt. Die Begründung 
des Entwurfs zu § 32 deſſelben hebt hervor, daß die endgültige Feſtſtellung 
der Verzeichniſſe nach dem letzten Abſatz von § 32 weitgehende Wirkungen 
ſowohl in privatrechtlicher wie in öffentlich-rechtlicher Beziehung hat. Na⸗ 
mentlich ergiebt ſich daraus, daß das Eigenthumsrecht des Staates erliſcht, 


wenn ein bisher ſchiffbarer Waſſerlauf in die Klaſſe der nicht ſchiffbaren 
verſetzt wird. Dies entſpricht dem geltenden Recht, wonach durch das Auf- 
hören der Schiffbarkeit die dem Staate zuſtehenden Rechte und Pflichten 
an den öffentlichen Flüſſen untergehen. Der obere Lauf der Drewenz iſt 
flößbar und iſt daher den ſchiffbaren Flüſſen gleichzuſtellen. 

Die Faſſung des § 166 des Entwurfs erſcheint uns bedenklich; dieſelbe 
beſtimmt, daß keinerlei Anlagen ausgeführt werden dürfen, welche über die 
Erdoberfläche hinausragen; wir empfehlen, dafür zu ſagen: „dürfen keinerlei 
Anlagen ausgeführt werden, welche geeignet erſcheinen, die Hochwaſſergefahr 
weſentlich zu erhöhen und das erforderliche Hochwaſſerprofil in unzuläſſiger 
Weiſe einzuengen.“ 

Im Weiteren heißt es in § 167 Abſatz 2 des Entwurfs, daß aus 
Rückſichten des Hochwaſſerſchutzes auch nachträglich Auflagen und Ein- 
ſchränkungen und, wenn erforderlich, auch die Beſeitigung einer genehmigten 
Anlage angeordnet werden können, ohne daß dafür Entſchädigung beanſprucht 
werden kann. Dieſe Beſtimmung erſcheint uns hart und glauben wir daher, 
daß es mehr der Billigkeit entſprechen würde, dem Satze folgende Faſſung 
zu geben: 

„jedoch nur gegen volle Entſchädigung.“ 

Im Hinblick auf die bedeutenden und wichtigen Intereſſen, welche 
Landwirthſchaft und Gewerbe am Waſſer gemeinſam haben, erſcheint es 
empfehlenswerth, daß eine Vertretung dieſer beiden Gruppen bei der zu 
bildenden Waſſerbehörde in der Weiſe erfolge, daß zur Mitwirkung bei den 
Geſchäften der waſſerwirthſchaftlichen Verwaltung, wie § 267 fie beſtimmt, 
je ein Vertreter aus den Landwirthſchaftskammern und den Handelskammern 
zu wählen iſt. 

Wichtig für die Schifffahrt und Flößerei erſcheinen die Beſtimmungen 
der S$ 60, 61, 62 des Entwurfs, welche geeignet erſcheinen, hinſichtlich 


der Rechte und Pflichten der Schiffer und Flößer bezw. der Uferbeſitzer 


beim Betreten der Ufer zum Zwecke der Fortbewegung der Schiffe und 
Flöße (Leinpfadsrecht), deren Landen und Befeſtigen an den Ufern einen 
klaren Rechtszuſtand zu ſchaffen; um denſelben auch für den oberen Lauf 
der Drewenz von Leibitſch aufwärts bis zum Drewenz-See zur Geltung zu 
bringen, iſt ein Grund mehr für die Zweckmäßigkeit der Eintragung auch 
dieſes Waſſerlaufes in das Verzeichniß der öffentlichen Ströme, wie in 
unſern Bemerkungen zu § 32 des Entwurfs des Näheren ausgeführt. Die 
an dem oberen Lauf der Drewenz herrſchenden Verhältniſſe entbehren zur 
Zeit eines geordneten Rechtszuſtandes, worunter die Flößerei zu leiden hat. 
Die Ertheilung der Erlaubniß zum Betreten der Ufer, das Landen und 
Befeſtigen der Flöße an den Ufern bleibt der Erwägung der Uferbeſitzer 
3 


— 34 


überlaſſen, woraus häufig Streitigkeiten zwiſchen den Intereſſenten entſtehen, 
deren Schlichtung meiſtens zum Nachtheil der Floßbeſitzer erfolgt. 


7. Kleinbahn -Projekt. 


In unſerm vorjährigen Bericht theilten wir mit, daß wir die Erbauung 
einer Kleinbahn von Thorn nach Leibitſch, mit Anſchlußgleiſen nach 
Antoniewo und Waldau betreiben. Die Vorarbeiten, wie Vermeſſungen, 
Tracirung der Bahn und der Koſtenanſchlag nebſt Rentabilitäts-Berechnung 
ſind im Berichtsjahr beendet und das fertiggeſtellte Projekt iſt den zu⸗ 
ſtändigen Behörden zur Genehmigung vorgelegt worden. 

Der Fortgang der Verhandlungen in Angelegenheit dieſer Kleinbahn 
mit der Königlichen Eiſenbahndirektion iſt leider ein ſehr langſamer. Eine 
beſondere Schwierigkeit ſcheint die Platzbeſtimmung zur Anlage des Bahn⸗ 
hofs zu verurſachen, wodurch der Gang der Verhandlungen aufgehalten 
wird; das Projekt hat zur Anlage des Bahnhofs ein freies Terrain, welches 
theils dem Militärfiskus und anderntheils der Stadt gehört, in Ausſicht 
genommen; die Zuſtimmungserklärung der Königlichen Eiſenbahn-Verwaltung, 
welche dieſes Terrain ſeiner Raumverhältniſſe und ſeiner Lage wegen im 
Hinblick auf die Möglichkeit einer ſpäter nothwendig werdenden Erweiterung 
der Gleisanlage des Stadtbahnhofs für ungeeignet hält, ſteht jedoch noch 
aus; und doch gewährt dieſes Terrain gerade den einzigen vorhandenen 
Platz, der zur Anlage des Bahnhofs in Frage kommen kann, um ſo mehr, 
als die Militär-Verwaltung, deren Entgegenkommen unſeren Beſtrebungen 
gegenüber wir dankbar anerkennen, beſonderen Werth darauf legt, daß die 
Anlagen des Bahnhofs innerhalb der Stadt gemacht werden, und daß 
ſämmtliche Kleinbahnzüge unbedingt ſofort durch das Leibitſcher Thor in die 
Feſtung fahren, ohne vorher außerhalb rangirt zu haben. In dieſer Ange- 
legenheit fand hier vor Kurzem eine Lokalinſpektion durch Vertreter der 
Königlichen Eiſenbahn-Verwaltung ſtatt, von der wir hoffen, daß ſie zur 
Erfüllung unſerer darauf bezüglichen Wünſche führen werde. 


8. Holzkofffabriken. 


Eine uns durch den Herrn Oberpräſidenten Staatsminiſter Dr. von 
Goßler gegebene Anregung zur Anlegung von Holzſtofffabriken fand dank⸗ 
barſte Anerkennung. Auf einer im Juli 1894 zu Stargard abgehaltenen 
Verſammlung der Königlichen Forſtbeamten aus den Provinzen Ofte und 
Weſtpreußen wurde ausgeführt, daß die vortheilhafte Verwerthung vers 
ſchiedener Holzqualitäten nur durch Anlegung von Holzſtofffabriken möglich 
und es für den Staat nützlich ſein würde, in Ermangelung von Privat⸗ 
Unternehmen ſelbſt die Errichtung von Holzſtofffabriken in die Hand zu 
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nehmen. Wegen Anlegung einer ſolchen Fabrik, vielleicht an der Brahe 
und in Verbindung mit dem Umbau der Mühlhöfer Schleuſe, hatte ſich 
der Herr Oberpräſident an den Herrn Miniſter für Landwirthſchaft, Do⸗ 
mainen und Forſten gewandt. Der Herr Miniſter hat jedoch dahin ent- 
ſchieden, daß die Anlage und der Betrieb einer Holzſtofffabrik und die 
Führung eines andern gewerblichen Fabrikbetriebes für Rechnung der 
Staatsverwaltung aus grundſätzlichen Bedenken nicht erfolgen könne, daß 
der Herr Miniſter aber gerne bereit ſei, die von Privatperſonen betriebenen 
Unternehmungen ſolcher Art zu fördern und Sorge zu tragen, daß in den 
Staatsforſten das zur Fabrik geeignete Rohmaterial thunlichſt zur Verfügung 
gehalten werde, wenn daſſelbe gewünſcht werden und zu annehmbaren Preiſen 
abſetzbar ſein ſollte. 

Was die Benutzung von Waſſerkräften betrifft, ſo führt der Herr 
Ober⸗Präſident im Weiteren aus, daß verſchiedene Mühlenanlagen z. Z. 
zweckmäßiger für die Holzbearbeitung als für die Herſtellung von Mehl 
verwendet, daß Waſſer aus gefällreichen Flüſſen, wie die Brahe, auch ohne 
Anlegung von Wehren nutzbar gemacht und daß mehrere tief eingeſchnittene 
und gefällreiche Waſſerläufe auch ohne Nachtheil für die Landwirthſchaft 
mit Thalſperren verſehen werden können. 

Mit großem Intereſſe haben wir von dem Mitgetheilten Kenntniß 
genommen und bei der großen Bedeutung, welche die beſſere Verwerthung 
der Holzproduete und die Hebung der Induſtrie für Weſtpreußen hat, die 
erhaltene Anregung in weiteren Intereſſentenkreiſen verbreitet; die aus 
letzteren uns zugegangenen Gutachten laſſen aber leider erkennen, daß in 
unſerm Bezirk nach Lage der Verhältniſſe die Anlage von Holzſtofffabriken 
kaum zu erwarten ſteht, weil es an geeigneten Waſſerkräften, die biel 
Zwecken nutzbar gemacht werden könnten, fehlt. 


9. Anmeldung von Freizeichen. 


Das Kaiſerliche Patentamt, für die Zwecke der ihm obliegenden 
Prüfung eine Sammlung der im Verkehr befindlichen Freizeichen veran- 
ſtaltend, hat uns zur Angabe derjenigen Zeichen aufgefordert, welche in dem 
hieſigen Intereſſengebiete für gewiſſe Waaren allgemein benutzt werden, oder 
zur Zeit der Eintragung in die bisherigen Regiſter allgemein benutzt worden 
ſind, unter Angabe der Zeit, ſeit welcher das Zeichen im freien Verkehr 
iſt und der Waarengattungen, für welche es benutzt wird. Auf Grund der 
von der Handelskammer erlaſſenen Aufforderung, theilten wir dem Kaiſerlichen 
Patentamt mit, daß Anmeldungen von Freizeichen im Sinne des § 4 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1894 zum Schutz der Waarenbezeichnungen aus 
hieſigem Bezirk nicht eingegangen ſeien. Vielfach wird aber von hieſigen 
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Gewerbtreibenden auf Etiquetten das Thorner Stadtwappen benutzt, auch 
führen verſchiedene hieſige Gewerke Wappen, die als Freizeichen anzuſehen 
ſein dürften. 


10. Verkehr mit Erſatzmitteln für Sutter (Margarine). 


Die Handelskammer zu Frankfurt a./M. hat an den Reichstag ein 
Geſuch gerichtet, betreffend die Ablehnung der Abänderungs-Vorſchläge zum 
Geſetz vom 12. Juli 1887 über den Verkehr mit Erſatzmitteln für Butter. 
Den Ausführungen der genannten Handelskammer traten wir bei, und 
richteten an den Reichstag das Geſuch, dafür einzutreten, daß die reelle 
Fabrikation und der reelle Vertrieb der Margarine weder durch Geſetzes⸗ 
änderungen unterbunden, noch auch, daß durch Beſteuerung der Margarine 
deren Abſatz reduzirt werde. 


11. Prifentation von Wechſeln durch die Poſtanſtalten. 


Die Handelskammer zu Inſterburg machte den Vorſchlag, dem Auftrag 
zur Präſentation des Wechſels und eventuell zur Proteſterhebung könnte ein 
gedrucktes Formular beigefügt werden, welches die Benachrichtigung an den 
Schuldner enthält, daß ein Wechſel von anzugebender Höhe präſentirt ſei 
und proteſtirt werden würde, falls nicht die Einlöſung des Wechſels auf 
dem Poſtamt bis zu einer beſtimmten Stunde erfolge, welchem Vorſchlage 
wir zugeſtimmt haben. 


12, Neuordnung der Handelskammern. 


Durch Erlaß vom 1. Januar 1895 hatte der Herr Miniſter für 
Handel und Gewerbe die Kammer aufgefordert, ſich bis zum 1. März 1895 
zu der Frage der Neuordnung der Handelskammern in Preußen an der 
Hand der in dem Erlaß dargelegten Geſichtspunkte in einem dem Herrn 
Regierungs⸗Präſidenten in Marienwerder einzureichenden Bericht gutachtlich 
zu äußern. | 

Im Beſonderen forderte der Erlaß des Herrn Miniſter für Handel 
und Gewerbe eine Berichterſtattung über nachſtehende ſieben Fragen: 

J. Sind obligatoriſche Handelskammern über das ganze Staatsgebiet 

einzurichten und wie ſind deren Bezirke abzugrenzen? 

II. In welchem Umfange ſollen Handel und Gewerbe in den Handels- 

kammern vertreten fein? = 104 
Soll insbeſondere Wahlrecht und Beitragspflicht begründet werden 

a) für alle Gewerbtreibenden, oder | 
p) für die gewerbeſteuerpflichtigen Gewerbtreibenden, oder 


e) für die als Firmeninhaber in die Handelsregiſter eingetragenen 
Kaufleute und Geſellſchaften, oder 

d) für die unter c) aufgeführten Kaufleute und Geſellſchaften 
unter der ferneren Einſchränkung, daß fie gewerbeftener- 

pflichtig ſind, oder 

e) für die unter e) aufgeführten Kaufleute und Geſellſchaften 
unter der weiteren Einſchränkung, daß fie zu einem be- 
ſtimmten, nicht zu niedrig zu bemeſſenden Mindeſtſatze der 
Gewerbeſteuer veranlagt ſind? 

III. Wie ſoll das Wahlrecht zu den Handelskammern geregelt werden? 

IV. Iſt die Einrichtung lokaler Organiſationen oder von Organiſationen 
nach Betriebszweigen innerhalb der Handelskammern in Ausſicht 

zu nehmen? 

V. St der Geſchäftskreis der Handelskammern zu erweitern, ins— 

beſondere 
a) in Bezug auf ihre Anhörung über Geſetzentwürfe, die Inter— 
eſſen von Handel und Gewerbe berühren, | 
b) in Bezug auf den Kreis ihrer Verwaltungs-Aufgaben? 
Soll den Handelskammern juriſtiſche Perſönlichkeit verliehen 
werden? 

VI. Iſt der Fortbeſtand der öffentlich-rechtlichen Stellung der fauf- 
männiſchen Korporationen mit der Neuordnung der Handelskammern 
vereinbar? N 

VII. Empfiehlt es ſich, die Schaffung eines zur Wahrnehmung der 
Intereſſen von Handel und Induſtrie beſtimmten und als techniſcher 
Beirath für die Staatsregierung dienenden Centralorgans in Aus— 
ſicht zu nehmen? 

Nach Berathung dieſer ſieben Fragen in öffentlicher Sitzung, der der 


Herr Regierungs-Präſident von Horn beiwohnte, berichteten wir demſelben 


wie folgt: 

J. Im Hinblick auf die ungleichmäßige Entwicklung der Preußiſchen 
Handelskammern und auf das neue Gewerbeſteuer-Geſetz vom 
24. Juni 1891, durch das die Beſtimmungen des Handelskammer— 
Geſetzes vom 24. Februar 1870 über die Wahlberechtigung zum 
Theil hinfällig geworden ſind, wird die Reformbedürftigkeit des 
Handelskammergeſetzes vom 24. Februar 1870 anerkannt. Die 
Einrichtung obligatoriſcher Handelskammern, welche das ganze 
Staatsgebiet wie ein Netz umfaſſen, damit alle Intereſſen von 
Handel und Induſtrie zu ihrem Rechte gelangen, iſt nothwendig. 
Was die Abgrenzung der Bezirke anbetrifft, ſo glauben wir, daß 


II. 
Induſtrie ihre Vertretung finden, nicht aber auch das Handwerk, 


III. 


IV. 


dabei vor Allem die wirthſchaftliche Zuſammengehörigkeit und die 
Gemeinſamkeit der Intereſſen unter möglichſter Erhaltung des 
hiſtoriſch Gewordenen im Auge zu behalten ſei; von dieſem Geſichts⸗ 
punkt ausgehend empfehlen wir, daß der Handelskammer⸗Bezirk 
Thorn den hieſigen Landgerichtsbezirk umfaſſen möge. 

In den zu bildenden Handelskammern ſollen nur Handel und 


und zwar müßte in den Handelskammern eine Intereſſen⸗Vertretung 
des geſammten Handels und der Induſtrie, des Groß- und Klein- 
handels, der Groß- und Kleininduſtrie zum Ausdruck gelangen. 
Es erſcheint zweckmäßig, das Wahlrecht und die Beitrags⸗ 
pflicht zu begründen auf alle gewerbeſteuerpflichtigen Gewerb⸗ 
treibenden, Kaufleute und Geſellſchaften, die im Handelsregiſter 
eingetragen ſtehen; diejenigen Kaufleute und Gewerbtreibenden, 
welche zwar im Handelsregiſter eingetragen ſtehen, aber nicht gee 
werbeſteuerpflichtig find, ſollten mit einem fingirten Satz, wie bis⸗ 
her, eingeſchätzt werden, und mit dieſem zu den Koſten der Handels⸗ 
kammern herangezogen werden. 
Der zur Zeit beſtehende Wahlmodus bietet keine Gewähr dafür, 
daß Groß⸗ und Kleinhandel in gleicher Weiſe hinſichtlich ihrer 
Vertretung zu ihrem Rechte gelangen, weil auf Grund des Ge- 
werbeſteuer⸗Geſetzes vom 24. Juni 1891, dabei eine Majoriſirung 
der I. und II. Klaſſe durch die III. und IV. Klaſſe der Gewerbe- 
fteuerpflichtigen zu befürchten ſteht. Wir empfehlen daher die 
Bildung von zwei Wahlabtheilungen in der Weiſe, daß die I. und 
II. und ein Theil der III. Klaſſe die eine Abtheilung und der Reft 
der III. Klaſſe mit der IV. Klaſſe die zweite Abtheilung bildet, 
und daß jede der beiden Abtheilungen die gleiche Zahl von Mit⸗ 
gliedern zu der Handelskammer wählt. Als Wahlberechtigte der 
III. Klaſſe, welche mit der I. und II. Klaſſe zuſammen wählen, 
bringen wir diejenigen Gewerbtreibenden in Vorſchlag, welche mit 
192 Mk. und abſteigend bis zu 72 Mk. zur Gewerbeſteuer ein⸗ 
geſchätzt ſind. 
Die Einrichtung lokaler Organiſationen, wenn ſie berechtigt ſein 
ſollen, direkt mit den Behörden in Verkehr zu treten, empfehle 
ſich nicht, weil dadurch die Einheitlichkeit der Arbeiten der Kammer 
nur geſtört werden könnte. Dagegen empfehlen wir die Einrichtung 
von Lokalausſchüſſen, mit denen die Kammer eine enge Fühlung 
zu unterhalten hat. Auch die Organiſationen nach Betriebszweigen 
halten wir nicht für empfehlenswerth. a 


VI. 


V. 
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Die Frage zu a) können wir nur entſchieden bejahen; die König⸗ 
liche Staatsregierung verlangt von den Handelskammern ſach⸗ 
verſtändige Auskunft und Aufklärung über die Lage und Wünſche 
des Handels und der Induſtrie; deshalb muß es als billig er⸗ 
ſcheinen, daß Handelskammern, die ein volles Verſtändniß für das 
wirthſchaftliche Leben beſitzen, auch gehört werden, und daß alle 
Geſetzentwürfe, welche die wirthſchaftlichen Intereſſen ihrer Bezirke 
berühren, ihrer Begutachtung unterbreitet werden, bevor ſie von 
der Regierung den geſetzgebenden Körperſchaften zur Behandlung 
vorgelegt werden. Insbeſondere empfiehlt es ſich, die Kammern 
zu hören über die bezüglich der beſchloſſenen Geſetze zu erlaſſenden 
Ausführungs-Beſtimmungen, desgleichen über alle den Abſchluß 
oder die Erneuerung von Handelsverträgen betreffenden Fragen, 
ſowie über ſolche wichtigen Verordnungen, welche die Reichs-, 
Landes⸗ und Provinzial-Bezirks⸗ und Gemeinde-Behörden in Bezug 
auf Handel und Gewerbe erlaſſen wollen; endlich auch über Ein— 
richtungen des Verkehrsweſens, die Einrichtung von Handelsgerichten, 
Börſen und ſonſtigen Anſtalten für Handel und Gewerbe. 

Frage b) beantworten wir dahin, daß die Handelskammern 
berechtigt fein mögen, mitzuwirken bei der Führung der Handels— 
regiſter, bei der Ernennung der Makler, Schiedsrichter und Sach— 
verſtändigen in Handels- und Gewerbe-Angelegenheiten, ferner Gut- 
achten an Gerichte und Behörden abzugeben, Urſprungszeugniſſe 
zu zollamtlichen Zwecken und ſonſtige Urkunden über Preiſe, 
Handelsgebräuche ꝛc. auszuſtellen. Die öffentlichen Börſen ſind 
unter die Aufſicht der Handelskammern zu ſtellen. 

Die Verleihung der Rechte einer juriſtiſchen Perſönlichkeit an 
die Handelskammern erſcheint uns dringend nothwendig. 

Wir halten es als ausgeſchloſſen, daß für denſelben Bezirk eine 
kaufmänniſche Korporation und eine Handelskammer nebeneinander 
dieſelben öffentlich-rechtlichen Aufgaben erfüllen können. Die Kor- 
porationen bilden eine zu excluſive Geſellſchaft, die ihre Mitglieder 
an eine beſtimmte Beitragspflicht binden. Wenn die Handels- 
kammern über die ganze Monarchie eine obligatoriſche Organiſation 
erhalten, dann würden die kaufmänniſchen Korporationen, die auf 
Freiwilligkeit beruhen, neben den Handelskammern eine eigenthiim- 
liche Stellung einnehmen; bei der zur Zeit beſtehenden Organiſation 
dieſer Korporationen muß man ſagen, daß die Intereſſen des ge— 
ſammten Handels und der Induſtrie keine ausreichende Vertretung 
finden; unſerem Dafürhalten nach würde dieſe Frage wohl dadurch 
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die beſte Löſung finden, daß die Korporationen in die zu errichtenden 
Handelskammern aufgehen und ihre Rechte und Pflichten auf dieſe 
übertragen. 

VII. Die Schaffung eines Centralorgans halten wir zur Zeit nicht für 
erforderlich, vielmehr ſind wir der Anſicht, daß der freiwillige Zu⸗ 
ſammenſchluß der Handelsvorſtände, wie er im deutſchen Handels- 
tage zur Zeit beſteht, die allein richtige Form einer Centralvertretung 
bildet, ohne daß es nothwendig erſcheint, dieſer Centralſtelle den 
amtlichen Charakter zu verleihen. 


13. Die Ufer -Eiſenbahn. 


Die Lage der Verhältniſſe auf der Uferbahn hat ſich im Berichtsjahre 
leider nicht günſtiger geſtaltet; die Schwierigkeiten, verurſacht durch die 
Unzulänglichkeit der Rangir- und Ladegeleiſe, durch die zu hohe Ueber⸗ 
führungsgebühr und die Unvollkommenheit des Betriebes, ſind dieſelben 
geblieben, obgleich der Verkehr auf der Ufereiſenbahn wieder lebhaft geweſen 
ift, und darum die Nothwendigkeit einer Beſeitigung der beſtehenden 
Schwierigkeiten um ſo dringender geworden iſt. Unter dieſen Umſtänden 
nahmen wir Veranlaſſung, in einer Eingabe vom 4. Mai 1894 an die 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion in Bromberg Nachſtehendes auszuführen: 

Seit dem Beſtehen der Thorner Uferbahn hat dieſelbe ſich 
für die Intereſſen des Handels und der Landwirthſchaft des durch 
uns vertretenen Handelskammerbezirks immer mehr als eine Ver⸗ 
kehrsanſtalt von hervorragender Bedeutung erwieſen; die Beſtrebungen, 
welche ſchon in den 80er Jahren auf die Schaffung derſelben 
gerichtet waren, fanden anfänglich bei den zuſtändigen Behörden 
nur wenig Sympathie; die Nothwendigkeit der Anlage, ihre 
Nützlichkeit für Handel und Landwirthſchaft, und ihre zu erwartende 
Rentabilität, wurde ſtark bezweifelt; auch techniſche Schwierigkeiten, 
meinte man, ſtänden der Ausführbarkeit des Projectes entgegen. 

Alle dieſe Bedenken wurden aber ſchließlich doch erfolgreich 
bekämpft, und traten zurück gegenüber der richtigen Erkenntniß, 
daß, angeſichts der ungünſtigen Lage, in der ſich die Stadt Thorn, 
deren Handel und Verkehr, zu dem weit entfernt am linksſeitigen 
Weichſelufer gelegenen Hauptbahnhof befand, die Anlage der Ufer⸗ 
bahn zur Erleichterung und Hebung des Verkehrs nothwendig und 
auch durchführbar ſei. Der Umſtand, daß alle Güter, welche auf 
dem Eiſenbahnwege zur Verladung gelangen ſollten, den weiten, 
faſt 3 Kilometer betragenden, koſtſpieligen und zeitraubenden Weg 

per Fuhre über die langgeſtreckte Eiſenbahnbrücke zum Hauptbahn⸗ 
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hof nehmen mußten, belaſtete den Verkehr erheblich und erſchwerte 
die Concurrenzfähigkeit unſeres Handels; die Entwicklung eines 
Ummſchlagsverkehrs blieb unter dieſen ſchwierigen Verhältniſſen aus⸗ 
geſchloſſen. 

Nachdem der Betrieb der Uferbahn am 17. September 1888 
eröffnet worden war, erwies es ſich ſehr bald, daß unſere 
Erwartungen und Hoffnungen, welche wir von der Anlage hegten, 
keine trügeriſchen waren, und daß unſere Vorausſetzungen hin⸗ 
ſichtlch der Geſtaltung des Verkehrs auf Erfüllung rechnen 
konnten. Bei einer Ueberführungsgebühr von 5 Mk. per Wagen, 
welche bis zum 20. April 1890 erhoben wurde, betrug der Verkehr 
auf der Uferbahn: 5 
Im Jahre 1888 Eingang 771 Wagen, Abgang 172 Wagen. 
eri % 1e „ ee g Dean 

G D „ e g ong ..ı Alan 


Es ergiebt fic) daraus, daß, trotz der hohen Ueberführungs⸗ 
gebühr, der Verkehr ſich in dieſem Zeitraum in aufſteigender Scala 
bewegt hat; eine bedeutende Steigerung des Verkehrs trat aber erſt 
ein, als die Königliche Eiſenbahn-Direktion in Bromberg in 
dankenswerther Weiſe ſich im Jahre 1890 bereit erklärte, die 
Ueberführungsgebühr von 5 Mk. auf 3 Mk. zu ermäßigen; die 
Ermäßigung erfolgte im April des genannten Jahres, und, wie 
vorſtehende Aufſtellung ergiebt, zeigt ſich ja gleich in demſelben 
Jahre der Aufſchwung, den der Verkehr nahm; im Weiteren betrug 
die Wagenbewegung auf der Uferbahn nach Eintritt der ermäßigten 
Ueberführungsgebühr: 

Im Jahre 1891 Eingang 3673 Wagen, Abgang 2857 Wagen. 
gobilpiniitess n „„ „ 2056 „ 
ei Wade ee eee 5 „ 3893 „ 

Danach zeigt ſich alſo in dem Jahre 1891 eine erhebliche 
Steigerung des Wagenverkehrs gegen die Vorjahre, der im Ein- 
gang und Abgang die Zahl von 6530 Wagen erreicht, d. i. mehr 
als das doppelte gegen das Jahr 1889. Im Jahre 1892 trat in 
Folge der zur Abwehr der Choleragefahr ergriffenen Maßregeln 
und in Folge der Ruſſiſchen Ausfuhrverbote, eine Abſchwächung 
des Verkehrs ein, und betrug der Wagenverkehr im Eingang und 
Abgang nur 5290 Wagen, aber immerhin noch erheblich mehr, 
als im Jahre 1889 unter dem Druck der hohen Ueberführungs⸗ 
gebühr; im Jahre 1893, nach Aufhebung der Ruſſiſchen Ausfuhr⸗ 
verbote, erfolgte aber wieder eine größere Belebung und erreichte 


der Wagenverkehr auf der Uferbahn in dieſem Jahre die refpectable 
Zahl von 8072 Wagen. 

Aus vorſtehender Statiſtik ergiebt ſich ſomit, daß die Ermäßi⸗ 
gung der Ueberführungsgebühr von 5 Mk. auf 3 Mk. den Verkehr 
auf der Uferbahn ſehr günftig beeinflußt hat, zum Vortheil des 
allgemeinen Verkehrs, im Beſonderen des Handels, aber auch zum 
Vortheil der Königlichen Eiſenbahn-Verwaltung, die aus dem 
geſteigerten Verkehr eine erhebliche Mehreinnahme erzielt hat; die 
Einnahmen der Königlichen Eiſenbahn-Verwaltung aus dem Betriebe 
der Uferbahn haben betragen bei einer Ueberführungsgebühr von 
5 Mk.: | 


Im Jahre 18868 . . . „Ml. 4715 
ieee eli Bl. and 
. 1 „„ AASB 


Dagegen nach der Ermäßigung ber Ueberführungsgebühr auf 
3 ME: 


Im Jahre 1811 „Mek. 19590 
2 een AERO 
in" „ 1893 „ 24225 


und betrugen ſomit im Jahre 1893 beinahe doppelt ſoviel als im 
Jahre 1890. 

Dieſe Einnahmen haben nicht allein eine Deckung der Betriebs- 
koſten, einſchließlich der Zinſen des Anlagecapitals, ergeben, ſondern 
es ſind ſogar Ueberſchüſſe erzielt worden, die, wenn ſie eine 
rationelle Verwendung gefunden hätten, zu einer weiteren Ermäßi⸗ 
gung der Transportkoſten im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs 
hätten Verwendung finden müſſen; ſoweit uns bekannt, hat es von 
vornherein auch nicht in der Abſicht der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung gelegen, aus der Anlage der Uferbahn fiscaliſche Vor⸗ 
theile zu ziehen, die ja nur dazu beſtimmt iſt, dem allgemeinen 
Verkehr zu dienen; vielmehr ſollten die nach Deckung der Betriebs- 
koſten erzielten Ueberſchüſſe immer nur im Intereſſe und zur Ent⸗ 
laſtung des Verkehrs, und zwar in der Geſtalt verwandt werden, 
daß eine weitere Ermäßigung der Ueberführungsgebühr, ſoweit die 
erzielten Ueberſchüſſe eine ſolche zulaſſen, einzutreten hätte. Das 
iſt bisher aber nicht geſchehen. 

So erfreulich das Bild nun auch iſt, das wir in Vorſtehendem 
von der Entwicklung des Verkehrs auf der Uferbahn gegeben haben, 
ſo wenig zufriedenſtellend ſind die Eindrücke, die wir in Bezug auf 
die Ausübung des Betriebes empfangen haben; gerade der geſteigerte 
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Verkehr, wie er nachgewieſen iſt, erhöht die Anſprüche an die 
Verkehrsanſtalt, und hat ergeben, daß die derzeitigen Einrichtungen 

im Betriebe der Uferbahn unzulänglich ſind; wenn dem Verkehr 
die Möglichkeit gegeben werden ſoll, eine im allgemeinen wirth⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe liegende weitere naturgemäße Entwicklung zu 
erlangen, dann muß er von den Feſſeln befreit werden, die er 
heute noch zu tragen hat, und die ihn an ſeiner freien Entfaltung 
hindern; die Mittel zur Erreichung dieſes Zieles ſind nur in ver⸗ 
beſſerten Einrichtungen und in einem vervollkommneten Betriebe zu 

finden. Die Erfahrung lehrt, daß der Verkehr überall da an 
Ausdehnung gewinnt, und die Auffindung neuer Wege und eines 
erweiterten Feldes des Wettbewerbs ihm ermöglicht wird, wo er 
nicht eingeengt und beſchränkt iſt, und wo ihm möglichſt wenig 
Schwierigkeiten begegnen. In dem geſteigerten Uferbahnverkehr der 
letzten Jahre erblicken wir erſt den Anfang einer aufſtrebenden 
Periode, vorausgeſetzt, daß dabei unſeren Beſtrebungen bei der 
Königlichen Regierung und der Königlichen Eiſenbahnverwaltung 
die nöthige Unterſtützung nicht verſagt wird; angeſichts der Projecte, 
welche uns beſchäftigen, und die mit der Uferbahn in Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, kann, wenn die Projekte zur Ausführung gelangen, 
eine bedeutende Steigerung des Verkehrs auf der Uferbahn mit 
Sicherheit erwartet werden. Es iſt dem Königlichen Eiſenbahn⸗ 
Betriebsamt bekannt, daß unſere Beſtrebungen auf die Erbauung 
einer Kleinbahn von Thorn nach Leibitſch gerichtet ſind, auslaufend 
in die Uferbahn; die Vermeſſungen, Zeichnungen und Koſten⸗ 
anſchläge ſind fertig geſtellt, und ſind beſtimmt, demnächſt an die 
Königliche Regierung zu gelangen, um dort genehmigt zu 
werden. Das zweite Project, welches in Bearbeitung iſt, 
betrifft die Anlage eines Holzhafens am rechten Weichſelufer auf 
der ungefähr 7 Kilometer von der Stadt unterhalb entfernt 
liegenden Korzeniee-Kämpe, der, wenn er zur Ausführung gelangt, 
ebenfalls mit der Uferbahn in Verbindung zu bringen ſein wird. 
Beide Projecte haben Ausſicht auf Genehmigung durch die König⸗ 
liche Regierung. Unter dieſen Umſtänden erſcheint es uns geboten, 
ſchon jetzt darum bemüht zu ſein, daß der Betrieb auf der Ufer⸗ 
bahn eine andere Form und eine andere Geſtalt annehme; können 
wir auch nicht ſagen, daß der Betrieb, wie er bis heute, zum 
Theil durch einen Privatunternehmer, ausgeführt wird, uns Grund 
zu Klagen gegeben hat, ſo meinen wir doch, daß er an Klarheit 
und Sicherheit für die Intereſſenten und im allgemeinen Verkehrs⸗ 


intereſſe zu wünſchen übrig läßt, und daß der Handel durch die 
zu hoch bemeſſenen Betriebskosten zu ſehr belaſtet iſt. Die ſchwierige 
Lage, in der ſich Handel und Induſtrie befinden, erheiſcht die 
größte Achtſamkeit auf die Beſeitigung aller Schwierigkeiten, die den 
Verkehr hemmend beeinfluſſen. Die Stadt Thorn hat um fo mehr 
Veranlaſſung, auf der Hut zu ſein, als neuere Verkehrswege 
geſchaffen worden ſind, die ihr nicht zum Vortheil gereichen. So 
z. B. iſt durch die Bahn Fordon-Culmſee⸗Schönſee unſerm Handel 
mancher Verkehr entzogen worden; in dem projectirten Umſchlags⸗ 
hafen in Carlshof bei Bromberg droht unſerm Handel eine gefähr⸗ 
liche Concurrenz; um Verlorenes wieder zu gewinnen, und einer 
erwachſenden Concurrenz rechtzeitig vorbeugen zu können, erſcheint 
es uns daher dringend wünſchenswerth, daß die uns zu Gebote 
ſtehenden Verkehrsanſtalten, im Beſonderen die Uferbahn, in ihrem 
Betriebe eine dem Bedürfniß entſprechendere Geſtalt erhalten, damit 
wir in den Wettbewerb erfolgreich eintreten können und ein wirth⸗ 
ſchaftlicher Nutzen erzielt werde. Zu dieſem Zweck geſtatten wir 
uns, die ergebene Bitte auszuſprechen, 

die Uferbahn Thorn als Station in den allgemeinen Giiter- 
tarif geneigteſt aufnehmen zu wollen. 


Hierauf antwortete uns die Königliche Eiſenbahn-Direktion unterm 


14. Juli 1894 leider in ablehnendem Sinne, indem ſie Folgendes zur Aus⸗ 
führung brachte: N 


Im Intereſſe einer fortſchreitenden Entwickelung des Thorner 
Handels haben wir ſowohl das Zuſtandekommen der Uferbahn 
nach Möglichkeit gefördert, als auch demnächſt nach Fertigſtellung 
derſelben allen mit dem öffentlichen Intereſſe und mit den finan⸗ 
ziellen Intereſſen des Staats vereinbaren Anträgen der Handels- 
kammer bezweckend die Hebung des Verkehrs auf der Uferbahn 
das größte Entgegenkommen bewieſen. Wir wollen hier nur hin⸗ 
weiſen auf die Herſtellung des Oberbaues der Uferbahn durch die 
Staatseiſenbahnverwaltung für eigene Rechnung, ſowie auf die nach 
ſorgfältiger Berechnung der Selbſtkoſten erfolgte Ermäßigung der 
Ueberführungsgebühren von fünf auf drei Mark. Wenn indeſſen 
nunmehr die Handelskammer es für angezeigt erachtet, die Aufnahme 
der Uferbahn als Station in den allgemeinen Gütertarif zu be⸗ 
antragen, fo müſſen wir hiergegen entſchieden Stellung nehmen. 

Die Uferbahn iſt ein Privatanſchlußgleis der Stadt 
Thorn und dieſer ſteht der Betrieb auf derſelben zu. Nur als 
Privatanſchlußgleis iſt die Uferbahn landespolizeilich geprüft und 


45 


genehmigt. Bei auch nur theilweiſer Inanſpruchnahme der Ufer: 
bahn für den öffentlichen Verkehr würde ſomit eine erneute Prüfung 
erforderlich werden, bei der die Genehmigung der Anlage für dieſen 
Zweck bei den vielfachen Niveauübergängen, den ungünſtigen 
Steigungsverhältniſſen, der geringen Entwicklungs- und Erweiterungs⸗ 
möglichkeit der Anlage und den zahlreichen zu berückſichtigenden 
Intereſſen der betheiligten andern Reſſorts mindeſtens zweifelhaft iſt. 

Der Antrag bezweckt im weſentlichen die Errichtung eines 
zweiten Güterbahnhofs in unmittelbarer Nähe der Stadt. Der 
gleiche Antrag iſt bereits im Jahre 1883 geſtellt, von dem Herrn 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten aber in einem an den Herrn 
Regierungs⸗Präſidenten zu Marienwerder gerichteten Erlaß mit 
folgender Begründung abgelehnt worden: 

„Der von Euer Hochwohlgeboren in dem gefälligen Be- 
richte vom 29. Juni d. J. beſprochene, ſeitens der Intereſſen⸗ 
ten angeregte Plan, den geſammten Wagenladungsverkehr 
zwiſchen den Bahnhöfen und der Stadt Thorn und in um⸗ 
gekehrter Richtung auf das rechte Weichſelufer herüber zu 
ziehen und zu dieſem Zwecke einen neuen mit einer größeren 
Anzahl von Gleisanlagen auszuſtattenden Güterbahnhof 
auszubauen, erſcheint zur weitern Verfolgung nicht geeignet. 
Die Ausführung eines ſolchen Bahnhofs — wenn überhaupt 
angängig — würde nicht nur mit ſehr erheblichen Koſten 
verknüpft fein, ſondern auch den Eiſenbahnbetriebsaufwand 
ſehr weſentlich erhöhen. Die Aufwendung erheblicher Staats— 
mittel für dieſen Zweck würde umſoweniger gerechtfertigt 
erſcheinen, als für die Anlage eines neuen Güterbahnhofs 
bei Thorn ein Bedürfniß nicht anzuerkennen iſt.“ 

Dieſe Gründe treffen auch heute noch in vollem Umfange zu. 

Die Schwierigkeit ſowie die Koſtſpieligkeit der Herſtellung einer 
ſolchen Anlage haben im Laufe der Zeit zweifellos nicht ab-, 
ſondern zugenommen. Eine Verzinſung der Anlagekoſten ſowie 
die Deckung der Perſonalausgaben iſt aber umſomehr ausgeſchloſſen, 
als bei Errichtung einer Station und Aufnahme derſelben in die 
allgemeinen Gütertarife die Einrechnung der reinen Streckenſätze 
nach den bisherigen Erfahrungen bei den ſchwierigen Betriebs— 
verhältniſſen nicht einmal zur Deckung der reinen Betriebskoſten 
ausreichen würde. Wir würden ſomit unſere Pflicht zur Wahrung 
der finanziellen Intereſſen des Staats verletzen, wenn wir den 
Antrag der Handelskammer höheren Orts befürworten wollten, 
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und dies umſomehr, als wir ein Bedürfniß für die Anlage nicht 
anzuerkennen vermögen. Der Güterbahnhof auf dem linken Weichſel⸗ 
ufer reicht für den vorhandenen Verkehr aus; eine beſondere Hafen- 
fracht neben dem Tarifſatz bis zum Bahnhof haben faſt alle größern 
Handelsplätze zu tragen und iſt durch die Erhebung derſelben 
nirgends der Verkehr gehemmt worden. Auch die Uferbahn in 
Thorn hat unter den gegenwärtigen Verhältniſſen einen ſich von 
Jahr zu Jahr fortſchreitend entwickelnden Verkehr aufzuweiſen. 
Die Handelskammer begründet ihren Antrag hauptſächlich mit 
der mangelhaften Ausübung des Betriebes und den ungenügenden 
Betriebseinrichtungen auf der Uferbahn. In dieſer Hinſicht ſind 
wir nicht in der Lage, unſererſeits etwas zu veranlaſſen, müſſen x 
es vielmehr der Handelskammer überlaſſen, ſich dieſerhalb direct an 
den dortigen Magiſtrat als den Inhaber und Betriebsführer des 
Privatanſchlußgleiſes zu wenden. Bemerken wollen wir noch, daß 
wir die beabſichtigte Einführung der Kleinbahn von Leibitſch in 
die Uferbahn für äußerſt bedenklich halten, da dadurch die Trans⸗ 
porte der Kleinbahn beim Uebergang auf die Staatsbahn vertheuert 
werden würden, vor Allem aber, weil dadurch eine weitere Be— 
laſtung der Uferbahn und eine weitere Vermehrung der Betriebs— 
ſchwierigkeiten herbeigeführt werden wird.“ 
Unſere unterm 3. November 1894 an die Königliche Eifenbahn- 
Direktion gerichtete Erwiderung lautete wie nachſtehend: 
„Das im Intereſſe einer fortſchreitenden Entwicklung des 
Thorner Handels ſeitens der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion gegen- 
über den Beſtrebungen, welche auf die Anlage der Uferbahn ge— 
richtet waren, ſ. Z. bewieſene Entgegenkommen, ſowie im Weiteren 
die durch die Ermäßigung der Ueberführungsgebühr von 5 Mk. 
auf 3 Mk. gewährte Verkehrserleichterung haben ſtets die dank— 
barſte Anerkennung gefunden. Auch heute ergreifen wir gern die 
Gelegenheit, von Neuem unſeren Dank voll zum Ausdruck zu 
bringen für die Bereitwilligkeit, die wir bislang bei der König⸗ 
lichen Eiſenbahn⸗Direktion überall da gefunden haben, wo es ſich 
darum handelte, wichtige Intereſſen des Handels und des allge— 
meinen Verkehrs zu fördern. Um ſo zuverſichtlicher vertrauen wir 
daher auch weiter dem bewährten Wohlwollen der Königlichen 
Eiſenbahn-Direktion und hoffen, daß fie auch in Zukunft nicht ab- 
laſſen wird, unſere Beſtrebungen, welche im Intereſſe des Al: 
gemeinwohls auf eine Verbeſſerung und Vervollkommnung beſtehender } 
Verkehrsanlagen gerichtet find, zu unterſtützen. 
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Auf die Ausführungen des geehrten Schreibens vom 14. Juli 
d. J. näher eingehend, glauben wir nicht zu irren, wenn wir die 
Koſten der Herſtellung des Oberbaues, welcher für eigene Rechnung 
der Staatseiſenbahn⸗Verwaltung zur Ausführung gelangte, mit 
51000 Mk. beziffern. Gegenüber den bedeutenden Einnahmen, 
welche der Staatseiſenbahnkaſſe aus der Uferbahn zugefloſſen ſind, 
erſcheint uns dieſe Summe nicht hoch, ſondern wir ſind vielmehr 
der Anſicht, daß dieſe Aufwendung ſich als eine gute Kapitals— 
anlage erwieſen hat. Der einmaligen Ausgabe von 51000 Mk. 
ſtehen für die Jahre 1891/93 eine durchſchnittliche Jahreseinnahme 
von 19 900 Mk. gegenüber, was einer Brutto⸗Verzinſung von 
über 38 % gleichkommt; ſelbſt wenn die Betriebskoſten ſehr hoch 
veranſchlagt werden, muß dennoch bei einer ſo hohen Brutto-Ver⸗ 
zinſung ein erheblicher Ueberſchuß verbleiben, der eine gute Ber- 
zinſung und ſchnelle Amortiſirung des Anlage-Kapitals ermöglicht. 
Von dem Jahre 1888 ab, alſo ſeit dem Beſtehen der Uferbahn, 
bis zum Schluß des Jahres 1893 hat die Königliche Eijenbahn- 
Verwaltung aus der Uferbahn eine Totaleinnahme von ungefähr 
95 000 Mk. erzielt, wonach die Annahme wohl eine Berechtigung 
haben dürfte, daß das urſprüglich auf die Herſtellung des Ober- 
baus verwandte Kapital in die Staatskaſſe ſchon wieder zurück— 
gefloſſen iſt. Mithin glauben wir, daß unſere Wünſche, die darauf 
gerichtet find, jetzt größere Erleichterungen für die Uferbahn im 
Intereſſe des allgemeinen Verkehrs, und wir ſtehen doch im Zeichen 
des Verkehrs, zu erlangen, nicht unberechtigt find; 

AUnſer Antrag, die Uferbahn als Station in den allgemeinen 
Tarif aufzunehmen, ging von der Vorausſetzung aus, daß damit 
nicht allein dem allgemeinen Verkehrsintereſſe gedient ſein würde, 
ſondern daß auch die Königliche Eiſenbahn-Verwaltung ein Inter— 
eſſe daran hat, einen einheitlichen Betrieb hergeſtellt zu ſehen, durch 
den mehr Klarheit und eine größere Sicherheit geſchaffen wird. 
Wenngleich die Uferbahn zur Zeit ein Privatanſchlußgleis der 
Stadt Thorn iſt, ſo vermögen wir doch nicht einzuſehen, daß 
dieſes Verhältniß unantaſtbar ſei, zumal wenn eine Aenderung 
dieſes Verhältniſſes im Verkehrsintereſſe geboten erſcheint. In 
wie weit die Anlage in ihrer gegenwärtigen Verfaſſung dabei 
hinderlich iſt, entzieht ſich unſerer Beurtheilung, wir meinen aber 

doch, daß etwaige techniſche Schwierigkeiten in Anbetracht der 
vorgeſchrittenen Technik ſich überwinden laſſen würden. Bei 
Stellung unſeres Antrages gingen wir im Weiteren von dem 


Geſichtspunkte aus, daß die Lage des Thorner Handels eine ſolche 
Maßnahme gebieteriſch fordert, nicht aber in der Meinung, daß 
dadurch die finanziellen Intereſſen des Staates geſchädigt werden 
könnten. Auch nach den in dem geehrten Schreiben vom 14. Juli d. J. 
gemachten Ausführungen können wir uns nicht davon überzeugen, 
daß durch die Aufnahme der Uferbahn in den Tarif eine fiskaliſche 
Schädigung zu befürchten ſteht. In dieſer Hinſicht geht das 
Staatsintereſſe mit dem öffentlichen Intereſſe Hand in Hand, und 
die Erfahrung hat gelehrt, daß überall da, wo nutzenbringende 
Verkehrserleichterungen im Intereſſe des Handels und des Gewerbes 
geſchaffen worden ſind, die Staatskaſſe nicht zu kurz gekommen iſt. 
Eine Hebung der Steuerkraft der Bevölkerung bedeutet immer 
einen Gewinn für die Staatskaſſe. Die Eiſenbahn aber iſt in 
erſter Reihe diejenige Verkehrsanſtalt, die dazu berufen iſt, befruch⸗ 
tend und fördernd auf das Erwerbsleben einzuwirken, durch die 
neue Verkehrsadern geſchaffen und neue Erwerbsquellen erſchloſſen 
werden ſollen. 

Unſer Antrag vom 4. Mai d. J. unterſcheidet ſich doch 
weſentlich von dem des Jahres 1883, ſchon inſofern, als zu jener 
Zeit die Uferbahn nicht vorhanden war, und die ganze Lage der 
Verhältniſſe ſeitdem eine andere geworden iſt. Auch bezweckt er 
nicht die Errichtung eines allgemeinen zweiten Güterbahnhofes, 
ſondern nur die Einſtellung der Uferbahn für den Wagen- und 
Umſchlags⸗Verkehr in den Tarif. Die großen umfaſſenden Umbauten 
auf dem linksſeitigen Hauptbahnhofe, welche ſeit dem Jahre 1883 
zur Ausführung gelangt ſind, liefern auch den Beweis, daß ſie 
im Verkehrsintereſſe nothwendig waren, und die alten Einrichtungen 
dem Bedürfniß nicht mehr genügten. Von vornherein iſt anerkannt 
worden, daß die Lage des Hauptbahnhofes am linksſeitigen 
Weichſelufer weder im fiskaliſchen Intereſſe noch im Intereſſe der 
Stadt Thorn, des Handels und des allgemeinen Verkehrs richtig 
gewählt war. Dieſe Erkenntniß hat ja auch weſentlich zur 
Schaffung der Uferbahn verholfen, um dadurch die Stadt Thorn 
hinſichtlich ihrer ungünſtigen Lage zu dem Hauptbahnhofe von 
dieſem etwas unabhängiger zu machen, und dem Handel über 
gewiſſe Verkehrsſchwierigkeiten hinwegzuhelfen, und ihm die Mög⸗ 
lichkeit einer freieren Bewegung zu geben. 

Das Ziel, welches wir mit unſerem Antrage vom 4. Mai d. J. 
im Auge haben, iſt die Förderung und Steigerung des allgemeinen 
Verkehrs, im Beſonderen die Hebung des Thorner Handels. Als 


ein bedeutſames nothwendiges Mittel zur Erreichung diejes Zieles 
betrachten wir die Herſtellung eines billigeren Uferbahntarifs, der 
dem Handel die Möglichkeit giebt, ſeine bevorzugte Lage an dem 
großen Weichſelſtrom beſſer ausnutzen und der Concurrenz begegnen 
zu können. Die günſtige Lage am Weichſelſtrome berechtigt zu 
der Annahme, daß ein großer Umſchlagsverkehr ins Leben treten 
kann und wird, wenn die Vorbedingungen dazu erfüllt ſind. 
Gerade jetzt, nach dem Abſchluß des Handelsvertrages mit Ruß⸗ 
land und der Aufhebung des Identitäts-Nachweiſes für Getreide 
iſt die Möglichkeit gegeben, den Handel Thorns erſtarken zu laſſen, 
und ihm wenigſtens zum Theil ſeine frühere Bedeutung wieder⸗ 
zugeben, wenn unſere Beſtrebungen die nöthige Unterſtützung finden. 
Ein Umſchlagsverkehr von namhafter Bedeutung läßt ſich aber 
nur dann ſchaffen, wenn ihm von vornherein eine ſichere Grund— 
lage in der Geſtalt minimaler Uebernahmeſätze gegeben iſt. Es 
iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß mit dem Eintritt einer günſtigen 
Conjunctur ein Angebot größerer Gütermengen aus Rußland er: 
folgen wird; der Thorner Handel muß ſich mithin rechtzeitig rüſten, 
um alabenn in der Lage zu fein, das Angebot durch einen wohl⸗ 
feilen Umſchlag aus dem Schiff zur Bahn gegenüber der Concurrenz 
aufnehmen zu können. 

Hand in Hand mit dieſen unſeren Beſtrebungen ſind unſere 
Bemühungen auf die günſtigere Geſtaltung der Eiſenbahntarife für 
den Transport von Getreide und Mühlenfabrikaten nach dem 
Weſten Deutſchlands gerichtet. Um eine nutzenbringende Bahn— 
verfrachtung landwirthſchaftlicher Bodenerzeugniſſe im Intereſſe des 
Handels und der Landwirthſchaft nach dem Weſten Deutſchlands 
bewirken zu können, haben wir unter ausführlicher Begründung 
am 20. Oktober d. J. bei dem Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten den Antrag auf Einſtellung niedrigerer Frachtſätze an 
Stelle der zur Aufhebung gelangten Staffeltarife eingereicht. Wir 
hoffen, daß dieſes Geſuch eine Berückſichtigung finden wird, und 
indem wir uns geſtatten, Ihnen beiliegend eine Abſchrift dieſer 
unſerer Eingabe ergebenſt zu überreichen, bitten wir um Unter— 
ſtützung und Befürwortung unſeres Geſuchs. Wir bitten gleich— 
zeitig, daraus erkennen zu wollen, daß es Noth thut, Maßnahmen 
zu ergreifen, die geeignet ſind, dem Oſten der Monarchie in ſeiner 
Bedrängniß aufzuhelfen. Durch ein thatkräftiges Eingreifen in die 
beſtehenden unzureichenden Verhältniſſe, die der gedeihlichen Ent— 
wicklung des Verkehrs hindernd im Wege ſtehen, kann Abhülfe 
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zum Nutzen aller betheiligten Kreiſe geſchaffen werden, und wir 
ſtehen nicht an, der Ueberzeugung Ausdruck zu geben, daß die Er- 
füllung unſerer angeſtrebten Wünſche den Brennpunkt des Erwerbs⸗ 
lebens der Stadt Thorn und weiterer Intereſſentenkreiſe bildet. 

Wir bitten daher ſehr ergebenſt, unſeren Antrag vom 4. Mai 
d. J. in nochmalige Erwägung geneigteſt ziehen zu wollen und 
demſelben, ſei es in der beantragten Form oder in der Geſtalt 
einer ermäßigten Ueberführungsgebühr, Ihre Zuſtimmung nicht zu 
verſagen. 

Der Schluß Ihres ſehr geehrten Schreibens vom 14. Juli d. J. 
behandelt die projectirte Kleinbahn „Thorn-Leibitſch“. Die in 
Ausſicht genommene Einführung dieſer Kleinbahn in die Uferbahn 
erregt Ihr Bedenken, weil dadurch die Transporte der Kleinbahn 
beim Uebergang auf die Staatsbahn vertheuert werden würden, 
vor Allem aber, weil dadurch eine weitere Belaſtung der Ufer⸗ 
bahn und eine weitere Vermehrung der Betriebsſchwierigkeiten 
herbeigeführt werden würde. Wir geſtatten uns darauf er⸗ 
gebenſt zu erwidern, daß die projectirte Kleinbahn nur dann 
zur Ausführung gelangen kann, wenn deren Einführung in die 
Uferbahn keine Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden. Bei 
der in's Auge gefaßten Tracirung der Bahn iſt eine andere 
Geſtaltung kaum denkbar, wenn die Bahn ihren Zweck erfüllen ſoll. 
Eine weitere Belaſtung der Uferbahn erſcheint uns inſofern aus⸗ 
geſchloſſen, als die Kleinbahn am Weichſelufer an einer Stelle 
enden ſoll, an der ein Uferbahnverkehr nicht herrſcht, und zwar in 
der Gegend des ſogenannten finſteren Thores, bevor die Uferbahn 
die Horizontale berührt. Wie durch die Einführung der projectirten 
Kleinbahn eine Vertheuerung der Transporte beim Uebergang auf 
die Staatsbahn herbeigeführt werden kann, iſt uns unverſtändlich. 
Das ganze Project liegt zur Zeit zur Prüfung bei dem hieſigen 
Königlichen Eiſenbahn-Betriebsamt, das ſich, wie wir annehmen, 
mit Ihnen dieſerhalb in Verbindung ſetzen wird. Soweit uns 
bekannt, hat der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten verfügt, 
daß es ſich empfehle, Einrichtungen zur Ueberladung von Gütern 
aus Wagen einer ſchmalſpurigen Kleinbahn in Eiſenbahnwagen oder 
umgekehrt thunlichſt zu fördern. Für die Bereitſtellung von Wagen 
auf den Webergabe- und Umladegeleiſen der Kleinbahn ſoll eine 
Gebühr nur unter denſelben Vorausſetzungen erhoben werden, in 
welchen dies im Verkehr der Eiſenbahnen unter einander geſchieht; 
inſoweit hiernach Gebühren zu erheben find, empfiehlt es ſich, die- 
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felben nach Maßgabe der Anſchlußfrachten zu berechnen, da dieſe 
unter Zugrundelegung der durchſchnittlichen Selbſtkoſten feſtgeſtellt 
ſind. Die Benutzung von Eiſenbahngrundſtücken für Zwecke der 
Kleinbahnen iſt bei ertragloſen Grundſtücken unentgeltlich gegen 
Anerkennungsgebühr, bei nutzbringenden Flächen gegen die orts⸗ 
übliche Pacht zu geſtatten. Für Anlagen, welche zum Zwecke des 
Anſchluſſes der Kleinbahn von der Eiſenbahn ausgeführt werden, 
ſind die Selbſtkoſten zu berechnen. Für die Mitbenutzung von 
Eiſenbahnanlagen durch Kleinbahnen, ſowie für Dienſtleiſtungen der 
Eiſenbahnen zu Gunſten der Kleinbahnen ſind innerhalb der erſten 
fünf Jahre nach der Betriebseröffnung der Kleinbahn nur die ent⸗ 
ſtehenden Mehrkoſten zu vergüten. Nach Ablauf dieſes Zeitraumes 
iſt ein dem Maße der Inanſpruchnahme durch die Kleinbahn ent 
ſprechender Theil der Koſten zu berechnen. 


Dieſe unſere Ausführungen fanden in dankenswerther Weiſe die nach⸗ 
drücklichſte Unterſtützung des hieſigen Magiſtrats in einer beſonderen Eingabe 
deſſelben an die Königliche Eiſenbahn-Direktion, aber leider ohne Erfolg. In 
einem Schreiben der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktion in Bromberg vom 
6. März 1895 erhielten wir den Beſcheid, daß der Herr Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten eine Herabſetzung der Ueberführungsgebühr auf der 
Uferbahn abgelehnt hat mit dem Hinweis darauf, daß die in Thorn vom 
Waſſer auf den Eiſenbahnweg übergegangenen Güter aus Rußland einen 
großen Theil der auf der Uferbahn beförderten Sendungen bilden. — Die 
Wiedereinführung direkter Tarife mit Polen wird vorausſichtlich die Wir⸗ 
kung haben, daß die Güter ſich wieder mehr der direkten Beförderung mit 
der Eiſenbahn zuwenden werden. Es ſteht mithin eine erhebliche Ver⸗ 
minderung des Verkehrs auf der Uferbahn zu erwarten. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erſcheint der gegenwärtige Zeitpunkt zu einer Ermäßigung der 
Ueberführungsgebühr für die Uferbahn nicht geeignet. 


So iſt wieder ein Jahr verſtrichen, ohne daß unſere Beſtrebungen 
um einen Schritt weiter gekommen ſind — zum Nachtheil des Verkehrs 
und der Gewerbtreibenden. Die Königliche Eiſenbahn⸗Direktion befindet 
ſich mit der Annahme im Irrthum, daß die in Thorn vom Waſſer auf 
den Eiſenbahnweg übergegangenen Güter aus Rußland, welche einen erheb— 
lichen Theil der auf der Uferbahn beförderten Sendungen bilden, ſolche 
Güter ſind, welche nach Wiedereinführung direkter Tarife mit Polen ſich 
wieder mehr der direkten Beförderung mit der Eiſenbahn zuwenden werden; 
diejenigen Güter, welche hauptſächlich auf der Uferbahn zur Verſendung ge⸗ 
langen, werden von den wiedereinzuführenden direkten Tarifen mit Polen 
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garnicht getroffen. Aber wir werden die Wirkung dieſer Tarife trotzdem 
abwarten, um dann unſere Beſtrebungen fortzuſetzen, in der Hoffnung, daß 
dieſelben ſchließlich doch zu einem guten Ende führen werden. 


14, Internationales Uebereinkommen über den 
Eiſenbahn-Frachtverkehr. . 


Vermittelſt Erlaſſes vom 6. und 13. November 1894 ſind wir von 
dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe aufgefordert worden, uns 
gutachtlich zu äußern über die Auffaſſungen der an dem internationalen | 
Güterverkehr vorzugsweiſe betheiligten Handelskreiſe, über die praktiſche 
Bewährung des Uebereinkommens und über die etwa erforderlichen Abände— 
rungen und Ergänzungen deſſelben. 


In unſerm Se. Excellenz dem Herrn Miniſter für Handel und 
Gewerbe erſtatteten Bericht führten wir aus, daß von allen Beſtimmungen 
des internationalen Uebereinkommens vom 14. October 1890 keine ſo 
allgemein als läſtig in den Kreiſen der Handeltreibenden und insbeſondere 
denen unſeres Bezirks empfunden wird, als der in Art. 10 Abſatz 3, 4 
ſtatuirte Ausſchluß der Kommiſſionäre von der Erfüllung der Zollabfertigung. 
Art. 10 des Uebereinkommens hat dem Verfrachter das Recht genommen, 
bei direkten Transporten die Erledigung der Zollabfertigung ſelbſt oder 
durch eine von ihm bezeichnete Mittelsperſon (Spediteur) bewirken zu laſſen, 
was eine Schädigung der Intereſſen des deutſchen Exporteurs zur Folge 
hat. An der Hand verſchiedener Beiſpiele haben wir die ſchädigende 
Wirkung dieſer Beſtimmung nachgewieſen und gebeten, daß auf der in Aus— 
ſicht genommenen Konferenz eine Reviſion und Abänderung des Art. 10 
des bezeichneten Uebereinkommens angeſtrebt werde; wir brachten in Vor— 
ſchlag, dem Art. 10 folgende Faſſung zu geben: 


„Die Zoll-, Steuer-, Polizei-Vorſchriften werden, jo lange 
ſich das Gut auf dem Wege befindet, von der Eiſenbahn erfüllt, 
falls nicht der Abſender im Frachtbriefe etwas anderes beſtimmt 
hat; ſie kann dieſe Aufgabe unter ihrer eigenen Verantwortlichkeit 
einem Kommiſſionär übertragen, oder ſie ſelbſt übernehmen. In 
beiden Fällen hat ſie die Verpflichtungen eines Kommiſſionärs, die 
Berechtigung des Verfügungsberechtigten, die Zollbehandlung ſelbſt 
oder durch eine Mittelperſon zu beſorgen, ſchließt nicht die 
Befugniß in ſich, das Gut in Beſitz zu nehmen.“ 


29 0 Auch zu Art. 7, 15, 25 und 45 brachten wir ehen in 
Borin 


15. Deutſcher Handelstag. 

Der deutſche Handelstag hat im Berichtsjahre am 12. und 13. Januar 
die erſte und am 21. Februar eine außerordentliche Plenar⸗Verſammlung 
abgehalten, auf welchen wir durch unſeren Vorſitzenden vertreten waren. 

In erſter Sitzung gelangten die dem Reichstage vorgelegten Reichs⸗ 
ſteuergeſetze (Entwurf eines Geſetzes wegen Abänderung des Geſetzes, be⸗ 


1. Juli 1881 
29. Mai 1885 Ent 
wurf eines Tabakſteuergeſetzes; Entwurf eines Weinſteuergeſetzes) zu einer 
ſehr eingehenden Behandlung; die Vertreter von Handel und Induſtrie 
ſprachen ſich einmüthig gegen dieſe Vorlagen aus und die nachſtehende Re⸗ 
ſolution gelangte mit allen gegen 2 Stimmen zur Annahme: 

„Die Geſetzentwürfe, welche dem Reichstage behufs Aenderung 
beſtehender bezw. Einführung neuer indirekter Steuern vorliegen, 
verfolgen in noch weiterem Umfange, als bisher bei ähnlichen An- 
läſſen, das Prinzip, die einzelnen geſchäftlichen Thätigkeitsakte der 
Handel- und Gewerbtreibenden zum Gegenſtande der Beſteuerung 
zu machen und hierbei den letzteren die Verantwortung für die 
richtige Bemeſſung der Steuer aufzubürden, eine Verantwortung, 
welche vielfach um ſo ſchwieriger iſt, als das erwähnte Prinzip 
nur bei Anwendung höchſt complicirter Beſtimmungen durchführbar 
erſcheint. 

Daraus ergiebt ſich die weitere Conſequenz, daß die kauf⸗ 
männiſchen und gewerblichen Betriebe einem ſelbſt in die Privat⸗ 
wirthſchaften eindringenden Syſteme von Controlen unterworfen 
werden. Dieſe Controlen führen nicht allein zu einer wirthſchaft⸗ 
lich nachtheiligen Einengung, Behinderung und Störung von Handel 
und Gewerbe, ſondern fie kränken auch den Geſchäfts treibenden 
durch die Ausnahmebeſtimmungen, welche man über ihn verhängt, 
und gefährden ſeine Standesehre durch harte, in ihren Voraus⸗ 
ſetzungen unklare und dem Wechſel in der Anwendung unterliegende 
Strafbeſtimmungen. Eine weitgreifende Unzufriedenheit in den 
Kreiſen der Betheiligten wird eine unausbleibliche Folge ſein. 

Ohne auf die einzelnen, von den Intereſſenten hervorgehobenen 
Bedenken einzugehen, nach welchen die vorgelegten Geſetzentwürfe 
mindeſtens einer weitgehenden Aenderung bedürfen, erklärt der 
deutſche Handelstag, daß er aus den vorangeführten Gründen von 
ſämmtlichen in Frage ſtehenden Geſetzentwürfen eine Benachtheiligung 
der wirthſchaftlichen Thätigkeit und dem zu Folge eine Minderung 
der Leiftungs- und Steuerfähigkeit der Nation befürchten muß.“ 


treffend die Erhebung von Reichsſtempelabgaben vom 
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Im Weiteren ftand „die geplante ſtaatliche Ueberwachung des Schiff⸗ 
baues und der deutſchen Seeſchiffe“ zur Berathung. Nach eingehendem 
Referat des Herrn Vertreters für Hamburg, in dem die großen Schädigungen, 
die aus einer ſolchen Controle für die deutſche Induſtrie und nicht allein 
die Eiſen⸗ und Schiffbauinduſtrie entſtehen würden, hervorgehoben wurden, 
erfolgte die einſtimmige Annahme der nachſtehenden von der Handelskammer. 
in Hamburg in Vorſchlag gebrachten Reſolution durch den deutſchen Handelstag: 

„Die Sicherheit von Leben und Eigenthum auf See iſt durch 
das Pflichtgefühl, die Tüchtigkeit und das Intereſſe der Rheder 
und Schiffbauer, durch die privat- und ſtrafrechtliche Haftung der 
Rheder und Schiffsführer, durch die Aufſicht der Klaſſifikations⸗ 
Geſellſchaften und der See-Berufsgenoſſenſchaft und durch die ſee⸗ 
amtlichen Unterſuchungen vorgekommener Unfälle in wirkſamſter 
Weiſe gewährleiſtet. Die Schiffsverluſte find in der deutſchen 
Handelsmarine verhältnißmäßig geringer, als in derjenigen irgend 
eines anderen Staates. 

Für eine ſtaatliche Beaufſichtigung des Schiffbaues und des 
Zuſtandes der Seeſchiffe liegt daher in Deutſchland keinerlei Ver⸗ 
anlaſſung vor. Sie würde nur zu einer empfindlichen Schädigung 
der deutſchen Rhederei, der deutſchen Schiffbau⸗Induſtrie und rück⸗ 
wirkend auch anderer wichtigen deutſchen Induſtrien führen. 

Der deutſche Handelstag hofft daher zuverſichtlich, daß die 
Reichsregierung den Weg, den Schiffbau unter Staatsaufſicht zu 
ftellen, nicht beſchreiten werde.“ 

Punkt 6 der Tagesordnung betraf 

„die Frage der rechtzeitigen Heranziehung der Handelskörperſchaften 
zur Begutachtung von Handel und Induſtrie betreffenden Geſetz⸗ 
entwürfen, insbeſondere ſo weit es ſich um Reichsgeſetze handelt.“ 

Hierzu wurde ſeitens des Handelstages folgende Reſolution gefaßt: 

„Der deutſche Handelstag erkennt dankend an, daß die ver⸗ 
bündeten Regierungen in der jüngſten Zeit den Handels- und 
Gewerbekammern und kaufmänniſchen Körperſchaften vermehrt Ge- 
legenheit gegeben haben, wichtige Geſetzentwürfe und Vertrags- 
verhandlungen rechtzeitig zu begutachten und richtet das Erſuchen 
an dieſelben, auch in Zukunft in gleicher Weiſe zu verfahren. 

Die Handels- und Gewerbekammern und kaufmänniſchen Kör⸗ 
perſchaften können nur dann der ihnen obliegenden Vertretung der 
Intereſſen von Handel und Gewerbe völlig gerecht werden, wenn 

ſie von den Staatsregierungen bei Geſetzentwürfen, welche dieſe 


Intereſſen berühren, rechtzeitig zur gutachtlichen Aeußerung heran- 
gezogen werden. 

Der deutſche Handelstag beauftragt ſeinen Ausſchuß, dieſen 
Beſchluß den Staatsregierungen zur Kenntniß zu bringen und die— 
ſelben um deſſen wohlwollende Beachtung zu erſuchen.“ 

Die außerordentliche Plenar⸗Verſammlung des deutſchen Handelstages 
am 21. Februar 1894 beſchäftigte fic) ausſchließlich mit dem deutjchsruffifchen 
Handels- und Schifffahrtsvertrage, worüber wir bereits in unſerem vor- 
jährigen Bericht ausführliche Mittheilungen gemacht haben. 


16. Lagerhäuſer auf dem Hauptbahnhof. 


In unſerm vorjährigen Bericht haben wir bereits darauf hingewieſen, 
daß, um das weiter hervorgetretene Bedürfniß nach geſchützten Lagerräumen 
zu decken, wir mit dem Königlichen Eiſenbahn-Betriebsamt wegen mieths- 
weiſer Ueberlaſſung des freigewordenen Locomotivſchuppens III in Ver⸗ 
handlung getreten waren. Dieſe Verhandlungen haben, dank dem Entgegen— 
kommen der Königlichen Eiſenbahn-Direction, im Berichtsjahre zu einem 
befriedigenden Abſchluß geführt, indem der in Rede ſtehende Locomotiv- 
ſchuppen uns definitiv miethsweiſe zur Einlagerung von Futtermitteln über- 
laſſen worden iſt. Es hat ſich aber bald gezeigt, daß auch damit das 
Bedürfniß an geſchützten Lagerräumen nicht befriedigt worden iſt, da der 
Handel an Futtermitteln eine weitere Zunahme zu verzeichnen hat, ſo daß 
die vorhandenen Lagerräume nicht mehr als ausreichend erachtet werden 
konnten. Wir haben uns daher von Neuem an das Königliche Eiſenbahn⸗ 
Betriebsamt mit der Bitte gewandt, zu geſtatten, den Locomotivſchuppen 
an dem weſtlichen Giebel durch einen Anbau für unſere Rechnung erweitern 
zu dürfen. Auch hierbei haben unſere Beſtrebungen bei der Königlichen 
Eiſenbahn⸗Verwaltung das bereitwilligſte Entgegenkommen gefunden, was 
wir dankbar anerkennen, und dürfen wir hoffen, binnen Kurzem den Ausbau 
in Angriff nehmen und fertig ſtellen zu können, damit weitere Güter darin 
Aufnahme finden können. 


17. Holzhafen bei Thorn. 


Unter Bezugnahme auf das im vorjährigen Bericht über den auf der 
Korzeniee-Kämpe anzulegenden Holzhafen Geſagte, können wir heute nur 
mittheilen, daß das Projekt hierzu, welches unter Aufſicht der hieſigen 
Strombau⸗Inſpektion ausgearbeitet wird, noch nicht fertig geſtellt iſt, daß 
wir aber deſſen Fertigſtellung binnen Kurzem erwarten dürfen. 
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18. Zweifelhafte Firmen im Auslande. 


Auch in dem Berichtsjahre find uns mehrfach Verzeichniſſe zweifel⸗ 
hafter Firmen im Auslande zugegangen, die wir in angemeſſener Weiſe zur 
Kenntniß gebracht haben. 


19. Termingeſchäfte in Waaren. 


In Eingaben an den Herrn Reichskanzler und den Herrn Miniſter 
für Handel und Gewerbe traten wir den Ausführungen der „Freien Ver⸗ 
einigung der Berliner Produkten-Börſe“ betreffend die von der Börſen⸗ 
Enquete-Kommiſſion vorgeſchlagene Einführung eines Regiſters für Termin— 
geſchäfte in Waaren, zuſtimmend bei, indem wir die Bitte zum Ausdruck 
brachten, daß der Vorſchlag der Börſen-Enquete-Kommiſſion bezüglich des 
Regiſters für Termingeſchäfte in Waaren, nicht zum Geſetz erhoben werden 
möge. 


20, Einrichtung einer Prüfungsſtelle für die Zulaſſung 
als Elbſchiffer. 


Der Herr Regierungs-Präſident in Marienwerder überſandte uns 
Abſchrift eines demſelben durch den Herrn Oberpräſidenten der Provinz 
Weſtpreußen mitgetheilten Erlaſſes des Herrn Miniſters für Handel und 
Gewerbe vom 11. Juli 1894, betreffend die Einrichtung einer Prüfungs⸗ 
ſtelle an der Weichſel für von hier aus nach der Elbe fahrende Schiffer, 
mit der Aufforderung zur Namhaftmachung eines dazu geeigneten Ortes. 

Wir brachten zur Einrichtung einer ſolchen Prüfungsſtelle unſeren Ort 
in Vorſchlag, im Hinblick darauf, daß hier eine große Anzahl Kahnſchiffer 
aus Rußland auf der Weichſel eintreffen, die für an der Elbe und deren 
Zuflüſſe gelegenen Orte geladen haben. 

Im Weiteren wurden wir von dem Herrn Oberpräſidenten und Chef 
der Strombau-Verwaltung aufgefordert, ſolche Schifffahrtskundigen namhaft 
zu machen, die den nöthigen Bildungsgrad beſitzen, um der zu bildenden 
Prüfungscommiſſion als Beiſitzer angehören zu können. Die Prüfungs⸗ 
commiſſion beſteht nach den Vorſchriften aus einem Waſſerbauinſpector als 
Vorſitzenden und zwei Schifffahrtskundigen als Beiſitzern. Zu den Gegen- 
ſtänden der Prüfung gehört u. A. Kenntniß des Laufs der Elbe, der Ein— 
mündungen ſchiffbarer Nebenflüſſe und Kanäle, der Landesgrenzen an der 
Elbe, der Fahrbahn der Elbe, der dortigen Fähren und der Anlage-, Ein⸗ 
und Ausſchiffungsplätze, ſowie der ſtrom- und ſchifffahrtspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften. Offenbar wären nur ſolche, an der Weichſel wohnenden Schiff 
fahrtskundige im Stande, eine Prüfung über die genannten Gegenſtände 


abzunehmen, welche ſelbſt die Elbe wiederholt befahren und die Kenntniß 
der Prüfungsgegenſtände aus eigener Erfahrung an Ort und Stelle gewonnen 
haben. 

Von den hier wohnenden Schiffern konnten wir nur einen in Qor- 
ſchlag bringen, der im Beſitz eines Schifferpatents ſich befindet und von 
dem wir feſtſtellen konnten, daß er die Elbe wiederholt befahren hatte, und 
auch die erforderliche Qualifikation zur Uebernahme des in Rede ſtehenden 
Amts beſitzt. 


2. Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrikate. 


In unſerem vorjährigen Bericht traten wir für die Beibehaltung der 
Staffeltarife ein, indem wir auf die Vortheile hinwieſen, welche dieſe Tarife 
dem Handel, der Landwirthſchaft und der Eiſenbahnverwaltung bereiteten. 
Leider iſt unſer Wunſch nicht in Erfüllung gegangen, mit dem 1. Auguſt 1894 
kamen die Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrikate in Wegfall. Einen 
Erſatz für dieſe Tarife herbeizuführen, erſchien uns unbedingt nothwendig, 
wir baten deßhalb die Herren Minifter der öffentlichen Arbeiten, der 
Finanzen und für Handel und Gewerbe unterm 20. October Maßnahmen 
zu treffen, durch welche die Möglichkeit der Benutzung des Eiſenbahnweges 
für die Verfrachtung von Getreide und Mühlenfabrikaten aus dem Oſten 
nach dem Weſten Deutſchlands zum Nutzen des Handels, der Landwirthſchaft 
und auch der Königlichen Eiſenbahnverwaltung wiederhergeſtellt werde. 

Wir begründeten unſeren Antrag wie folgt: 

„Durch die Aufhebung der Staffeltarife vom 1. September 1891 
für Getreide und Mühlenfabrikate iſt zum Schaden des Handels 
und der Landwirthſchaft, ſowie der Königlichen Eiſenbahnverwaltung 
die Möglichkeit geſchwunden, für die Verſendung von Bodenerzeug— 
niſſen aus dem Oſten nach den weſtlichen Konſumtionsgebieten 
Deutſchlands den Eiſenbahnweg zu benutzen. Die Staffeltarife 
ermöglichten den Verſand landwirthſchaftlicher Producte auf dieſem 
Wege ohne Rückſicht auf die Entfernung, überall dahin, wo Bedarf 
daran vorhanden, wodurch im Weſten Deutſchlands dem Auslande 
mit Erfolg Concurrenz gemacht werden konnte. 

Der nunmehr nach Aufhebung der Staffeltarife zur Anwendung 
kommende weſentlich höhere Specialtarif I hat den lebhaften Handel 
in Getreide ꝛc. nach dem Weſten Deutſchlands vollſtändig lahm 
gelegt und der Landwirthſchaft den Abſatz ihrer Bodenerzeugniſſe 
außerordentlich erſchwert. Der Handel iſt gezwungen, den Abſatz 
bis zur Entfernung von höchſtens 200 —300 Kilometer zu ſuchen, 
was zur Folge hat, daß das Angebot von landwirthſchaftlichen 
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Producten in den näher gelegenen Abſatzgebieten größer als die 
Nachfrage iſt, wodurch die Producte nicht nur verbilligt, ſondern 
häufig unverkäuflich ſind. Es iſt eine förmliche Entwerthung der 
inländiſchen landwirthſchaftlichen Producte eingetreten, die die Land⸗ 
wirthſchaft in ihrer Exiſtenz bedroht. 

Die Nachtheile der Aufhebung der Staffeltarife zeigen ſich zur 
Zeit auch darin, daß Berlin im Stande iſt, den von allen Seiten 
des Auslands bezogenen Roggen in alle möglichen Kanäle zu leiten, 
während wir im Oſten in Folge der eingetretenen höheren Tarife 
nicht mehr concurrenzfähig find und daher für das inländiſche 
Product zum Schaden der Landwirthſchaft und des Handels keinen 
Abſatz finden. Schon in unſerem letztjährigen Jahresbericht hoben 
wir hervor, daß wir die Klagen der weſtlichen Landestheile bezüglich 
der Wirkung der Staffeltarife im beſonderen für Getreide nicht für 
berechtigt erachten können. Auf der ſ. Z. in Berlin ſtattgehabten 
Conferenz hat Seitens der Vertreter der Süddeutſchen Staaten der 
Beweis der Nachtheile, welche etwa durch die Getreideſtaffeltarife 
ihren Staaten zugefügt worden ſeien, nicht erbracht werden können. 
Der Weſten Deutſchlands producirt an Getreide nicht diejenigen 
Mengen, deren er zur Deckung des Bedarfs benöthigt iſt, während 
der Oſten mit einem Ueberſchuß zu rechnen hat; es erſcheint daher 
wirthſchaftlich nur richtig, dieſen auf die wohlfeilſte Art nach den⸗ 
jenigen Landestheilen zu ſchaffen, die Bedarf an Brodfrüchten 
haben, und dazu dienten die Staffeltarife; fie bilden das wirkſamſte 
Ausgleichsmittel zwiſchen Mangel und Ueberfluß an Getreide 
zwiſchen den Conſumenten und den Produzenten, erſt durch die 
Staffeltarife war es möglich, das inländiſche Getreide dem aus— 
ländiſchen gegenüber concurrenzfähig zu machen, und erfolgreich 
theilnehmen zu laſſen an dem Wettbewerb um die Verſorgung des 
Weſtens. Alſo auch von dieſem Geſichtspunkte aus ſind die 
Staffeltarife volkswirthſchaftlich nutzenbringend geweſen, indem ſie 
dem einheimiſchen Product ein erweitertes Abſatzgebiet geſchaffen 
haben. 

Eine Wiedereinführung der Staffeltarife muß zur Zeit wohl 
leider als ausgeſchloſſen betrachtet werden, um fo nothwendiger 
erſcheint daher als Erſatz derſelben die Einſtellung eines Tarifs, 
durch den die Möglichkeit der Verfrachtung von Getreide und 
Mühlenfabrikaten auf dem Eiſenbahnwege aus dem Oſten nach dem 
Weſten wiederhergeſtellt wird. Von der Einſtellung niedrigerer 
Tarifſätze kann ein Ausfall an Frachteinnahmen für die Königliche 
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Eiſenbahn⸗Verwaltung nicht befürchtet werden, da ein großer Theil 
der Transporte vom Waſſer auf den Eiſenbahnweg übergehen wird. 
Wie bedeutend dagegen die Minderverfrachtung an Getreide und 
Mühlenfabrikaten aus dem Oſten nach dem Weſten ſeit Aufhebung 
der Staffeltarife iſt, ergeben die ſtatiſtiſchen Nachweiſungen. 
Ein Nachtheil für die weſtdeutſche Landwirthſchaft aus der 
Einführung eines niedrigeren Tarifs von Ofte nach Weſtdeutſchland 
ſteht auch nicht zu befürchten, denn es iſt erwieſen, daß die Mehr- 
transporte, welche die Staffeltarife zur Folge hatten, einen Druck 
auf die Preiſe in Weſtdeutſchland nicht ausgeübt haben.“ 
Die landwirthſchaftlichen Vereine zu Brieſen, Culm, Schönſee und 
Thorn haben dieſe Petition unterſtützt, ein Entſcheid iſt auf dieſelbe noch 
nicht ergangen. 


22. Abſtempeln der Poſtkarten. 


Bisher wurden die eingehenden Poſtkarten nur auf den größeren 
Poſtanſtalten mit dem Ankunftsſtempel verſehen, für die kleineren Poft- 
anſtalten war dies nicht vorgeſchrieben. Es fehlte bei letzteren ſonach jede 
Controle über rechtzeitigen Eingang, was bei der Bedeutung der Poſtkarte 
im Verkehr, wo ſie immer mehr und mehr an die Stelle des Briefes tritt 
und zu den wichtigſten Mittheilungen benutzt wird, oft ſtörend empfunden 
wurde. 

Im Verein mit anderen Handelskammern richteten wir an den Herrn 
Staatsſecretair des Reichspoſtamts die Bitte, Anordnung zu treffen, daß 
die Poſtkarten bei allen Ankunftspoſtanſtalten mit dem Eingangsſtempel 
verſehen würden. Unſerem Wunſche iſt entſprochen worden, die Poſtanſtalten 
find angewieſen, die Poſtkarten fortan allgemein mit dem Ankunftsſtempel 
zu verſehen. Der Abdruck des Stempels wird auf der Vorderſeite der 
Poſtkarten in der linken unteren Ecke angebracht werden. 


. Oeffentliche Fernſprechanſtalt in Thorn. 


Seit Einrichtung der Fernſprechverbindung Berlin —Poſen —Gneſen — 
Bromberg — Thorn — Danzig — Elbing hat ſich in unſerem Ort das Bedürf⸗ 
niß nach einer öffentlichen Fernſprechſtelle bemerkbar gemacht, von welcher 
aus Jedermann gegen Erlegung der vorgeſchriebenen Gebühr Geſpräche 
führen kann. Wenn jetzt ein an die hieſige Fernſprechanlage nicht Ange⸗ 
ſchloſſener fic) nach Auswärts unterhalten will, dann muß er die Gefällig— 
keit eines Angeſchloſſenen in Anſpruch nehmen und von dieſem hängt es 
alsdann ab, ob das Geſpräch geführt werden kann. Daß der die Gefällig— 
keit Nachſuchende nicht immer Entgegenkommen findet, iſt wohl ſelbſtredend. 


60 


Es kommt aber noch ein anderer Uebelſtand in Betracht. Die Fernſprech⸗ 
anlagen ſind für gewöhnlich in den Comptoirs eingerichtet, in denen auch 
das Perſonal des Hauſes arbeitet, dasſelbe iſt ſonach in der Lage, die ge— 
führten Geſpräche zu hören, wodurch für die Sprechenden ſehr leicht Schaden 
oder ſonſtige Unannehmlichkeiten entſtehen können. Allen dieſen Uebelſtänden 
könnte abgeholfen werden durch die Anlage einer öffentlichen Fernſprechſtelle, 
wie ſolche an anderen Plätzen ſchon vorhanden ſind, wo ſie dem Verkehr 
viele Vortheile bringen und ſich auch für die Telegraphenverwaltung rentiren. 

In dieſem Sinne wurden wir bei dem hieſigen Kaiſerlichen Teles 
graphen-Amt vorſtellig und ſchlugen als Ort für die Fernſprechſtelle einen 
Raum in dem Amtslokal vor, wo auch die amtliche Ueberwachung leicht 
ausgeführt werden kann. 

Das Kaiſerliche Telegraphen-Amt legte unſer Geſuch der Kaiſerlichen 
Ober⸗Poſt⸗Direktion in Danzig vor, die im ablehnenden Sinne Entſcheidung 
traf, da ein Bedürfniß zur Einrichtung einer öffentlichen Fernſprechſtelle 
beim hieſigen Kaiſerlichen Telegraphen-Amt nicht anerkannt werden könne. 


24, Bezirks-Eiſenbahnrath für den Gifenbahn- 
Direktions-Bezirk Bromberg. 


Sitzungen haben ſtattgefunden am 21. Juni (24fte) und am 27. No⸗ 
vember (25ſte). Auf beiden Sinne hat uns das Mitglied Herr M. Roſen⸗ 
feld vertreten. 

Bei Berathung des Winterfahrplans für 1894/95 in der Sitzung am 
21. Juni bat unſer Vertreter die Abendzüge 1288/89 der Strecke Korna⸗ 
towo-Culm wieder einzurichten. Seitens der Königl. Eiſenbahn-Direktion 
wurde entgegnet, daß der jahrelange fortgeſetzte Verſuch mit dieſen Zügen 
gezeigt habe, daß ein Verkehrsbedürfniß für dieſelben nicht vorhanden ſei. 
Wenn auch zugegeben werden müſſe, daß der Ausfall wenig benutzter Züge 
vielleicht von Einzelnen unangenehm empfunden werde, ſo ſei es andererſeits 
im Intereſſe einer wirthſchaftlichen Geſtaltung des Betriebes durchaus ge- 
boten, Züge, für welche ein allgemeines Verkehrsbedürfniß nicht vorhanden 
ſei, in Fortfall zu bringen. 

In derſelben Sitzung kamen auch folgende Anträge des Mitgliedes 
des Bezirks Eiſenbahnraths, Oekonomie-Rath Kreiß-Königsberg i. Pr., zur 
Verhandlung. Der Bezirks-Eiſenbahnrath wolle beſchließen, an die König⸗ 
liche Staats-Eiſenbahn⸗Verwaltung den Antrag zu richten, dieſelbe wolle 
ihr geeignet erſcheinende Maßnahmen ergreifen, um 

1. die durch Aufhebung des Staffeltarifs vom 1. September 1891 
beſeitigte Möglichkeit der Benutzung des Eiſenbahnweges für die 
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Verſendung von Bodenerzeugniſſen aus dem Often nach den Kon— 
ſumtionsgebieten Deutſchlands wiederherzuſtellen und 

2. auf denjenigen Strecken der preußiſchen Staatseiſenbahnen, auf 

denen das ruſſiſche Getreide zu ermäßigten Frachtſätzen nach Danzig, 
Königsberg und Memel gefahren wird, das inländiſche Getreide zu 
gleich billigen Frachtſätzen zu befördern, wie das aus dem Innern 
Rußlands kommende Getreide, und dadurch die Ungerechtigkeit zu 
beſeitigen, die darin liegt, daß ruſſiſches Getreide auf den bezeich— 
neten Eiſenbahnſtrecken zu billigeren Sätzen befördert wird, als 
das einheimiſche Getreide. 

Nach lebhaften Debatten wurde der Antrag 1 mit dem Zuſatze an- 
genommen, daß hinter den Worten für die Verſendung von Bodenerzeug— 
niſſen die Worte „und Mühlenfabrikaten“ eingeſchaltet werden. 

Antrag 2 wurde abgelehnt. 

Auf der am 27. November ſtattgefundenen Sitzung kam u. A. der 
Antrag der Königlichen Eiſenbahn-Direktion um Erſtellung eines Ausnahme— 
tarifs für ruſſiſches Petroleum (Keroſin) von den ruſſiſchen Stationen Za— 
rizyn, Kamyſchin, Saratow und Niſchny-Nowgorod nach deutſchen Stationen 
des oſtelbiſchen Gebiets einſchließlich Dresden, Leipzig und Halle unter Ein- 
rechnung des Specialtarifs III für die deutſchen Strecken über Wirballen 
und von Odeſſa dahin über die übrigen deutſch-ruſſiſchen Grenzübergänge 
zur Berathung. Der Antrag wurde einſtimmig angenommen. 


25. Zuguerbindung mit Lodz. 


Zwiſchen dem Oſten Deutſchlands und der ruſſiſchen Fabrikſtadt Lodz 
beſteht auf dem Wege Thorn —Skierniewice —Koluszki ein ſehr reger Per— 
ſonenverkehr, der ſich vorausſichtlich in Folge des deutſch-ruſſiſchen Handels— 
vertrages anhaltend ſteigern wird. Dieſer Verkehr leidet unter den jetzt 
beſtehenden ungünſtigen Zugverbindungen ab Skierniewice. Der aus Thorn 
nach Skierniewice kommende Reiſende muß dort 45 Minuten bezw. über 
1 Stunde warten, bevor er ſeine Fahrt nach Koluszki fortſetzen kann, 
zwiſchen dieſer Station und Lodz liegen die Züge noch ungünſtiger, da der 
Aufenthalt in Koluszki bis zur Weiterfahrt nach Lodz im günſtigſten Falle 
über 2 Stunden dauert. Ebenſo liegen die Verhältniſſe in umgekehrter 
Richtung Lodz —Koluszki— Skierniewice. 

Eine Beſſerung dieſer Zugverbindung erſcheint dringend wthwendig⸗ 
und ſind wir in dieſem Sinne bei der Direktion der Warſchau⸗ Wiener 
Eiſenbahn vorſtellig geworden. Ein Entſcheid ſteht noch aus. 

Zur weiteren Erleichterung des Perſonenverkehrs mit Lodz und Ruda⸗ 
Guzowska haben wir bei der Königlichen Eiſenbahn-Direction zu Bromberg 


62 


folgende direkte Fahrkarten beantragt: Berlin-Ruda⸗Guzowska, Dresden⸗ 
Ruda⸗Guzowska, Breslau-Ruda⸗Guzowska, Bromberg-Ruda⸗Guzowska, 
Bromberg⸗Lodz, Dresden-Lodz, Breslau⸗Lodz via Alexandrowo, Poſen⸗Lodz, 
Danzig⸗Lodz. Unterm 26. Dezember verſtändigte uns die Königliche Eifen- 
bahn⸗Direktion zu Bromberg dahin, daß ſie mit der Direktion der Warſchau⸗ 
Wiener Eiſenbahn, dem Verwaltungsrath der Lodzer Fabrikbahn, der König⸗ 
lichen Eiſenbahn⸗Direction in Bromberg und der General-Direction der 
Sächſiſchen Staatsbahnen in Dresden dieſerhalb in Verbindung getreten ſei. 
Weitere Mittheilungen wurden uns in Ausſicht geſtellt. 


26. Ausbaggerung der Drewenz. 


Von der Verwaltung der Leibitſcher Mühle wurde im Juni Klage 
geführt, daß oberhalb der dortigen Schleuſe ſich eine Menge Sand in der 
Drewenz angeſammelt hätte, wodurch das Durchlaſſen der Flöße und der 
Flößereibetrieb ſehr erſchwert werde, ſowie das Durchlaſſen der Holztraften 
ungewöhnlich viel Zeit in Anſpruch nehme. Eine Ausbaggerung des Dre⸗ 
wenzbettes an der bezeichneten Stelle erſchien dringend erforderlich und baten 
wir die hieſige Waſſerbauinſpection für eine möglichſt ſchleunige Beſeitigung 
der Hinderniſſe in der Drewenz Sorge zu tragen. Dieſelbe gab, da die 
Strombauverwaltung die Schifffahrtsintereſſen nur in dem unteren Drewenz⸗ 
lauf von der Mündung bis Leibitſch vertritt, unſer Geſuch an die König⸗ 
liche Regierung zu Marienwerder ab, welche uns dahin verſtändigte, daß 
die fraglichen Sandablagerungen im Weſentlichen ſich jenſeits der durch die 
Mitte des Drewenzflußbettes gehenden Landesgrenze, alſo auf ruſſiſchem 
Gebiete befinden. Behufs Beſeitigung derſelben hat der Herr Regierungs- 
Präſident den Landrat des Kreiſes Thorn beauftragt, fic) mit dem ber 
theiligten ruſſiſchen Kreischef in Verbindung zu ſetzen. 


27. Ausdehnung der Unfalluerſicherung auf das 
Handelsgewerbe. 


Im Reichsanzeiger wurden im Juni 2 Geſetzentwürfe, betreffend die 
Abänderung und Erweiterung der Unfallperſicherung veröffentlicht, von denen 
der eine den Verſicherungszwang erweitert und die „Wohlthaten der Unfall⸗ 
verſicherung“ auf die noch nicht verſicherungspflichtigen Betriebe im Hand⸗ 
werk, im Handel, in der Fiſcherei, und in der Küſtenſchifffahrt ausgedehnt 
ſehen will. Ein Bedürfniß zur Ausdehnung der Unfallverſicherung auf das 
Handelsgewerbe vermögen wir nicht anzuerkennen, da nach den gemachten 
Erfahrungen bei der Ausübung des Handelsgewerbes nicht ſolche Gefahren 
beſtehen, welche die Ausdehnung der Unfallverſicherung auf dieſes als ge⸗ 
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rechtfertigt erfcheinen läßt. Eine Ausdehnung auf das Handelsgewerbe läßt 
ſich nur da rechtfertigen, wo Betriebe mit größeren Lagerarbeiten in Betracht 
kommen, für dieſe bedarf es aber unſerer Anſicht nach keiner neuen Or— 
ganifation, ſondern dieſelben können den beſtehenden Organiſationen, wie 
der Speditions-, Speicherei- und Kellerei-Berufsgenoſſenſchaft angereiht werden. 

Unter Ausführung dieſer Geſichtspunkte baten wir den Herrn Reichs⸗ 
kanzler, von einer Ausdehnung der Unfallverſicherung auf das Handels⸗ 
gewerbe Abſtand zu nehmen. Abſchrift unſerer Eingabe ließen wir dem 
Reichs verſicherungs⸗Amt zugehen mit der Bitte um Berückſichtigung unſerer 
Ausführungen. 


28. Mordoſtdeutſche Gewerbeausſtellung 
in Königsberg i. Pr. 


Vom 26. Juni 1895 ab findet in Königsberg i. Pr. eine Nordoſt⸗ 
deutſche Gewerbeausſtellung ſtatt. In das Comitee für die Provinz Weit 
preußen iſt auch unſer Herr Vorſitzender berufen. 

Von hier aus gedenken mehrere Gewerbtreibende die Ausſtellung zu 
beſchicken. 


29. Einfuhr von Kleien aus dem Auslande. 


Wir haben in den letztvergangenen Jahren in unſern Berichten wieder: 
holt darauf hingewieſen, daß ſich an unſerm Platze ein lebhaftes Geſchäft 
in ausländiſchen Futterartikeln, Kleien und Oelkuchen entwickelt hat. Wir 
haben hervorgehoben, daß der Handel in dieſen Artikeln namentlich der 
Landwirthſchaft zu gute komme, die ja theils nicht ſo viel Futter produziert 
als ſie braucht, theils ihre beſſeren Vorräthe zu lohnendem Preiſe verkauft 
und dafür die genannten Futtermittel einſtellt. Bis in den Sommer wurde 
die Kleie bei ihrem Eingange von den Zollbeamten auf ihren Mehlgehalt 
unterſucht durch Prüfung von Proben und dann dem Verkehr freigegeben. 
Da erließ der Bundesrath eine neue Anordnung über die zollamtliche Unter— 
ſuchung von Kleien bei ihrem Eingange. Den betreffenden Zollämtern 
wurden Muſtertypen überwieſen mit der Weiſung, alle aus dem Auslande 
eingehenden Kleien, welche nicht den Muſtertypen ganz genau entſprechen, 
anzuhalten. Dieſe Beſtimmungen hatten für unſeren Handel in Kleie große 
Erſchwerniſſe und Schäden zur Folge. Die Typen repräſentiren Qualitäten, 
wie ſolche von inländiſchen Mühlen faſt gar nicht hergeſtellt werden. Sie 
ſind ſehr dunkel und in außergewöhnlich hohem Maße ausgemahlen. Die 
ausländiſchen Kleien, die den Typenmuſtern nicht entſprechen, werden ange⸗ 
halten, Proben müſſen zunächſt zur Unterſuchung durch vereidigte Chemiker 
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nach Danzig geſchickt werden, wo ſie auf ihren Aſchegehalt geprüft werden. 
Entſprechen ſie nicht den beſtehenden Beſtimmungen, dann müſſen die Kleien 
entweder tranſit in's Ausland gehen oder denaturirt werden. In beiden 
Fällen erleidet der Händler Schaden an Zeit und Geld. Unterm 9. Oktober 
wandten wir uns an die Herren Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten, für Handel und Gewerbe und für Finanzen, ſowie an den 
Staatsſekretär des Reichsſchatzamts und baten, daß die unbeſchränkte Einfuhr 
von Kleien wieder geſtattet werde. Für den Fall, daß dies nicht angängig 
fei, ſtellten wir folgenden Antrag: „Die Herren Minifter möchten hoch⸗ 
geneigteſt veranlaſſen, daß die aus dem Auslande eingehenden und von der 
Zollbehörde etwa beanſtandeten Kleien durch eine aus Müllern und Kauf— 
leuten beſtehende Kommiſſion auf ihren Mehlgehalt geprüft werden, der ein 
Maximum von 10—12 % nicht überſteigen bezw. eine bei nochmaliger 
Umarbeitung mit Nutzen zu gewinnende Menge von Mehl nicht ergeben 
darf.“ Wir hoben in unſerm Geſuch noch hervor, daß angeſehene vereidigte 
Chemiker ihr Urtheil dahin abgegeben haben, daß die Unterſuchung der 
Kleie auf Aſchengehalt durchaus keinen genauen Maßſtab für den Mehl⸗ 
gehalt ergiebt. Hier iſt die Erfahrung gemacht, daß die Unterſuchung 
mehrerer aus derſelben Kleieladung entnommenen Muſter zu verſchiedenen 
Ergebniſſen geführt hat, von denen das eine die Denaturirung der Kleie 
erfordert, das andere deren zollfreie Ablaſſung geſtattet hätte. Wir hoben 
weiter hervor, daß hier der Fall vorliegt, daß amtlich eine Maßregel ge— 
troffen iſt, die auf der einen Seite ihren Zweck nicht erfüllt, auf der andern 
Seite aber ſchadet. Unſere Petition wurde von mehreren kaufmänniſchen Korpo⸗ 
rationen und landwirthſchaftlichen Vereinen unterſtützt, hat aber einen Erfolg 
bisher nicht gehabt. Unterm 10. Dezember erlaubten wir uns die Herren 
Miniſter an die Erledigung unſerer Petition zu erinnern. Erſt unterm 
2. Februar 1895 verſtändigte uns der Herr Finanzminiſter, daß es gegen- 
wärtig der Erwägung unterliegt, ob die vom Bundesrath erlaſſenen Vor— 
ſchriften über die Anwendung von Muſtertypen bei der Eingangsabfertigung 
von Kleie einer Aenderung zu unterziehen ſein möchten. Nach dem Abſchluſſe 
der hierüber noch ſchwebenden Erörterungen werde der Herr Miniſter eventl. 
das Erforderliche wegen Herbeiführung eines diesbezüglichen Bundesraths— 
beſchluſſes mit thunlichſter Beſchleunigung in die Wege leiten. 

Wir behalten dieſe Angelegenheit im Auge und gedenken weitere 
Schritte zu thun, um unſer Ziel zu erreichen. 

Eine Erleichterung im Kleieverkehr haben wir dem Entgegenkommen 
des Herrn Provinzialſteuerdirektors in Danzig zu danken, der unſerer Bitte 
um Anſtellung eines hieſigen Chemikers zur Unterſuchung der Kleie nach— 
gegeben hat. 1 15 | 


30. Abänderungsvorſchläge zur Konkursordnung. 


Durch Erlaß vom 22. Juni hat der Herr Miniſter für Handel und 
Gewerbe die Handelskammern darauf hingewieſen, daß das Inkrafttreten 
des bürgerlichen Geſetzbuches und die ſich damit vollziehende Umgeſtaltung 
des bürgerlichen Rechts zugleich für die Konkursordnung eine Reihe von 
Aenderungen zur Folge haben werde. Es erſcheine daher an der Zeit, der 
Frage näher zu treten, ob bei Gelegenheit jener Aenderungen die Konkurs⸗ 
ordnung auch in ſonſtigen Beziehungen, beſonders auf Grund der inzwiſchen 
in wirthſchaftlicher und ſocialpolitiſcher Hinſicht gemachten Erfahrungen einer 
Reviſion zu unterziehen ſein möchte. Der Herr Miniſter hat ſodann die 
nachſtehenden Abänderungsvorſchläge zur Konkursordnung zuſammengeſtellt 
und darüber das Gutachten der Handelskammer eingefordert: 


I. 


II. 


III. 


IV. 


V. 


Zu S$ 77, 83. Erlaß einer reichsgeſetzlichen Gebühren⸗ 
ordnung für die Auslagen und die Vergütung des Konkursver— 
walters wie der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes. 

Zu § 79. Ausgeſtaltung des Gläubigerausſchuſſes zu einem noth- 
wendigen Beſtandtheil des Verfahrens, fei es allgemein, fei es 
nur für das Verfahren bis zur erſten Gläubigerverſammlung. 

Zu § 80. Erweiterung der Pflichten des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes hinſichtlich der Beaufſichtigung des Verwalters, namentlich 
bei Abſchätzung und Verwerthung der Aktivmaſſe. 

Zu S$ 94 bis 96, 198, 199. Ueberſchuldung als Vorausſetzung 
der Konkurseröffnung an Stelle oder neben der Zahlungsunfähig⸗ 
keit; Pflicht des kaufmänniſchen Gemeinſchuldners (der Geſellſchafter, 
Liquidatoren) zur Beantragung des Konkurſes bei einer aus der 
Bilanz ſich ergebenden Ueberſchuldung von gewiſſer Höhe in Ver— 
bindung mit einer Strafvorſchrift wegen Verletzung dieſer Pflicht. 
Zu $$ 99, 190. Eröffnung und Durchführung des Konkursver— 
fahrens beim Nichtvorhandenſein einer den Koften des 
Verfahrens entſprechenden Maſſe; Uebernahme der Koſten 
durch den Staat oder Anerkennung des Rechts eines jeden Gläubi— 
gers, bei fehlender Maſſe durch Vorſchußleiſtung die Ablehnung 
des Konkursantrags oder die Einſtellung des Verfahrens abzuwenden. 
Zu S$ 96, 99, 104, 114, 119, 16ꝶꝶ a 

a) Aufnahme von Vorſchriften, um den Gläubigern eine beſſere 

Ueberſicht der Sachlage zu ermöglichen: Oeffentliche 

Bekanntmachung des Abweiſungsbeſchluſſes bei fehlender 

Maſſe; Vorlegung der Geſchäftsbücher des Gemeinſchuldners 

bei Stellung des Antrags auf Konkurseröffnung; Vorſchriften 
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tiber den Inhalt von Inventar und Bilanz; ſchriftlicher Be⸗ 
richt des Verwalters verbunden mit einer gutachtlichen Aeuße⸗ 
rung über Buchführung und Bilanzziehung des kaufmänniſchen 
Gemeinſchuldners; Recht der Gläubiger auf Einſicht der Ge⸗ 
ſchäftsbücher und des Verwalterberichts, auf Ertheilung von 
Abſchriften des Inventars, der Bilanz und des Berichts; 

b) Aufnahme von Vorſchriften behufs Sicherung einer zweckent⸗ 
ſprechenden Abſchätzung und Verwerthung der Maſſe; 

c) Aufnahme von Beſtimmungen, durch welche das Einſchreiten 
der Staatsanwaltſchaft bei Verletzung der ſtrafrechtlichen 
Vorſchriften der Konkursordnung geſichert wird; Pflicht des 
Konkursgerichts zur Mittheilung von Abſchriften des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes, des die Eröffnung wegen fehlender Maſſe 
ablehnenden Beſchluſſes, des Berichts des Verwalters. 

VI. Zu $$ 160 bis 187. Erſchwerung des Zwangsvergleichs. 
Beſchränkung desſelben bei wiederholtem Konkurſe, bei ſchwebendem 
Strafverfahren wegen (einfachen) Bankerutts, bei Firmen, die nicht 
bereits längere Zeit im Firmenregiſter eingetragen find; geſetzliche 
Feſtſetzung eines geringſten Prozentſatzes für die Vergleichsſumme; 
Erhöhung der für die Annahme des Vergleichs erforderlichen 
Mehrheiten; Ausſchluß des Stimmrechts des Ehegatten des Gemein- 
ſchuldners; Erforderniß der Baarzahlung oder Sicherſtellung der 
Vergleichsſumme vor der Beſtätigung des Vergleichs. 

VII. Aufnahme von Vorſchriften über die Einwirkung des Konkurſes 
auf die perſönliche Rechtsſtellung des Gemeinſchuldners: 

a) in wirthſchaftlicher Hinſicht: Verluſt des Rechts zum Börſen⸗ 
beſuch, der Befähigung zum Amt eines Handelsmaklers, der 
Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe von Handelsgeſchäften 
unter einer nicht den Vor- und Zunamen erkennen laſſenden 
Firma, der Beſugniß zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts bei 
wiederholtem verſchuldeten Konkurſe; 
b) in Bezug auf die Ausübung bürgerlicher und politiſcher Be- 
fugniffe, fowie von Ehrenrechten. Dauer der in Folge des 
Konkurſes eintretenden Beſchränkungen; Ertheilung der 
Wiederbefähigung (Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, 
Rehabilitation) durch das Konkursgericht. 
VIII. Zu Ss 209 ff. Verſchärfung und Ergänzung der Strafvor- 
ſchriften: Erweiterung des Thatbeſtands und Erhöhung des 
Strafmaaßes beim einfachen Bankerutt; Strafihärfung für rück⸗ 
fälligen einfachen oder betrügeriſchen Bankerutt; Beſtrafung abſicht⸗ 
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licher oder leichtfertiger Schädigung der Gläubiger durch Eingehung 
von Creditverbindlichkeiten (vergl. auch oben unter III. a. E.). 


Wir erſtatteten darauf folgenden Bericht: 


Zu J. 


Zu II. 


Zu III. 


Zu IV. 


Nach der jetzigen Praxis ſtellt der Konkursrichter nach § 77 die 
Auslagen und die Gebühren für den Verwalter feſt, die Liquida⸗ 
tionen der Konkursverwalter ſtützen ihre Forderungen auf den Tarif 
zur preußiſchen K⸗O. vom Mai 1855. Wünſchenswerth erſcheint 
es, daß die Gebühren für den Konkursverwalter durch eine Ge- 
bührenordnung genau fixirt werden. Es empfiehlt ſich, nachdem 
die Thätigkeit der Konkursverwalter gegen die preußiſche Konkurs⸗ 
ordnung erheblich an Umfang zugenommen hat, die höchſten Sätze 
des Tarifs vom 8. Mai 1855 zu Grunde zu legen. Es liegt da⸗ 
gegen kein Anlaß vor, für die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes 
beſtimmte Gebühren feſtzuſetzen, da deren Thätigkeit eine geringe 
und in den meiſten Fällen unentgeltliche und zwar laut ausdrück— 
lichen Vereinbarungen im erſten Termin. 

In Ausnahmefällen genügt § 83 der R. K. O., nach welchem 
baare Auslagen und Vergütung für die Geſchäftsführung an die 
Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes ſeitens aes Konkursgerichts 
feſtgeſetzt werden. 

Den Gläubigerausſchuß zu einem 1 Beſtandtheil des 
Verfahrens auszugeſtalten, wird nicht erforderlich ſein. — Bis zur 
erſten Gläubigerverſammlung iſt äußerſt ſelten ein Gläubigeraus— 
ſchuß beſtellt worden. Es wird dies auch ferner nicht erforderlich 
ſein, ſofern das Gericht hinreichendes Vertrauen in die Verwalter 
ſetzt. 

Die Verpflichtung zur Anmeldung des Konkurſes tritt ein, wenn 
die letzte Bilanz ergiebt, daß die Schulden das Vermögen um die 
Hälfte überſteigen. Wird dieſe Pflicht verletzt, ſo iſt Gemein— 
ſchuldner wegen einfachen Bankerutts zu beſtrafen. 

Jahrelanges Weiterarbeiten mit Unterbilanz erweitert die Zahl 
der Gläubiger und die Summe der Schulden und iſt deßhalb ge— 
meinſchädlich. Iſt der Vermögensſtand aber auf dieſem ungünſtigen 
Punkte angelangt, dann iſt die Hoffnung, ſich wieder in die Höhe 
zu arbeiten, in den allermeiſten Fällen eine Illuſion und ſchädigt 
ein Weiterſchleppen die Gläubiger. 

Eine Abänderung des §.99 K.⸗O. erſcheint deßhalb erwünſcht, 
ebenſo die Ergänzung des Strafparagraphen 210 R.⸗K.⸗O. 
Vorausſetzung einer jeden Konkurseröffnung iſt und bleibt das 
Vorhandenſein eines Vermögens, iſt Vermögen oder hinreichendes 
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Zu V. 
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Vermögen nicht vorhanden, dann liegt auch keine Veranlaſſung 
vor, das Konkursverfahren einzuleiten. 

Dem Staate die Koſten aufzuerlegen, liegt keine Veranlaſſung 
vor. Anders, wenn ein oder mehrere Gläubiger einen Koſten⸗ 
vorſchuß zahlen, die an der Durchführung des Verfahrens ein 
Intereſſe haben. 

Sollte im öffentlichen Intereſſe irgend eine Feſtſtellung er- 
forderlich ſein, ſo kann dieſe durch die Staatsanwaltſchaft erfolgen. 

Vorgeſchlagen wird: 

„Das Konkursgericht hat die auf Konkurseröffnung geſtellten 

Anträge, welche wegen Maſſenmangels abgelehnt find, öffent: 

lich bekannt zu machen und der Staatsanwaltſchaft hiervon 

Kenntniß zu geben.“ 

Sobald die Anmeldung des Konkurſes durch den Schuldner erfolgt 
iſt, ift Eile nöthig, da es gilt, die Friſt des § 23 ad 2 R. -K.O. 
zu wahren. Das allgemeine Veräußerungsverbot § 98 K. O. wird 
nur in ſeltenen Fällen erlaſſen und zwar nur dann, wenn ſich bei 
der Stellung des Antrags nicht überſehen läßt, ob ein Konkurs⸗ 
grund gegeben oder ob eine entſprechende Konkursmaſſe vorhanden 
iſt; oft hat auch der Schuldner nicht ſofort eine Verzeichniß der 
Gläubiger und Schuldner oder auch nicht eine Ueberſicht der Ver— 
mögensmaſſe beigebracht. Anzuordnen, daß bei Stellung des Ans 
trages auf Konkurseröffnung der Gemeinſchuldner feine Geſchäfts— 
bücher vorlegt, erſcheint nicht erforderlich, denn einmal würde die 
Durchſicht der Bücher eine größere Zeit in Anſpruch nehmen, und 
dann auch wäre ſie ohne Zuziehung eines Bücherſachverſtändigen 
nicht recht angängig. 

Das Inventar wird ſeitens der Konkursverwalter nach dem 
Schema in den A. G.⸗O. Theil II. Rit. 5 aufgeſtellt. Beſondere 
Beſtimmungen über Inventar und Bilanz in die K-O. aufzunehmen 
wird ſich hiernach erübrigen. 

Auf Anordnung des Konkursgerichts hat auch jetzt ſchon der 
Verwalter jederzeit einen ſchriftlichen Bericht über den Stand der 
Sache zu den Akten einzureichen, ſo oft der Konkursrichter es für 
erforderlich hält. Den Gläubigern ijt das Recht der Afteneinficht 
und auch Abſchriftertheilung zu gewähren. Beſtimmungen darüber, 
durch welche das Einſchreiten der Staatsanwaltſchaft geſichert wird, 
brauchen in die Novelle nicht aufgenommen zu werden, da nach 
dieſer Richtung durch die Geſetzgebung bezw. durch die Juſtizaufſicht 
hinreichend Vorſorge getroffen iſt. 
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Die Ertheilung einer Abſchrift des Eröffnungsbeſchluſſes an 
die Staatsanwaltſchaft erfolgt in jedem Konkursfalle. 

Zu VI. Eine Erhöhung der erforderlichen Mehrheiten erſcheint nicht er— 
forderlich. Zu empfehlen iſt 

eine Sicherſtellung der Vergleichsſumme durch Baarhinter— 

legung oder durch Bürgſchaft. 

§ 161 dürfte hiernach abzuändern ſein. Dem Ehegatten des 
Gemeinſchuldners wird das Stimmrecht nicht bewilligt, jedoch 
kommen deren Forderungen bei der Abſtimmung außer Betracht, 
d. h. ſie werden im Akkordverfahren als nicht vorhanden angeſehen. 

Zu VII. Es wird empfohlen: zu a) die Abſprechung des Rechts zum 
Börſenbeſuch, der Befähigung zum Amt eines Handelsmaklers, der 
Befugniß zum ſelbſtſtändigen Betriebe von Handelsgeſchäften und 
zwar während der Dauer des Konkursverfahrens. 

Weitere Beſchränkungen im Gewerbebetrieb ſtehen der Gewerbe- 
ordnung entgegen, auch hat der Staat ein Intereſſe daran, daß 
dem Fortkommen eines ſeiner Staatsbürger nichts in den Weg 
gelegt werde. 

Zu VIII. Hierzu liegt keine Veranlaſſung vor, da daß Strafminimum und 
Maximum einen ſehr großen Spielraum hat und dadurch die 
Strafbemeſſung lediglich der Strafkammer nach Lage jedes Falles 
anheimgeſtellt iſt. 


31. Ausſtellung von Frachtbrief-Duplikaten. 


Die Königliche Eiſenbahn⸗Direktion in Bromberg benachrichtigt uns 
vermittelſt Schreibens vom 2. März von der erhaltenen Anregung, die 
Beſtimmungen des internationalen Uebereinkommens über den Eiſenbahn⸗ 
Frachtverkehr (Artikel 8 Abſatz 5 und 6), wonach die Ausſtellung von 
Frachtbrief Duplifaten im internationalen Verkehr obligatoriſch iſt, im 
Sinne der Beſtimmungen der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands (§ 54 64) abzuändern, nach denen die Ausſtellung von Frachtbrief⸗ 
Duplikaten im Inlandsverkehr nur auf Verlangen des Abſenders erfolgt. 

In unſerer Antwort hoben wir hervor, daß, nach den gemachten 
Erfahrungen, Mißſtände bei den bisherigen Beſtimmungen ſich nicht ergeben 
hätten; in vielen Fällen wird aber dem Verſender die Arbeit erleichtert, 
wenn von der Forderung des Frachtbrief-Duplifats Abſtand genommen 
wird. Im deutſch⸗ruſſiſchen Verkehr werden allerdings Frachtbrief⸗Duplikate 
nothwendig bleiben. Im Uebrigen können wir der gegebenen Anregung nur 
zuſtimmen. a titi 


Hpecialberichle. 


1. Getreide und Futterartikel. 


Im Vordergrund alles Intereſſes ſtand der Abſchluß des ruſſiſchen 
Handelsvertrages und die Aufhebung des Identitätsnachweiſes. Vom Ein⸗ 
tritt dieſer beiden für den hieſigen Getreidehandel höchſt wichtigen Ereigniſſe 
verſprach man ſich ein Wiederaufleben des ſeit einer Reihe von Jahren 
daniederliegenden Handels und Wiederaufnahme mancher alten liebgewordenen, 
durch die Zollgeſetzgebung verloren gegangenen ruſſiſchen Beziehungen. 

Wie ſchon in früheren Berichten erwähnt, ſchrumpfte die Bedeutung 
des hieſigen Getreidehandels immer mehr zuſammen, da unſer Platz ſchließlich 
lediglich auf den Umſatz inländiſcher Produkte angewieſen war. Verhinderten 
die hohen Zölle einerſeits den Bezug hier etwa zu verzollenden ausländiſchen 
Getreides, jo mußte andrerſeits durch die Aufrechthaltung des Identitäts⸗ 
prinzips auch der Verkehr im Handel mit inländiſcher Waare erſchwert 
werden und leiden. Wenn die an die oben erwähnten Ereigniſſe geknüpften 
Hoffnungen ſich in der verfloſſenen Berichtsperiode noch bei weitem nicht 
voll verwirklicht haben, ſo liegt das nicht ſowohl an der allgemeinen guten 
Ernte, die die Speculationsluſt faſt gar nicht aufkommen ließ, ſondern auch 
an der Schwierigkeit, vor Jahren gelöſte Beziehungen wieder anzuknüpfen 
und vor allem an der Aufhebung der Staffeltarife. Dieſe letztere Maß⸗ 
regel ſchädigt Landwirthſchaft und Handel im Oſten in gleich hohem Maße, 
benimmt die Möglichkeit, den Getreideüberſchuß, in Concurrenz zum Theil 
mit dem Auslande den unter ihrem Bedarf erntenden Theilen Deutſchlands 
zuzuführen und wirkt auf den Preisſtand recht nachtheilig. Es wäre in 
hohem Grade wünſchenswerth, daß die wirkungsvollen Staffeltarife recht 
bald wieder zur Einführung gelangen. 

Abgeſehen von vereinzelten Perioden größerer Lebhaftigkeit bot das 
Getreidegeſchäft des verfloſſenen Jahres im Großen und Ganzen kein erfreu⸗ 
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liches Bild. Der Verkehr in Weizen war namentlich in der erſten Jahres- 
hälfte wegen der vielfach zum Angebot gelangten geringen und defecten 
Qualitäten ein ſchwieriger. Während des Sommers war man, dank der 
ermäßigten Zölle, im Stande, hier fehlendes Getreide durch ruſſiſches zu 
erſetzen bezw. mit ſolchem, in guter Beſchaffenheit befindlichen zu vermiſchen. 
Die biefigen und benachbarten Mühlen konnten ihren Bedarf aus den hier 
eingegangenen polniſchen Kahnladungen decken. Nächſtdem war der haupt⸗ 
ſächlichſte Abſatz nach Sachſen, Thüringen und der Lauſitz. 

Für Roggen hingegen traten die Proviantämter hauptſächlich als 
Käufer auf, und da die Händler den von jenen gezahlten Preiſen folgen 
mußten, ſo war ein Verſand nach entferntern Gegenden nur ſelten möglich. 
Aber auch die Mühlen mußten ſich unter ſolchen Umſtänden, um mit ihrem 
Fabrikat concurrenzfähig zu bleiben, mit ſehr beſcheidenem Nutzen begnügen. 


Die der Menge und der Beſchaffenheit der Waare nach recht günſtige 
Ernte in Gerſte geſtattete während der Herbſtmonate ein ſehr lebhaftes und 
lohnendes Geſchäft nach verſchiedenen Gegenden hin, namentlich auch zu 
Exportzwecken nach Stettin. Später wurde der Abſatz ſchwieriger, immer⸗ 
hin aber war in Gerſte hier der Umſatz des verfloſſenen Jahres ein weit 
größerer als ſeit langer Zeit. 

Während des Frühjahrs vermochte man vermöge der damals noch in 
Kraft geweſenen Staffeltarife größere Particen von Hafer nach dem Weiten 
Deutſchlands zu verſenden, wo ein gewiſſer Futtermangel ſich geltend 
machte. Sonſt traten für dieſen Artikel faſt ausſchließlich die Proviant⸗ 
ämter hier und in der Nachbarſchaft als Käufer auf. 


Der Handel in Futtermitteln war faſt während des ganzen Jahres 
ein recht ſchwieriger. Die gute Ernte in Sommerung, wie die niedrigen 
Getreidepreiſe legten den Landwirthen zunächſt große Beſchränkungen beim 
Einkauf von Kleien und Oelkuchen auf, und wenn trotzdem der hieſige Platz 
hierin einen immerhin bedeutenden Umſatz machte, ſo trugen hierzu nicht 
nur die zu Käufen verlockenden außergewöhnlich niedrigen Preiſe bei, ſondern 
auch der Umſtand, daß dank der immer größer werdenden Beziehungen der 
hieſigen Händler zum Ausland und Inland das Abſatzgebiet für dieſe 
wichtigen Artikel allmählig und ſtetig wächſt. Während der erſten Jahres⸗ 
hälfte war man durch die ſogenannten Nothſtandstarife in Stand geſetzt, 
Sachſen, Thüringen, Schleswig und andere Gegenden mit billigen Futter- 
mitteln zu verſehen, wohin ſich der Abſatz nach Wiedereinführung der 
normalen Tarife von ſelbſt verbietet. 

Wegen der Erſchwerungen im Kleiegeſchäft verweiſen wir auf den 
dieſen Punkt behandelnden beſondern Artikel. 
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2. Mühlenfabrikate. 


Auch das Jahr 1894 war wie das vorangegangene für die Müller 
kein gewinnbringendes und ſelbſt die beſtgeleiteten und gut fundirten Mühlen 
unſerer Provinz hatten Mühe, bei den fortwährend weichenden Preiſen und 
dem ſchleppenden Mehlabſatze, ſich vor Verluſten zu ſchützen. 

Unter den fortgeſetzt gegen den Getreidehandel gerichteten Angriffen 
hatte auch die mit dem Handel eng verbundene Müllerei zu leiden. Dieſe 
Agitation hat zur Folge, daß das Kapital ſich dem Getreidehandel entzieht, 
wodurch eine gewiſſe Stagnation in der Branche eingetreten iſt. Der Abſatz 
an Mehl im diesſeitigen Bezirk iſt gegenüber der verminderten Arbeiterzahl, 
die in Folge der ſchwachen Bauthätigkeit ſehr zurückgegangen iſt, ein 
geringerer geworden. 

Von der Leibitſcher Mühle, Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, iſt uns noch folgender Bericht zugegangen: 

Ueber den Gang der Geſchäfte ſeit der im Juni erfolgten Ynbetrieb- 
ſetzung unſerer Etabliſſements haben wir nur Ungünſtiges zu berichten. In 
Folge geringen Angebots an Roggen, welchen meiſtens das Proviantamt 
zu hohen Preiſen erwarb, mit denen die Mehlpreiſe nicht gleichen Schritt 
hielten, war es für uns ſchwierig, den Bedarf daran zu decken. Auch nach 
der Ernte änderte ſich dieſes Verhältniß nicht, erſchwerend dagegen trat 
dann noch hinzu, daß Danzig als Käufer für gute ſchwere Waare auftrat. 
Die Zufuhren von Ruſſiſch⸗Polen blieben gering, außerdem wurde die 
Aufnahme des Angebots erſchwert durch den Umſtand, daß in Bezug auf 
die zollfreie Rückführung der leeren Säcke nach Rußland Schwierigkeiten 
obwalteten. 

Die Weizenmüllerei arbeitete unter etwas günſtigeren Verhältniſſen 
als die Roggenmüllerei. 


3. Kartoffeln. 


Sowohl qualitativ als auch quantitativ fiel hier die Ernte im Berichts- 
jahr etwas geringer als die vorjährige aus. Die Hoffnung, daß ſich ein 
flotter Abſatz zu höheren Preiſe in Folge der ſchlechten Ernte im Weſten 
entwickeln würde, hatte ſich nicht erfüllt, jedenfalls übten auch hierbei die 
niedrigen Spiritus- und Getreidepreiſe ihren Einfluß aus. Es wurde im 
Herbſte bei Beginn der Campagne der Stärke-Fabrikation bezahlt für 
Fabrikwaare 85—90 Pfg. der Ctr. ab Station, Preiſe ſtiegen dann bis 
1,00 Mk. per Ctr., welcher Preis ſich den ganzen Winter hindurch hielt. Im 
Frühjahr trat auch größere Nachfrage in Eßwaare für England und Weſtfalen 
ein, es wurden davon recht bedeutende Poſten zu Preiſen bis 1,60 Mk. per 
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Ctr. ab Station verfandt. In Folge großen Angebots trat ein Rückgang 
der Preiſe ein, welcher die Ausfuhr abſchwächte, ſo daß man vorzog, die 
vorhandenen Läger zu Fabrikzwecken zu verwenden. 


4. Viehhandel. 


Der Abſatz für mageres Rindvieh war das ganze Jahr hindurch ein 
guter. Die Preiſe für Milchkühe und tragende Färſen waren hohe und 
behielten die ſteigende Tendenz bis zum November. 

Der Abſatz für Maſtrindvieh war im ganzen Jahre 1894 ein außer⸗ 
gewöhnlich guter, die Preiſe für beſte Qualität (Stiere von 13 Ctr. und 
darüber) waren ſo hoch, wie ſeit vielen Jahren nicht. 

Der Abſatz an Schafvieh, ſowohl fett wie mager, war ſehr mangel- 
haft und hob ſich erſt im Herbſt etwas. Die Preiſe waren geringer als 
die Jahre vorher. 

Schweine waren bis September theuer und fielen ſeitdem je nach 
Qualität um 6—8 Mk. per Ctr. lebend. 

Die Urſachen für die ſchlechten Preiſe bei Schafen liegen wohl in der 
Abſperrung von Frankreich und dem Fleiſchimport aus Auſtralien und 
Amerika. 

Der Grund für die hohen Rindviehpreiſe liegt wohl darin, daß im 
Jahre 1893 faſt ganz Süddeutſchland in Folge der großen Dürre und des 
Futtermangels alles Vieh bis auf das nothwendigſte abſchaffen mußte. 
Aehnlich auch Schleswig-Holftein. 


5. Sämereien. 


Rothklee. Der Ernteausfall war auch in dieſem Jahre für Nord— 
und Mitteldeutſchland wie Böhmen als ein recht ungünſtiger zu bezeichnen. 
Während im Sommer vergangenen Jahres die anhaltende Dürre viel 
Schaden angerichtet hatte, iſt in dieſem Jahre die naſſe Witterung während 
der Erntezeit die Urſache des geringen Ergebniſſes. Nicht allein, daß ein 
großer Theil der Ernte ſtark verregnet eingefahren wurde und demzufolge 
auf dem Markt meiſt nur untergeordnete Qualitäten erſchienen, hatte auch 
der Regen nicht unbedeutende Mengen auf den Feldern liegenden geſchnittenen 
Klees total vernichtet. Nur Ruſſiſch-Polen hatte über einen größeren, 
Ungarn über einen mittelmäßigen Ertrag zu berichten und wurde daher der 
Bedarf hieſiger Gegend auch meiſt aus ruſſiſchen Zufuhren gedeckt. Ein 
Mangel an Rothklee hat ſich in Folge dieſes reichlichen Angebots aus 
dem Nachbarlande auch in dieſer Saiſon nicht fühlbar gemacht. Es wurden 
bei Beginn derſelben je nach Qualität Mk. 52 bis 60 per Ctr. bahn⸗ 
frei hier gezahlt, doch mußten die Preiſe ſpäter bei ſtärkerem Angebot etwas 
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nachgeben und ftellten ſich gegen Ende der Saiſon auf Mk. 47 bis 56 
per Ctr. Sämmtliche Zufuhren fanden, ſoweit ſie nicht für den Bedarf 
der Umgegend in Anſpruch genommen wurden, bis auf geringe Rückſtände 
ſchlanken Abzug nach entfernteren Bedarfsplätzen. Anders verhielt es ſich 
mit amerikaniſchem Rothklee, der auch in dieſem Jahre recht reichlich und 
in ſchöner Qualität angeboten wurde, leider aber trotz des um ca. 5 bis 
10 Mk. per Ctr. gegen inländiſche Waare billigeren Preiſes in Folge des 
allgemeinen Vorurtheils unſerer Landwirthe dieſer Saat gegenüber nur 
äußerſt geringen Abgang fand. 

Weißklee kam in dieſem Jahre aus Anlaß des allgemein geringen 
Ernteertrages nur in mangelhafter Auswahl auf den Markt. Für hochfeine 
Qualitäten, die nur vereinzelt und hauptſächlich aus Rußland hergelangten, 
wurden außergewöhnlich hohe Preiſe angelegt, ſelbſt untergeordnete, dunkel- 
farbige und mit Unkraut beſetzte Waare war zu guten Preiſen leicht ver⸗ 
käuflich. Die unnatürlich hohen Preiſe erfuhren während der ganzen Saiſon 
keine weſentliche Aenderung und bewegten ſich je nach Qualität zwiſchen 
60 bis 100 Mk. und darüber per Ctr. Selbſtverſtändlich war man aller⸗ 
ſeits bemüht, bei dieſen hohen Preiſen zu räumen, ſo daß hier am Platz 
nur ganz geringe Beſtände übrig geblieben ſein dürften. 

Schwediſch-Klee wurde in dieſem Jahre reichlich angeboten, ſowohl 
in inländiſcher Waare als auch in amerikaniſcher lebhaft gehandelt und 
zeichnete ſich die amerikaniſche Saat wieder gegen die hieſige theilweiſe ver⸗ 
regnete durch ſchöne Farbe und große Reinheit aus. In Folge des großen 
Angebots waren die Preiſe äußerſt mäßig und erfuhren gegen Schluß der 
Saiſon noch einen weiteren Rückgang. Man zahlte anfangs 50 bis 60 Mk. 
per Ctr., ſpäter 45 bis 55 Mk. per Ctr. 

Gelbklee. Im Gegenſatz zum vergangenen Jahre wurde Gelbklee in 
dieſer Saiſon aus andern Gegenden Deutſchlands bezw. Thüringens aus⸗ 
reichend angeboten. Die anfänglich hohen Forderungen erſchwerten den 
Einkauf, erſt zu den ermäßigten Preiſen von 23 bis 30 Mk. per Ctr. 
konnte ſich das Geſchäft in dieſem Artikel reger entwickeln. Der Umſatz 
beſchränkte ſich im Allgemeinen auf den nothwendigſten Bedarf unſerer 
Umgegend. 

Wundklee war in dieſem Jahre faſt überall gut geerntet, blieb jedoch 
bei ſehr ſtarkem Angebot ein vollſtändig vernachläſſigter Artikel. Der Um⸗ 
ſatz vollzog ſich ſchleppend und ſelbſt zu gedrückten Preiſen war ein Abſtoßen 
der zu theuer eingekauften Parthien kaum zu erreichen. Für eine Waare, 
die im Anfange der Saiſon mit 45 und 50 Mk. per Cte. bezahlt wurde, 
war im Verlauf und zum Schluß der Saiſon kaum 35 und 40 Mk. per 
Ctr. zu erzielen. 
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Luzerne hatte im diefem Jahre in Frankreich, Italien, Ungarn und 
auch Amerika eine ausnahmsweiſe gute Ernte und dem zu Folge auch ſelten 
niedrige Preiſe zu verzeichnen. Die Nachfrage erſtreckte ſich hauptſächlich 
wieder nur auf beſte franzöſiſche Provence⸗Waare, welche mit 52 bis 60 
Ml. per Ctr. gehandelt wurde. Amerikaniſche Luzerne, die vielfach in vor⸗ 
züglicher Qualität zu den außerordentlich geringen Preiſen von 39 bis 
45 Mk. per Ctr. auf den Markt kam, hat ſich auch in dieſer Saiſon bei 
unſern Landwirthen keiner Aufnahme erfreuen können. 

Tymothee, in Amerika in ungenügendem Maaße geerntet, zeigte 

diesmal bei uns ein erfreulicheres Ernteergebniß und genügte ſowohl quali 
tativ als quantitativ der Nachfrage. Der Bedarf unſerer Gegend konnte 
in Folge deſſen faſt ausſchließlich durch inländiſche Waare gedeckt werden. 
Die anfänglich höheren Preiſe gaben im Laufe der Saiſon nach. An unſerm 
Platz war der Umſatz in dieſem Artikel ein lebhafter, erreichte jedoch nicht 
den Umfang des Vorjahres. Es wurden je nach Qualität 28 bis 35 Mk. 
per Ctr, gezahlt. 
Engliſches und italienisches Raygras, in England reichlich ge- 
erntet, gelangte in ſchwerer bis 28pfündiger Waare zum Preiſe von 17 bis 
20 Mk. per Brutto⸗Ctr. an unſern Markt. Dieſe ſchon als billig zu be- 
zeichnenden Preiſe wichen im Laufe der Saiſon noch um 2 bis 3 Mk. per 
Ctr. zurück. Der Umſatz in dieſen wie auch in verſchiedenen andern in- 
ländiſchen Grasſämereien, welche den Ernteergebniſſen entſprechend im Ver— 
gleich zum Vorjahre theils höhere, theils niedrigere Preiſe für die ver— 
ſchiedenen Arten aufzuweiſen hatten, war ein normaler. 

Seradella war überall reichlich gewonnen und ſtark angeboten. Trotz 
der gegen das Vorjahr um ca. 10 Mk. per Ctr. niedrigeren Preiſe fehlte es an 
Nachfrage und blieb das Geſchäft bis zum Schluß der Saiſon ſchleppend 
und unbefriedigend und dürften wohl größere Vorräthe unverkauft zurück⸗ 
geblieben ſein. Prima Waare, welche anfänglich mit 7 Mk. per. Ctr. be⸗ 
zahlt wurde, war zum Schluß der Saiſon mit 5 Mk. per Ctr. erhältlich. 

Futterrunkelrüben. Kein Saatgut zeigt eine ſo weſentliche Preis- 
abweichung gegen das Vorjahr wie Futterrunkelrübenſamen. Die lohnenden 
Preiſe der Vorjahre gaben vielen Landwirthen Weſtpreußens und in Ruſſiſch⸗ 
Polen Veranlaſſung, den Anbau dieſes Samens zu erweitern. Die Exnte- 
ergebniſſe waren überall, beſonders jedoch in Sachſen, Weſtpreußen und 
Polen gegen Erwartung reichlich. Schon bei Beginn der Saiſon ſtand das 
Angebot in keinem Verhältniß zur Nachfrage und wurden von ſächſiſchen 
Großhändlern für gelben Oberndorfer Runkelrübenſamen, welcher im ver⸗ 
gangenen Jahre 60 Mk. per Ctr. und mehr erzielte, kaum 25 Mk. per Ctr. 
angelegt. Im weiteren Verlaufe der Saiſon wurde das Angebot immer 
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dringender und die Preife verfolgten eine ftetig weichende Tendenz. Gelbe 
Oberndorfer und rothe Eckerndorfer wurden gegen Schluß der Saiſon zum 
Preiſe von 13 Mk. per Ctr. gehandelt. Bedeutende Vorräthe, welche für 
unſern Platz auf ca. 1000 Ctr. zu ſchätzen ſind, müſſen unverkauft ins 
nächſte Jahr herübergenommen werden. Außer dieſen empfindlichen Con⸗ 
junkturverluſten wurde unſern Händlern das diesjährige Runkelrübenſamen⸗ 
Geſchäft bei Lieferung der verkauften Waare durch Ausſtellungen und An⸗ 
nahmeverweigerungen der Käufer, welche ſich ihren Abnahmeverpflichtungen 
zu entziehen ſuchten, ungemein erſchwert. Einen ebenſo ungünſtigen Verlauf 
nahm in dieſer Saiſon auch das Geſchäft in Zuckerrübenſamen, von welchem 
ebenfalls anſehnliche Vorräthe ruſſiſchen Urſprungs unverkauft auf on 
genommen werden mußten. 

Virginiſcher Pferdezahn-Saatmais, auch in dieſem Jahre in 
Amerika reichlich geerntet, übertraf in Bezug auf Qualität die vorjährige 
Saat. Die Preiſe ſtellten ſich für Händler anfangs auf 8 bis 8,50 Mk. 
per Brutto-Ctr. frei hier verzollt. Die hieſigen Vorräthe reichten jedoch 
für den Bedarf nicht aus und mußten für Nachbezüge etwa 0,50 bis 1 Mk. 
per Brutto-Ctr. höhere Preiſe bewilligt werden. 

Im Allgemeinen müſſen wir den Verlauf des Sämereiengeſchäfts in 
dieſem Berichtsjahr als einen für unſere Händler durchaus ren be⸗ 
zeichnen. 


6. Zucker fabriken. 


Suderfabrit Culmſee. Wir eröffneten unſere 13. Campagne 1894/95 am 18. Sep⸗ 


tember 1894 und ſchloſſen dieſelbe am 10. Januar 1895. 

Es wurden in 208 ½ Arbeitsſchichten 2967 180 Ctr. Rüben 
verarbeitet, im Durchſchnitt in 24 Stunden 28 462 Centner. 

Der Fabrik ſtanden 15450 Morgen Rüben⸗Areal zur Ver⸗ 
fügung, die Ernte ergab im Durchſchnitt pro Morgen 192 Centner 
gegen 163 Centner im Vorjahre. 

Der Zuckergehalt der Rüben war gut, die Polarijation ergab 
im Durchſchnitt der ganzen Campagne 14,25 % Zucker in der 
Rübe gegen 14,64 % im Vorjahre. 

Zu unſerm Bedauern iſt das finanzielle Ergebniß der Cam⸗ 
pagne kein günſtiges. Die in unſerm vorjährigen Bericht ausge⸗ 
ſprochenen Befürchtungen find leider eingetroffen. Die Rüben- und 
Zuckerernte in allen Rüben bauenden Ländern iſt eine große 
geweſen und wirkte dieſer Umſtand derart auf die Zuckerpreiſe, daß 
dieſelben einen Rückgang bis auf 8,20 Mk. pro Centner für 
J. Product franco Neufahrwaſſer für Baſis 88% R. erfuhren. Das 


Suderfabrit 
W- Ale, 
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iſt eine Differenz gegen den niedrigſten Stand im vorigen Jahr 
von faſt 4 Mk. per Centner. Während wir im September 1893 
mit 14,30 Mk. Zuckerpreis anfingen, hatten wir Ende November 
den niedrigſten Stand mit 11,90 Mk. 

Bei ſolchen Preiſen kann von einem Gewinn natürlich keine 
Rede ſein und ſind die Fabriken gezwungen, die Preiſe für die 
Rüben für die nächſte Campagne dementſprechend herabzuſetzen. 
Die Folge hiervon wird ſein, daß die Landwirthe den Rübenbau 
etwas einſchränken, denn 60— 70 Pfg. Rübenpreis frachtfrei der 
Fabrik iſt durchaus nicht verlockend. Ein höheres Ausbringen der 
Rüben iſt bei heutigen Preiſen und normalem Zuckergehalt der 
Rüben aber nicht möglich. 

Die Zuckerinduſtrie und die mit ihr eng verbundene Land- 
wirthſchaft liegen unter ſolchen Verhältniſſen arg darnieder; das 
wird auch allſeitig anerkannt, ebenſo daß hier auf irgend eine 
Weiſe Rath und Hülfe geſchafft werden muß. Selbſt die Regierung 
erkennt den Nothſtand an und beabſichtigt zu helfen; das „Wie“ 
iſt freilich eine Frage, deren Löſung noch manche Schwierigkeiten 
machen wird. 

Wir konnten unſern Rübenlieferanten bis heute einen Rüben— 
preis von 75 Pfg. pro Centner zahlen; Lieferanten, die über 
7 Kilometer bis zu ihrer Verladeſtation haben, erhalten noch 
5 Pfg. pro Centner extra. 

Bei dieſem Rübenpreiſe hat die Fabrik ſämmtliche Frachten 
für Rüben ſelbſt getragen, und den Produzenten auch noch 45 % 
an Schnitzeln gratis und franco zurückgegeben. 

Dieſes Reſultat verdanken wir aber der vorn erwähnten guten 
Qualität der Rüben und den höheren Zuckerpreiſen zu Anfang der 
Campagne. Für die erſten Verkäufe im September v. J. erhielten 
wir noch 10,70 Mk. und Ende September 10,50 Mk. pro Centner, 
im October dagegen von 9,80 Mk. herunter bis 9,50 Mk. Ende 
des Monats. 

Mitte November gingen die Preiſe unter 9,00 Mk. herunter 
bis 8,20 Mk. 

Wir hoffen noch eine Nachzahlung auf die Rüben zahlen zu können, 
die ſich aber jedenfalls nur auf Pfennige belaufen wird, da etwa ½ 
unſerer Zuckerproduktion noch Mitte Februar 1895 unverkauft lagert. 

Unſere letzte Campagne begannen wir am 18. September 1894, 
ſie wurde beendet am 9. Januar 1895. Es ſind in 198 Schichten 
a 12 Stunden 710930 Ctr. Rüben verarbeitet; im Durchſchnitt 
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per Doppelſchicht 7180 Ctr. An Melaſſe wurden 18 789 Ctr. 
verarbeitet. Die Durchſchnittspolariſation der Rüben betrug 
14,44 %. 


7. Der Woll markt. 
Die Anfuhr auf dem Markte betrug 


a. an gewaſchenen Wollen . 166 Ctr. 

b. „ Schmutzwollenn 189 „ 
In der Stadt lagerten ; 

a. an gewaſchenen Wollen — „ 

b. „ Schmutzwollen . 220 „ 


im Ganzen 575 Ctr. und zwar 
an gewaſchenen Wollen 166 Ctr., an ungewaſchenen 409 Ctr. 
Im Nachſtehenden geben ; 
wir ein Bild über den Ver⸗ 
kehr auf den hieſigen Woll⸗ 
märkten in den letztver⸗ 
gangenen 10 Jahren. 
1893 gewaſchene Wollen 886 Ctr., ungewaſchene Wollen 520 Ctr. 


1892 5 „ 1190 „ 5 103 „ 
1891 U 3 ng68 is j ei „> 
1890 x Hove! gag nt N pol 886 „ 
1889 0 Ba i” ea 1 ‚DT „ 
1888 i „ 1683 „ i pe 1881 „ 
1887 5 „ 1692 „ Is git Se , 
1886 A ggg 02! i „ 465 „ 
1885 1 „ 3090 „ 1 5 1857 „ 
1884 2539 „ pina’. 


Das Wollgeſchäft hat auch 
Reſultate erzielt. 

Die Fabrikanten hatten bei den amerikaniſchen Geldverhältniſſen und 
in Folge des deutſch-ruſſiſchen Zollkrieges ſchweren Abſatz für ihre Producte, 
die Kaufkraft war eine geringe und konnten ſich deshalb die Preiſe für 
Wolle nicht behaupten, ſondern ruhen ſtetig, namentlich für gewaſchene 
Wollen. i 

Die Beſitzer unſerer Gegend, die für unſeren Markt hauptſächlich in 
Betracht kommen, verkauften faſt durchweg im Frühjahre die Wollen unge- 
waſchen. Von Jahr zu Jahr wird weniger Rückenwäſche geſchoren, weil 
ungewaſchene Wollen ſowohl von Fabrikanten als auch von Händlern bevor⸗ 
zugt werden. 


im verfloſſenen Jahre keine günſtigen 
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Die Flaue auf den unſerem Markte vorhergegangenen Märkten in 
Breslau und Poſen machte ſich auch hier fühlbar und ſtellten ſich die 
Preiſe 

für gewaſchene Wollen auf Mark 75— 109 

„ ungewaſchene „ 2 „ 37— 41 
was einen Preisabſchlag von ungefähr 10 Mk. für gewaſchene Wolle und 
3—4 Mk. für ungewaſchene Wolle gegen die vorjährigen Wollmarktpreiſe 
bedeutet. 

Das Schurgewicht war gegen das Vorjahr unverändert; in Folge des 
Futtermangels wurde vielfach der Schafbeſtand verringert, was einen nicht 
unweſentlichen Rückgang in der Wollproduction zur Folge hatte. 

Als Käufer waren auf dem hieſigen Markte anweſend Fabrikanten 
aus Sachſen und der Lauſitz, ſowie Händler aus Berlin. Der Markt verlief 
ganz luſtlos und wurde die zugeführte ungewaſchene Wolle vollſtändig und 
von der gewaſchenen nur ein kleiner Theil verkauft und zwar 

gewaſchene Wolle guter Qualität mit Mark 109 
“ „ grober ., 5 7 75 
ungewaſchene „ i „ 37—41. 


8. Wollhandel. 


Auch für das Berichtsjahr hat der Wollhandel über ein ſchlechtes 
Reſultat zu berichten. 

Die ſteigende Produktion in den Colonial-Ländern wird alljährlich 
fühlbarer und mußte dieſe Thatſache auch auf den Preis der deutſchen 
Wollen ihren Einfluß geltend machen, trotzdem auf allen deutſchen Märkten 
erheblich kleinere Zufuhren conſtatirt wurden. 

Die Induſtrie, obwohl ſehr gut beſchäftigt, iſt nicht im Stande, das 
große Angebot in überſeeiſchen Wollen aufzunehmen, die Preiſe mußten 
daher ferner zurückgehen, ſo daß man von den höchſten Preiſen des Anfangs 
bis zu den niedrigſten des Schluſſes des Jahres einen vollen Abſchlag von 
15 % verzeichnen muß. 

Die großen Hoffnungen auf einen größeren Abſatz der Fabrikate nach 
Amerika und Rußland infolge Herabſetzung der Zölle in dieſen Ländern 
haben ſich nicht ganz erfüllt. 

Im neuen Jahre hat ſich das Geſchäft etwas belebt, Preiſe haben 
angezogen und die Kaufluſt iſt eine regere geworden. Wünſchen wir im 
Intereſſe der Produzenten und des Handels, daß ſich wieder mehr Leben 
in der Wollbranche entwickeln möge. 
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9. Molkerei Eulmfer, 
Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftplicht. 
Bilanz pr. 1. September 1894. 


Activa. Passiva. 
gore 3 M g 
813 | 46 | Utenfilin-Gonto. » 2 2 2. — — 
4643 41] Maſchinen⸗C onto — 8 
7644 76 Caſſa⸗ Conti — — 
4986 | 40 | Debitoren⸗C ont — 
26856 | 57 | Immobilien⸗C ont Pr I 
1268 | 90 | Culmſee'er Volksbank * 18 
1000 | — [ Kreis⸗Sparkaſſe Thorn — — 
856 45 | Waaren⸗C onto * * 
— Aa Zinſen⸗KConto megane Het. sig Arme 4 285 — 
— — | Grundſchuld⸗C onto [ 9800 — 
— — [Mitglieder⸗Kapital⸗C onto 5700 | — 
= — ay Reſerve⸗Jonds I. % -.» - - .- | 18609 | 65 
— ene Fonds III . . ,: omothing 1000 | — 
— e Ereditoten⸗C onto . schee ay 9099 18 
Ueberſchuß c l rr 657614 
48069 97 | 48069 


Im Laufe des Jahres find 2 Genoſſen ausgeſchieden und 1 eingetreten. 

Die Zahl der Genoſſen betrug am Jahresſchluſſe 11. 

Vom 1. September 1893 bis 31. Auguſt 1894 find 1253037 kg 
Milch verarbeitet. j 


10. Dampfſchneidemühlen. 


Der Umſatz im vergangenen Jahre war noch geringer als im Jahre 
1893. Das flaue Geſchäft wurde hauptſächlich durch den Windbruch im 
Februar vorigen Jahres, durch welchen ungeheure Mengen Holz auf den 
Markt geworfen wurden, hervorgerufen. Gute Tiſchlerbretter gingen im 
Preiſe noch etwas zurück und untergeordnete Bretter, ſowie Bauhölzer waren 
in Folge der oſtpreußiſchen Concurrenz nur ſchwer unterzubringen. Das 
Geſchäft in bebeilten Kanthölzern (Mauerlatten) blieb ebenfalls zurück. 


11, Weinhandel. 


Unter den ſchwierigen Erwerbsverhältniſſen im Allgemeinen iſt eine 
Erſtarkung des Weinhandels im Berichtsjahre nicht eingetreten. Ganz ge⸗ 
ringe Moſelweine und kleine rothe Bordeaux-Weine blieben begehrt, dagegen 
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war die Nachfrage für feine und feinſte Weine nur ſchwach, ſo daß das 
Geſchäft in der Hauptſache in kleinen und mittleren Weinen ſich bewegte. 
Im Allgemeinen hat bier der Verbrauch an Wein eher zu- als abgenommen. 


In 1893er Bordeaux⸗Weinen hat ein ſehr bedeutender Import ſtatt⸗ 
gefunden; dieſelben finden nach wie vor hinſichtlich ihrer Qualität und ihrer 
günſtigen Entwicklung eine gute Beurtheilung, bedürfen jedoch noch einer 
längeren Zeit der aufmerkſamſten Pflege, bevor fie in den Konſum über⸗ 
gehen können. In Konſumentenkreiſen herrſcht aber ein reges Intereſſe für 
1893er Weine und auch Nachfrage, um fo mehr, als die 1894er Leſe, fo- 
wohl ihrem Ertrage als auch ihrer Beſchaffenheit nach, kein befriedigendes 
Reſultat geliefert hat und man daher vorzugsweiſe an eine Verſorgung aus 
den Weinen des 1893er Jahrgangs denkt. 


Am Rhein, an der Moſel und in der Pfalz iſt auf das gute 1893er 
ebenfalls ein wenig befriedigendes Jahr gefolgt; die Qualität der 1894er 
Weine läßt viel zu wünſchen übrig und in ihrem Ertrage iſt die 1894er 
Leſe hinter derjenigen von 1893 ſehr zurückgeblieben; in den 1893er Weinen 
erblickt man mit Recht eine vorzügliche Qualität, welche Erkenntniß zu nam⸗ 
haften Einkäufen, auch zu hohen Preiſen, geführt hat. 


Das Geſchäft in Spaniſchen und Portugieſiſchen Weinen iſt, in Folge 
des mit erſterem Lande eingetretenen Zollkrieges und im Hinblick auf die 
mit letzterem Lande noch immer ſchwebenden Verhandlungen wegen Abſchluß 
eines Handelsvertrages, ſehr erſchwert. Der Abſchluß von Handelsverträgen 
mit Spanien und Portugal bleibt für den Weinhandel daher ſehr erwünſcht. 


Nachdem der Bundesrath unterm 9. Juli 1894 über die Zollbehand⸗ 
lung zum ermäßigten Zollſatze zuzulaſſender Verſchnittweine und Moſte 
beſtimmt hatte, daß nur ſolche önotechniſche Atteſte anerkannt werden ſollten, 
welche auf der Unterſuchung jedes einzelnen zu einer Sendung gehörigen 
Faſſes beruhten, beſtimmte derſelbe in ſeiner Sitzung vom 6. October 1894: 

„daß bis auf Weiteres die zollamtliche Unterſuchung von in Ge⸗ 
binden eingehendem Verſchnitt⸗Wein und Moſt nach dem Ermeſſen 
der Zoll- oder Steuerſtelle auch dann auf eine probeweiſe beſchränkt 
werden kann, wenn das beigebrachte Atteſt eines ſtaatlich ange⸗ 
ſtellten önotechniſchen Beamten oder einer ſtaatlichen önotechniſchen 
Anſtalt des Produktionslandes auf die Unterſuchung von Durch⸗ 
ſchnitts⸗(Miſch⸗)Proben gegründet iſt, welche aus den zu der Sen- 
dung gehörigen Gefäßen entnommen ſind. Die Unterſuchung hat 
ſich jedoch mindeſtens auf den zehnten Theil der Gebinde zu er- 
ſtrecken.“ 7 
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12. Brauereien. 


Die Lage der Brauereien in der Stadt Thorn hat ſich auch im Jahre 
1894 gegen das Vorjahr verſchlechtert. Haupturſache iſt, daß die Preiſe 
durch die ſcharfe auswärtige und einheimiſche Concurrenz immer mehr ge— 
drückt werden, ſo daß von einem Verdienſt bald nicht mehr die Rede ſein 
kann. Gerſte war etwas billiger, Hopfen dagegen bedeutend theurer wie 
im Vorjahre. 

Ende des Jahres iſt in Thorn noch eine kleine Weißbier-Brauerei 
entſtanden, welche jedoch in Folge der Eigenart ihres Gebräus den andern 
Brauereien weniger Abbruch thut. 

Ein harter Schlag für die hieſigen Brauereien iſt die von den ſtädtiſchen 
Behörden genehmigte Bierſteuer, welche am 1. April 1895 eingeführt werden 
ſoll und die ſich nur zum kleinſten Theil oder auch garnicht, in Folge der 
ſcharfen Concurrenz, auf die Kunden wird abwälzen laſſen, ſo daß die 
Brauereien, ſobald die Preiſe für Gerſte und Hopfen wieder höher werden 
ſollten, ſchweren Zeiten entgegengehen. 

Von anderer Seite wird uns dagegen berichtet, daß das Fabrikat 
einen ſchlanken Abſatz gefunden hätte und, wenngleich die durch die ſtarke 
auswärtige Concurrenz hervorgerufenen Schwierigkeiten nicht zu läugnen 
ſeien, das Reſultat im Ganzen doch beſſer als im Jahre 1893 geweſen ſei. 


13. Colonialwaaren, 
Caffee. 

Das Geſchäft in dieſem Artikel hat ſich im Laufe des Berichtsjahres 
ſo ziemlich in den Grenzen des Vorjahres gehalten; der Conſum darin iſt 
eher zurückgegangen als geſtiegen. Auch in unſerm Bezirk wendet ſich dev- 
ſelbe immer mehr dem Thee und Cacao zu. Die Preiſe haben ſich für 
alle Qualitäten das ganze Jahr hindurch in gleichmäßiger Höhe erhalten 
und ging die Flaue, die in der zweiten Hälfte des Jahres an allen Caffee— 
Märkten herrſchte, bald vorüber, ohne den erwarteten Rückgang der Preiſe 
zu bringen, da Amerika wieder als großer Käufer auftrat und die Ausſicht 
auf billigere Preiſe zu Schanden machte. Bei den ſehr gedrückten Erwerbs— 
verhältniſſen aller Gewerbtreibenden unſeres Bezirks dürfte eine Steigerung 
des Conſums auch wohl nicht eher eintreten, als bis weſentlich billigere 
Preiſe für dieſen Artikel wieder Platz greifen. 

Neis. 

Dieſer Artikel fand im Berichtsjahre auch ſehr wenig Beachtung, 
trotzdem die Preiſe dafür durchweg das ganze Jahr hindurch recht niedrige 
zu nennen waren. Alle anderen Cerealien, für die der Reis bei hohen 


— 
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Preiſen als Erſatz eintritt, waren auch ſehr mäßig im Preiſe und konnte 
der Artikel daher nicht zur Geltung kommen. Das Geſchäft darin war ein 
ſehr ſchwaches und unbedeutendes und kein erfreuliches und nutzbringendes 
für den Händler. 
Schmalz. 


Die Preiſe für reines amerikaniſches Schweineſchmalz waren das 
ganze Jahr hindurch niedrige und ſehr mäßige zu nennen, trotzdem iſt eine 
Zunahme des Conſums nicht bemerkt worden. In der zweiten Hälfte des 
Berichtsjahres wurde von Amerika aus eine Hauſſe-Bewegung verſucht, 
konnte aber nicht durchgeführt werden, da im Inlande noch alte große 
billige Läger vorhanden waren, die auf die Preiſe drückten, ſo daß dieſelben 
ſehr bald auf den alten billigen Stand zurückgedrängt wurden. In Deutſch⸗ 
land ſind in den letzten Jahren bedeutende Fabriken errichtet worden, welche 
aus Baumwollenſamenöl, Talg, und anderen vegetabiliſchen Fetten ſo⸗ 
genannte Speiſefette herſtellen, welche durch ihren ſehr billigen Preis das 
amerikaniſche Schmalz immer mehr verdrängen. 


Vetroleum. 


Ueber dieſen Artikel kann in dieſem Jahre im weſentlichen auch nur 
das geſagt werden, was im Vorjahre hervorgehoben wurde. Amerika hat 
durch ſehr niedrige Preiſe den deutſchen Markt beherrſcht und behauptet und 
iſt in unſerm Bezirk ruſſiſches Petroleum ſo gut wie garnicht gehandelt 
worden, da die Ruſſen nicht entſprechend billigere Preiſe ſtellen konnten. 
Der Conſum bewegte ſich wohl in den Grenzen des Vorjahres. 


Nübenkrende. 


Das Geſchäft hierin war bis Anfang der zweiten Halfte des Jahres 
im Großen und Ganzen noch ein ziemlich günſtiges, doch änderte ſich die 
Lage des Artikels am Ende des Jahres leider ſehr zu Ungunſten der 
Fabriken. Durch die Errichtung mehrerer neuen großen Fabriken trat eine 
Ueberproduktion bedenklichſter Art ein, der Markt wurde mit dem Fabrikat 
überſchwemmt und konnte das große Quantum, welches angeboten wurde, 
nicht mehr aufnehmen. In Folge des großen Angebots gingen die Preiſe 


für das Fabrikat weſentlich zurück und 3 den Fabriken ſo gut wie gar 


keinen Nutzen mehr. 


14. Speiffabsikatian. 


Das Spritgeſchäft im Jahre 1894 iſt kein günſtiges geweſen. 
8 Die Ueberproduction der Brenncampagne 1893/94 hatte die Märkte 
überfüllt und die erheblich vergrößerten Vorräthe drückten die Preiſe. Dazu 
6* 


kamen Beunruhigungen des Geſchäftes durch Projecte, die eine Vergrößerung 
des Exportes durch Zahlung einer Prämie bezweckten, die durch freiwillige 
Beiträge von den Brennereibeſitzern aufgebracht werden ſollte. Das Project 
ſcheiterte, ebenſo ein zweites, das auf ähnlicher Grundlage von einem 
Intereſſenten geplant war, an der übertriebenen Forderung deſſelben, zumal 
er es zu unternehmen verſuchte, das ganze deutſche Spritgeſchäft zu ver- 
gewaltigen; er verlangte für feine Verpflichtung der Garantie eines Minimal- 
preiſes und des Exportes von 10 Millionen Litern eine Gratification von 
750000 Mk. Von dieſer Summe wurden insgeſammt nur etwa 25000 Mk. 
gezeichnet; auch dieſes Project war demnach geſcheitert zum Vortheil der 
geſammten Spiritus⸗Induſtrie. Denn jene 10 Millionen Liter Export ent⸗ 
ſprechen ungefähr der Summe der geſammten deutſchen Spritausfuhr. 
Erhielt eine einzige Firma jene enorme Beihilfe, ſo konnte ſie den geſammten 
Export, der heute ſich aus einer großen Anzahl einzelner kleinen Geſchäfte 
zuſammenſetzt, an fic) reißen. Es wäre dies gleichbedeutend mit der Ber 
ſtörung einer complicirten Organiſation, die die für den Export arbeitenden 
Fabriken ſich im Auslande geſchaffen haben, einer Organiſation, die in der 
Zeit des großen deutſchen Spritexportes entſtanden iſt und die es ermöglicht, 
ſobald die Verhältniſſe günſtiger wieder ſich geſtalten, einer größeren Aus— 
dehnung des Exportbedarfes wieder ſofort zu entſprechen. 


Wäre das erwähnte Project verwirklicht worden, ſo hätte die Mengen, 
die ohnedies zur Ausfuhr gelangen, eine einzige Fabrik exportirt; da aber 
dadurch die Geſammtmenge des Exportes nicht größer geworden wäre, jo 
würde für die Geſundung der Marktlage nichts erreicht worden ſein. 


Die Kartoffel⸗Ernte iſt im Jahre 1894 kleiner als im Vorjahre 
geweſen und dementſprechend auch die Spiritus-Production zu Beginn der 
Campagne kleiner; das Productionsminus war jedoch nicht groß genug, um 
den durch die großen Beſtände erzeugten Preisdruck aufzuheben. Das von 
der Regierung angekündigte Branntweinſteuergeſetz war bis zum Schluſſe 
des Jahres nicht an den Reichstag gelangt. 

Die Fabrik der Thorner Spritfabrik N. Hirſchfeld zu Mocker iſt am 
1. April in den Beſitz des Herrn Adolf Sultan, in Firma W. Sultan, 
übergegangen. Die Spritfabrikation dieſer Firma iſt dann in der Fabrik 
zu Mocker nach Ueberführung der Apparate und Maſchinen aus der Fabrik 
in der Stadt Thorn eentraliſirt worden und durch Neueinrichtungen für die 
Fabrikation feinſter Weinſprite vergrößert worden. 

Ueber das Liqueurgeſchäft iſt Neues nicht zu berichten. 

Die Bewegung der Spirituspreiſe veranſchaulicht die nebenſtehende 
Tabelle. 
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Preiſe 
ii 


* 
100 Liter. 


32.— 
31,50 
31,— 
30,50 
30,— 
29,50 
29,— 
28,50 
28,— 
27,50 
2% +: 


26,50 


Bewegung der Spivitus-Preife im Jahre 1894 in Thorn 


abgerundet auf 50 Pfennige. 


cs 
100 Liter. 
32,— 
31,50 
31,— 
30,50 
30,— 
29,50 
29,— 
28,50 
28,— 
27,50 
27.— 


26,50 
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15. Chemiſche Düngemittel. 

Was im Vorjahre über dieſen Geſchäftszweig geſagt wurde, gilt auch 
für 1894, leider kommt hier noch in Betracht, daß die gefürchtete Zucker⸗ 
kriſis inzwiſchen eingetreten iſt, und in Folge der niedrigen für die Rüben 
gezahlten Preiſe, ſowie der andauernd niedrigen Getreidepreiſe ſich ſeitens der 
Conſumenten die Abwicklung ihrer Zahlungsverbindlichkeiten ſchleppender 
vollzieht, als je zuvor. 9 


16. Speditionsgeſchäft. 


, Unter der günftigen Einwirkung des deutſch-ruſſiſchen Handels- und 
Schifffahrtsvertrages hat das Speditionsgeſchäft einen nicht unbedeutenden 
Aufſchwung genommen. 

Viele Erzeugniſſe der deutſchen Induſtrie, welche dem ruſſiſchen auto: 
nomen Zolltarif gegenüber vom Export nach Rußland jo zu jagen aus- 
geſchloſſen waren, haben eine geſteigerte Ausfuhr gefunden, wodurch die 
Beziehungen beider Nachbarreiche zu einander eine erfreuliche Belebung er— 
fahren haben. 

Die Disparität der Eiſenbahntarife unſeres Ortes gegenüber dene 
jenigen anderer öſtlichen Uebergangsſtationen im Verkehr mit Rußland hat 
jedoch die Entwicklung unſerer Beziehungen dahin weſentlich beeinträchtigt. 
Die auf Thorn geſtellten Gütertarife im Vergleich zu denen für Eydtkuhnen, 
Grajewo ſind derartig differenzirt, daß unſere Concurrenzfähigkeit genannten 
Uebergangsſtationen gegenüber außerordentlich erſchwert iſt. 

Unſere wiederholten Vorſtellungen, auch unſerm Platz die Fracht⸗ 
ermäßigungen, welche ſeitens der Königlichen Staatsregierung zum Zweck 
der Hebung des Exports den Seeplätzen und den bezeichneten öſtlichen 
Grenzübergängen bewilligt wurden, zu gewähren, ſind leider bisher ohne 
Erfolg geblieben. 

Im Intereſſe unſeres Orts und in Berückſichtigung unſerer Be- 
ſtrebungen, die auf die Wiedererlangung des früher gehabten lebhaften Ver- 
kehrs mit unſerm großen Nachbarreiche gerichtet ſind, können wir nicht 
dringend genug unſere Bitte um Gewährung der billigeren Ausfuhrtarife 
der Königlichen Staatsregierung zur wohlwollenden Erwägung anheimgeben. 


17. Cigarren und Tabak. 


Die in unſerem vorjährigen Bericht ausgeſprochene Hoffnung, daß die 
Tabaksbranche vor neuen Steuerplänen bewahrt bleiben werde, hat ſich 
nicht verwirklicht, indem die Ende 1893 abgelehnte Fabrikatſteuer, wenn 
auch — hinſichtlich ihrer Steuerſätze — in weſentlich moderirter Faſſung, 
abermals dem Reichstage vorgelegt wurde. Wenn auch diesmal wieder 
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die überaus läſtige und durch die damit verbundenen Controllmaßregeln 
das Geſchäft empfindlich ſchadende Steuer abgelehnt worden iſt, ſo ſcheint 
die Staatsregierung trotzdem nicht gewillt zu ſein, der Tabaksbranche endlich 
Ruhe zu gönnen. Es iſt dies um ſo bedauerlicher, als ſeit der letzten 
Vorlage der Fabrikatſteuer ſich der Tabak- und aller verwandten Branchen 
eine Ungewißheit und damit verbundene Unruhe bemächtigt hat, die, in 
Permanenz erklärt, nur nachtheilig wirken kann. Es wäre wirklich zu 
wünſchen, daß unſere Branche endlich in Ruhe gelaſſen würde, damit die 
Intereſſenten wieder daran denken können, an neue Unternehmungen ‚heran: 
zugehen und ihre Thätigkeit auf die Erweiterung ihrer Geſchäftsbetriebe zu 
verwenden. 

Das Geſchäft im Jahre 1894 war naturgemäß langſam und ſchleppend, 
ohne in ſeinem endgültigen Reſultate ungünſtig zu ſein. 


18. Mannfarturwanren, Damenconfection und 
Herrengarderobe. 


Das Geſchäft in dieſen 3 Artikeln hat ſich gegen das Vorjahr nicht 
verſchlechtert, es iſt vielmehr eine kleine Beſſerung zu verzeichnen. Immer 
wieder muß bedauert werden, daß gerade das beſſere Publikum ſeinen Bedarf 
bei auswärtigen Verſandthäuſern deckt, obſchon die hieſigen Geſchäfte ebenſo 
leiſtungsfähig ſind und die Preiſe nicht höher ſtellen als dieſe. 

Im Verkehr mit Rußland hat ſich trotz des Handels- und Schifffahrts⸗ 
Vertrages eine weſentliche Beſſerung noch nicht gezeigt, was auf die Paß⸗ 
ſchwierigkeiten zurückzuführen iſt, die den Reiſenden aus Rußland noch 
immer bereitet werden. 


19. Seifen fabrikation. 


Ein Rückgang in dem Verbrauch an Seifen gegen das Vorjahr iſt 
nicht eingetreten. Das hieſige Fabrikat erfreut ſich in ſeinem Abſatzgebiet, 
in den Provinzen Oſt⸗, Weſtpreußen und Poſen, großer Beliebtheit und 
fand dahin leidlichen Abſatz; die Preiſe waren in Folge der ſchärfer hervor— 
tretenden auswärtigen Concurrenz gedrückt, ſo daß von einem großen Nutzen 
kaum die Rede ſein kann. 


20. Honigkuchen, Honig, Wachs. 


Das Geſchäft im verfloſſenen Jahre war infolge der allgemeinen 
ungünſtigen Geſchäftslage nicht befriedigender als im Vorjahre, obgleich die 
Mehlpreiſe niedrig, die Honigpreiſe nicht hoch waren. Der Grund dafür iſt 
lediglich in dem ſehr mangelhaften Abſatz in den erſten 9 Monaten des 
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Jahres zu ſuchen, der gute Abzug um Weihnachten konnte die Lage nicht 
verbeſſern. 

Die Ernte in inländiſchem Honig war wie 1893 eine ſehr geringe 
und dürften kaum 900 Ctr. Rauhhonig hier an den Markt gekommen fein, 
die mit dem vorjährigen Preiſe, ca. 32 Mk., bezahlt wurden. Zu ähnlichem 
Preiſe wurden etwa 3500 Ctr. amerikaniſcher Honig bezogen. 

Wachs hat im Preiſe etwas angezogen, für die producirten 2250 Kg 
wurde 2,90— 3,00 ME per Kg. bezahlt. 

Kurz vor Jahresſchluß erſchien als ein Schreckgeſpenſt der reellen 
Thorner Honigkuchen⸗Induſtrie die Abſicht der Reichsregierung, den Ein- 
fuhrzoll für Honig von 20 Mk. auf 36 Mk., d. i. gleich ca. 100 % vom 
Werthe, zu erhöhen. Gelangt dieſe Abſicht mit Hilfe der ſchutzzöllneriſchen 
Reichstagsmehrheit zur Ausführung, ſo droht der alten Thorner Induſtrie 
weiter ſchwere Schädigung. 


21. Bank- und Wechſelgeſchäft. 
Courstabelle der ruſſiſchen Noten. 


Höchſter Cours 30./10. 


920.0011 14. 1.15. 1. /. 
219.90 219.15 219.30 1./7. 


1./8. 1./9. 1./10. 
219.00 219.20 219.00 


=| Niedrigſter 
S Cours 5./1. 


Der überaus flüffige Geldſtand und der dadurch hervorgerufene hohe 
Cours, namentlich der inländiſchen Anlagepapiere, veranlaßte das Privat— 
publikum vielfach, ſich dem Erwerb von Hypotheken und ausländiſchen 
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Werthen zuzuwenden, welche einen höheren Zinsertrag gewähren. Bei dem 
An⸗ und Verkauf von Werthen bedient ſich das Publikum immer mehr der 
Vermittlung der hieſigen Reichsbankſtelle. a 
Der ſchlechte und ſchleppende Geſchäftsgang im Holzgeſchäft verminderte 
den Verkehr in ruſſiſchen Noten; einen ſtörenden Einfluß übten auch die 
Seitens des ruſſiſchen Finanzminiſters angeordneten Maßregeln aus, welche 
dahin gingen, die Einfuhr von ruſſiſchen Noten nach Deutſchland ſoweit 
wie möglich zu beſchränken. 


22. Holzhandel. 


| Im Jahre 1894 gingen 1223 Traften ein, 546 Traften weniger als 
im Jahre 1893. Dieſe auffallend große Minderzufuhr hatte ihren Grund 
in dem milden Winter mit ſeinem Mangel an Schnee und Froſt. Die 
aufgeweichten Wege von den Wäldern zu den Ablagen waren nur mit großer 
Mühe und Aufbietung großer Koſten zu paſſiren. Indeſſen hoffte man bei 
dem geringen Angebot auf einen flotten und gewinnbringenden Abſatz des 
Holzes. Es trat jedoch ein Ereigniß ein, welches dieſe Erwartung zu nichte 
machte. 

»Im Februar wurden nämlich durch einen ſtarken Sturm in zahlreichen 
Forſten des Inlandes große Mengen von Stämmen umgebrochen. Dieſes 
Windbruchholz mußte, um es nicht dem Verderben auszuſetzen, ſofort und 
zu jedem Preiſe losgeſchlagen werden. Die inländiſchen Holzhändler kauften 
dieſes Holz zu billigen Preiſen und deckten damit den größten Theil ihres 
diesjährigen Bedarfs. Als in der Folge das ruſſiſche und galiziſche Holz 


hier an den Markt kam, fand es ſeine gewohnten Abſatzgebiete verſchloſſen. 


Die Verkäufer waren, um Abnehmer zu finden, genöthigt, ihre Anfangs 
hohen Forderungen ſehr tief zu ermäßigen und ſie erlitten durchweg große 
Verluſte. Das Geſchäft war während der ganzen Berichtsperiode ſchleppend 
und flau. 

Die Preiſe ſtellten ſich wie folgt: 

1894: 1893: 

für Rundkiefern je nach Qualität 25 —53 Pf. 40 —65 Pf. 
„ Rundtannen „ „ „ 30—40 „ 40—45 „ . 
„ Nundelſen „„ „ 35—45 „ 48—55 „1 pro Cubik⸗ 
„ Mauerlatten 5, 6, 7“ ſtark 40—52 „ 55—65 „ fuß verzollt. 
1 a 8, 9, 10% „ ii / 68-23 „ 70-80 „ 
„ eichene Schwellen 16/26 em ſtark 3,35 Mk. 3,85 — 4,10 Mk.] pro Stück 
” fieferne " „ " „ 1,80 " 1,60—1,65 „ verzollt. 

Der von dem Handelsvertrage auch für den Holzhandel erhoffte Nutzen 
iſt in dieſem Jahre noch nicht zur Geltung gekommen. Der ſchwache 


Winter und der Windbruch traten der günftigen Wirkung des Handelsver⸗ 
trages hindernd in den Weg. 

Die auch in dieſem Jahre von Seiten der Regierung ausgeübte 
Sanitätsüberwachung auf der Weichſel war, wenn auch für die Allgemeinheit 
von Nutzen, wegen der ſtrengen Vorſchriften für den Flößereiverkehr ſehr 
ſtörend; die Maßregeln verurſachten den Intereſſenten, abgeſehen von 
mancherlei anderen Nachtheilen, auch ganz erhebliche Koſten, welche bei dem 
ſchlechten Geſchäft ſich doppelt ſchwer fühlbar machten. Die Sanitäts⸗ 
abgabe betrug in dieſem Jahre zwar nicht mehr 10 Mk. wie im Vorjahre, 
ſondern nur 5 Mk. für den Kopf der Traften-Bemannung, immer noch 
ca. 50 Mk. pro Trafte, wozu noch etwa 15 ME, ebenfalls pro Trafte, für 
neues Stroh hinzukamen. 

Der im vorigen Jahre behufs Rückerlangung der gezahlten Sanitäts⸗ 
abgaben gegen den Fiskus eingeleitete Prozeß ſchwebt noch. 

Die im Jahre 1894 bei Schillno über die Grenze eingegangenen 
1223 Traften enthielten: 


Stück: Stück: 

445037 Rundkiefern 299312 kieferne Schwellen, einfache 
11869 Rundtannen und doppelte 
63663 Rundelſen 25 105 Bretter und Bohlen 

3659 Rundeſchen | 62423 den Plangons und 
395 Espen I Kanthölzer 
2788 Birken 29826 „ KKreuzhölzer 
772 Rüſtern 5952 „ Grubenpfähle 
2185 Weißbuchen 511597 „ einfache und doppelte 
61 Ahorn Schwellen 
640 eichene Rundkloben 5787 „ Weichen - Schwellen 
4872 Rundeichen 24675 „ Pferdebahn⸗ „ 
105 465 Rundſchwellen 99707 „ Stäbe 
712140 kieferne und tannene Balken 108625 „ Blamiſer 
und Mauerlatten 344230 „ Speichen 

170709 „ . Sleepers 65 Bretter 

11850 ~—s,_~— Ss Ringelhilger 32110 Schock Bandſtöcke. 


23. Ziegeleien. 


In dieſem Jahre wurden hier verhältnißmäßig wenig Bauten aus⸗ 
geführt; das bedeutende Angebot der Ziegeleien begegnete nur beſchränkter 
Nachfrage, ſo daß der dritte Theil der diesjährigen Production von zwanzig 
Millionen Stück Ziegeln am Jahresſchluß unverkauft blieb. ; 

Die Anlage des Artillerie-Schießplatzes bei Podgorz erforderte mehrere 
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Millionen Ziegeln; außerdem wurden für Privatbauten in Culmſee, Ino— 
wraglaw und Bromberg ca. ſieben Millionen Steine per Bahn verſandt. 
Die Ausſichten für 1895 ſind keineswegs günſtig, da der Eintritt 
einer regeren Bauthätigkeit leider nicht zu erwarten ſteht. 
Es notirten 


Hintermauerungsziegel (Schluff) 17 — 16% — 15½ — 16 Mk. 

f „ (Thon) 21½ — 21 — 20 8 
Klinker 23 — 22 N 
Verblender 30 — 26 


per 1000 Stück ab Ziegeleien. 
f In Drainröhren ruht das Geſchäft vollſtändig; der Preis für 1½“ 
iſt bis auf 15 Mk. per 1000 Stück geſunken. 

Nach Feldſteinen war wenig Frage. 


24. Leder und rohe Häute. 


Der Umſatz in Leder war dem des Vorjahres etwa gleich. Die ſchon 
ſehr niedrigen Preiſe gingen noch um Kleinigkeiten zurück und das Jahr 
ſchließt ohne Ausſicht auf eine Preiserhöhung, ſo ſehr eine ſolche aus 
Rückſicht auf die Preiſe für das Rohmaterial gerechtfertigt wäre. Die 
Schuhmacher und Sattler klagen über ſchlechte Eingänge ihrer Außenſtände 
und die wenigſten haben wohl ihr Conto bei den Lederlieferanten pro 1893 
vollſtändig geordnet, während das von 1894 noch zu decken bleibt. 

Rohe Rindhäute brachten den hieſigen Händlern erhebliche Verluſte. 
Die ruſſiſchen Gerber, die während des Zollkrieges wenig kauften, fanden, 
als der ruſſiſche Zoll auf Häute ermäßigt wurde, in Deutſchland überall ſo 
große Vorräthe, daß ſie ihren Bedarf zu äußerſt niedrigen Preiſen decken 
konnten. Trockene Ochſen- und Stierhäute, z. B. die mit 60 Mk. und 
darüber eingekauft waren, brachten im Frühjahr 1894 kaum 40 Mk. für 
den Ctr. Als in Folge der guten Futterernte die Landwirthe beſonders 
im Weſten daran gingen, den durch übergroße Schlachtungen im Vorjahre 
reducirten Viehſtand zu ergänzen, wurde Rindvieh knapp und die Schlach— 
tungen bezw. die Häuteproduction gingen bedeutend zurück. In Folge 
deſſen trat im Laufe des Herbſtes eine Preisſteigerung für Rindhäute ein 
und dieſelben blieben bei Jahresſchluß gefragt. 

Kalbfelle gingen im Laufe des Frühjahres im Preiſe zurück, ſtiegen 
aber der kleineren Schlachtungen halber wieder und ſchließen etwas höher 
als im Vorjahre. 

Schaffelle gingen der geringen Nachfrage nach Gerberwollen halber 
von 46 Mk. auf etwa 33 Mk. für den Ctr. herunter und ſind ſchwer ver— 
käuflich. 


Für Roßhäute war nach Rußland lebhafte Nachfrage. Die Preife 
ſtiegen von 9— 10 Mk. auf 11—12!/, Mk. das Stück. 

Haſenfelle, die im Vorjahr einen Preisrückgang von 20 % hatten, 
find um weitere 10 % billiger geworden und haben nur geringe Nachfrage. 


25. Droguen. 


Leider läßt ſich über das Geſchäftsjahr 1894 in der Droguenbrandhe „ 
nicht günſtig berichten, vielmehr iſt ein weiterer Rückgang gegen das Vor⸗ 
jahr zu verzeichnen. 

In faſt allen Artikeln, ſowohl Vegetabilien als Chemikalien, machten 
ſich ſtets rückgängige Conjunkturen bemerkbar, die das Geſchäft erſchwerten 
und den Nutzen bei Lieferungsabſchlüſſen häufig illuſoriſch machten. 

Selbſt der mit Rußland zu Stande gekommene Handelsvertrag ver⸗ 
mochte nicht ein merkliches Beleben des Geſchäfts zu bewirken. 

Am meiſten ungünſtig wirkten wohl die mißlichen landwirthſchaftlichen 
Verhältniſſe auf das Geſchäft, die eine Einſchränkung des Bedarfs zur 
Folge hatten. 


26. Maſchinenbau. 


Die Geſchäftslage trug im Jahre 1894 faſt dasſelbe Gepräge wie 
1893. Verſchiedene fiscaliſche, ſtädtiſche und private Arbeiten in Verbindung 
mit Arbeiten für die Waſſerleitung und Kanaliſation in Thorn ermöglichten 
die Erhaltung unſeres vorjährigen Arbeiterſtandes und zeitweiſe Erhöhung 
desſelben. In landwirthſchaftlichen Maſchinen war der Umſatz mäßig. 


27, Stabeiſen, Eiſenwaaren und Metalle, 


Das vergangene Geſchäftsjahr hat leider die erhoffte Aufbeſſerung im 
Stabeiſen⸗ und Eiſenwaaren-Handel für unſeren Platz nicht gebracht. 

Die Erwartung, daß mit dem Inkrafttreten des deutſch⸗xuſſiſchen 
Handelsvertrages der Markt für Stabeiſen, Eiſenwaaren, Metalle ꝛc. feſter 
und die ſeit Jahren rückgängige Conjunktur aufhören werde, hat ſich nicht 
erfüllt. Die Preiſe für faſt ſämmtliche Artikel dieſes Geſchäftszweiges haben, 
wie aus der folgenden vergleichenden Aufſtellung erſichtlich, trotz Verbänden 
bezw. Verkaufs⸗Syndikaten der Hüttenwerke und der betreffenden Induſtrien, 
weiter nachgeben müſſen. 

Es ſtellten ſich die Preiſe bahnfrei Thorn im Geſchäftsjahre 

1891: 1892: 1893: 1894: 
Walzeiſen Mk. 14,50 13,50 12,— 11,50 
Trägereiſen „ 14,— 13,— 12,— 11.— 
Grobbleche 14,50 14,— 14,— 
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1891: 1892: 1893: 1894; 


Feinbleche Mk. 16,50 15,50 14,50 14,— 
Drahtnägel „ 16,50 15,50 15,— 14,75 
Draht nd je. 14, 5 ss 
Blei in Mulden „ 30,— 26,— 25,— 26,— 
Zinn in Blöcken „ 210,.— 200,.— 175,.— 150,— 
Zinkbleche „ 52,— 47,— 44,50 42, — 
Meſſingbleche „ 130,.— 125,.— 120,.— 114,— 


Ueber gleiche Vortheile, wie fie der deutſch-xuſſiſche Handelsvertrag 
der oberſchleſiſchen und rheiniſchen Montan- und Eiſen-⸗Induſtrie direct 
durch einen größeren Export nach Rußland gebracht hat, kann der hieſige 
Handel, welcher die Beziehungen mit Ruſſiſch⸗Polen ſchon ſeit Jahren ab- 
gebrochen, nicht berichten. Durch den immer ſchärfer auftretenden Wett— 
bewerb der Concurrenz in Danzig, Bromberg und Poſen einerſeits, und 
durch die Einſchränkungen der Landwirthſchaft im Allgemeinen andererſeits 
iſt der Umſatz in Stabeiſen, groben und kurzen Eiſenwaaren für unſeren 
Großhandel im Verkehr mit den Plätzen Weft- und Oſtpreußens zurück⸗ 
gegangen. 

Das Platzgeſchäft war bei der geringen Bauthätigkeit in Stadt und 
Umgegend in Trägern, Baubeſchlägen, Werkzeugen für Bauhandwerker und 
in Bedarfsartikeln für Maſchinenfabriken nur wenig befriedigend; dagegen 
haben diejenigen Eiſenhandlungen, welche bei der Durchführung der Kanali— 
ſation und Waſſerleitung am Ort den Vertrieb von Kanaliſations- und 
Waſſerleitungs⸗Gegenſtänden aufgenommen hatten, über einen lebhaften Ver— 
kehr in dieſen Artikeln zu berichten. 

Nicht unerwähnt können wir laſſen, daß die neue Bahnſtrecke Schön— 
ſee —Culmſee — Fordon den Verkehr theilweiſe von unſerem Orte abgelenkt 
und auch die Stabeiſen⸗ und Eiſenwaaren-Branche hierſelbſt nachtheilig 
beeinflußt hat. 


28. Kohlen. 


Das Kohlengeſchäft am hieſigen Platz hat für dieſes Berichtsjahr im 
Vergleich zum Vorjahre in Bezug auf Preiſe und Umfang des Verkehrs 
keine weſentlichen Veränderungen erfahren, auch hat die Einfuhr der eng— 
liſchen Kohlen, welche wie im vergangenen Jahr auf ca. 90000 Ctr. Gas-, 
Maſchinen⸗, Schmiede- und Ziegeleikohlen zu ſchätzen ijt, nicht zugenommen. 

Mit dem 1. September traten für oberſchleſiſche Kohlen, wie in den 
früheren Jahren, die gegen die Sommerpreiſe um 2 bis 2½ Pf. per Ctr. 
höheren Winterpreiſe in Kraft, welche ſich auch für beſte Marken bis zum 
Schluß des Winters behaupten konnten. 
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Mit dem Eintritt des ſtrengeren Froſtes im Januar, welcher bis zum 
März andauerte, erhielt das Geſchäft in ſchleſiſchen Hausbrandkohlen eine 
lebhafte Anregung, welche auch durch Waggon- und Kohlenmangel, Schnee⸗ 
verwehungen u. ſ. w. keine außergewöhnlichen Störungen erfuhr. 

Oberſchleſiſche Kohlen untergeordneter Qualität, welche von ſchleſiſchen 
und Berliner Großhändlern, um dieſen theilweiſe unbekannten Marken 
Eingang zu verſchaffen, zu billigeren Preiſen angeboten wurden, fanden. 
nur wenig Beachtung. 

Wenn auch dem Kohlengeſchäft in dieſem Berichtsjahr in Bezug auf 
Umſatz ein verhältnißmäßig reger Verkehr nicht abgeſprochen werden kann, 
ſo wird doch von unſern Händlern im Allgemeinen bei der überaus großen 
Concurrenz über gedrückte und wenig lohnende Preiſe geklagt. 


29. Baumaterialien. 


Schon ſeit mehreren Jahren haben wir uns über die Geſchäftslage 
dieſer Branche, über den Handel mit Baumaterialen, gebranntem Stückkalk, 
Portlandcement u. ſ. w. ungünſtig äußern müſſen, wir können auch in 
dieſem Berichtsjahr von einer Wendung zum Beſſeren nicht berichten. 

Der Rückſchlag, der auf die großen in der Hauptſache ſeit 3 Jahren 
beendigten Fortsbauten eingetreten iſt, macht ſich in ſeinen Folgen noch 
immer fühlbar. Die Privatbauthätigkeit zeigte wenig Regſamkeit, obgleich 
ſich ein Mangel an größeren Wohnungen zeigt. 

Die fiskaliſchen Bauten auf dem Schießplatz und der inzwiſchen 
beendete Bau der Infanteriekaſerne, ſowie der Um- und Neubau einiger 
Provianthäuſer und die ebenfalls nahezu beendeten Canaliſations- und 
Waſſerleitungsbauten gewährten wohl einzelnen Händlern, Bauunternehmern 
und Bauhandwerkern genügende Beſchäftigung, waren aber nicht ſo umfang⸗ 
reich, um der Bauthätigkeit allgemein Leben und Bewegung zu geben. 

Unter dieſen Verhältniſſen iſt auch der Umſatz in gebranntem Stüd- 
kalk, in oberſchleſiſchem und Neuſtädter Portlandcement gegen das Vorjahr 
zurückgeblieben. 

Der Wirkungskreis der hieſigen Händler für den Verkauf von Port- 
fandcement iſt nur ein auf den regelmäßigen Verbrauch beſchränkter, da, 
wie wir bereits in unſerm vorjährigen Bericht erwähnten, ſämmtliche ober⸗ 
ſchleſiſche Cementfabriken und die Neuſtädter Portlandcementfabrik, vertreten 
durch eine Central-Verkaufsſtelle in Oppeln fic) bei allen größeren Cement- 
lieferungen direkt betheiligen. 

Die oberſchleſiſchen und Inowrazlawer Rattprobujenten haben es eben- 
falls für zweckmäßiger erachtet, um das gegenſeitige Unterbieten zu ver⸗ 
hindern und gewinnbringender zu produziren, zu einer Vereinigung zuſammen 
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zu treten. Die Preiſe für Cement und auch für Kalk haben gegen das 
Vorjahr unter Berückſichtigung der Concurrenzpreiſe für die von der Con— 
currenz leichter erreichbaren Stationen eine Ermäßigung und für die ent— 
fernteren Stationen eine Erhöhung erfahren. 

Von glaſirten Thonröhren gelangten für die ſtädtiſche Ganatifation und 
auch für die Hausanſchlüſſe an die Canaliſation nicht unerhebliche Mengen 
zur Verwendung und ſtellte ſich hierdurch das Geſchäft in dieſem Artikel 
gegen das Vorjahr günſtiger. Maurer- und Stuckgyps, Rohrgewebe, Thon- 
flieſen u. ſ. w. haben im Umſatze einen Rückgang zu verzeichnen. Ebenſo 
berichtet die hieſige Mörtelfabrik über einen ſchwachen und wenig lohnenden 
Betrieb, dagegen fand die Culmſee'er Dachpappenfabrik für ihre Erzeugniſſe 
in Dachpappen und Dachdeckungsmaterialien genügend Abſatz und für 
Asphaltirungs⸗ und Dachdeckungsarbeiten ausreichende Beſchäftigung. 
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30. Refultate der Gasanſtalt im Geſchüftsjahr 1894/95, 


A. Vergajte Steinkohlen. 


1. Schleſiſche Kohlen aus d. Königin 

Louiſen⸗ Grube . Ko. 
2. Bömiſche Boghead- «Kohle R 26 5,8 1335 000 3 2 22 
3. Engliſche Waldridge-Kohle . 423 000 | 9,59] 1 424 000 31,61 
4. Schleſiſche Nußkohle 
5. Engliſche Nettlesworth und 

Leverſons⸗ Mole 


Geſammter Kohlenverbraucd Kg. 


B. Gewonnene Produkte. 


„Gas aus 100 Kg. Kohlen chm. 29,0 
2. Gas im Ganzen 1279770 1306310 26 540 
3. Kofs aus 100 Ko. ſchleſ. 

Hohle Ko. 65 65 

.Kofs aus 100 Ka. böhm. 

Kohle m — — 
5. Koks aus 100 Ko. engl 

Kohls x 70 70 
6. 3 überhaupt. ; Lüge: 2846375 
7. Cheer aus 100 Ko. Kohlen 5 
8. Cheergewinn überhaupt 220650 225 225 
9. Schwefelſaures Ammoniak 

aus 100 Kg. Kohle. . 0,5 0,672 
10. Schwefelſ. Ammoniaf überh. 22065 30 400 
11. Koks ſind verkauft „ 11750475 2122050 
12. Am Jahresſchluß Kofsbeftand 395000 10000 
13. Kofs verfauft mit Cransport , | 685400 512300 
14. Cheer find verkauft > 280 650 
15, Hur Erzeugung von 100 Kg. 

Ammoniakſalz war ne 

ſäure erforderlich.. n 


C. Der Gasverbrauch vers 
theilt fich wie folgt: 


„Fur Straßenerleuchtung „ebm. | 129790,3|10, 144 136439,4J10,4 

„Schutzlaternen b. Kanalbau 5945, 
1 5 2 5 98 038,6]38, 1: 11 525,1 

erbrauch der Bahnhöfe P 2953 398, 2 282 200 13 193,0] 4,47 

5. Kod, Heiz, Keller» und 

Garten: as All 
. Motorengas ° 

.Sum Füllen militairifcher ö 

Luftballons 924; 2 7495 5 17 500,018, 9 
„Bezahlter Derluft bei den 

Kanalbauten . . . 70 743,6 5,32 9% „12 9 197,1113,0 
9. Gas ver brauch d. Gasanftali 5 

„ Dertiſt a. .a 


Geſammte Gas abgabe ebm. 
. Größte Gasabgabe in 24 St. * 
. Ergiebt % der Jahreserzeugung 


Anzahl der vorhandenen 


Gasleitungen und Flammen. 


S 


8. 
9. 
10. 


11. 


. Privatflammen . . 
Gasleitungen für Leuchtgas 
„Gasleitungen für Kochgas . 

. Gaslaternen . . . 

. Davon find Nachtlaternen 
Gasmotoren. ba ea 
. Gefammtftärfe derfelben nach 
Pferdekräften s FA 
Sntenfivlampen . . 

Auer’fhe Glühlichte : 
Davon dienen zur offentlichen 
Beleuchtung 
Petroleumlampen in d. vorſtädt. 


C. Preiſe für gekaufte und 


— 


E go bo 


verfaufte Materialien. 


. Sclejifche Kohlen Louiſengrube 


100 Kg. 
. Böhmische Kohlen „ 
. Englifche Kohlen 
Leuchtgas . I cbm. 


Leuchtgas für Straßen⸗ 
beleuchtung u. Bahnhöfe „ 


6. Heiz, Hoch-, Motoren ⸗ 

und Kellergas As = 
7.1 Faß Cheer. . . 220 Kg. 
8. 100 Kg. Cheer 
9. Hoks in grobem Fuſtande 100 Ka. 
10. Kofs zerkleinert. „ 
11. Kofstransport ins haus „ 
12. Petroleum. „ 
13. Schwefelſaur. Ammoniak 5 


F. verſchiedene Rittheilungen. 


I: 


3. 


4, 


5. 


6. 


Gasverbrauch einer Privat- 
flamme im Jahr cbm. 
2. Gasverbrauch für einen Be. 
wohner mit Dorjtädten und 
Militair. . -» Pe 
Gas verbrauch einer Pferde: 
ftärfe der Gasmotoren „ 
Gasverbrauch einer Laterne 

in der Stunde „Kir. 
Anzahl a ngiinder: 

a) für G 

b) für Petroleum | tr 
Gasmeſſer in oro pent 

a) Yaffe. . a 

b) Trockene 


1893/94 


8 106 
647 
274 
381 
124 

24 


18 


105 
496 


1894/95 


1,46 
3,03 
1.50 
0,18 


0,16 


0,12 
7,81 
6,00 
1,60 
0,20 
20,60 
23,00 


Sur 


nahme 


5 


wo 


Ab» 


0 
nahme Io 
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0,69 
0,40 
0,20 


0,40 
0,40 


2 


Junere Angelegenheiten der Handelskammer. 


Die Handelskammer erledigte im Jahre 1894 in 16 ordentlichen 
Sitzungen (19 im Vorjahre) und in einer außerordentlichen Sitzung (3 im 
Vorjahre) 316 Vorlagen gegen 310 im Jahre 1893. 

Die außerordentliche Sitzung fand am 29. Mai ſtatt und betraf den 
hieſigen Holzhafen. 

Das Journal weiſt 690 Nummern auf gegen 602 im Vorjahre. 

Gutachten, erfordert theils von Behörden, theils von Privatperſonen, 
ſind 31 abgegeben, 2 wurden in den Plenarſitzungen feſtgeſtellt, die übrigen 
von den betreffenden Sachverſtändigen-Commiſſionen. 

Auf Grund des § 16 des Geſetzes über die Handelskammern vom 
24. Februar 1870 ſchieden am Schluſſe des Jahres aus die Herren A. Born, 
E. Kittler, S. Rawitzki, M. Roſenfeld. 

In der am 26. November ſtattgefundenen Wahl wurden die genannten 
Herren wiedergewählt. 
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Hialiftik. 


Uachweiſung 


über 


den telegraphiſchen Verkehr der Telegraphen-Anſtalten des Kreiſes Thorn 
und derjenigen des Kreiſes Briefen (Wpr.), welche früher zum Kreiſe Thorn 
gehört haben, für das Jahr 1894. 


Bei der Anſtalt ſind: 


Name Se TER 

der Telegramme aufgegeben rm 

Celegaphen-Auflalt. | intänbiche ausländische anden 
Stück. Stück. Stück. 
De ee 5 742 35 6 435 
Grembocznuun,: uu 114 —ç 142 
E „ 239 l 500 
Sowa Wt ee ee, 634 4 863 
W 935 18 1780 
o . 248 5 266 
Neugräbia 5445 296 1 414 
Oſtasz eo 1031 2 1093 
De u 1261 34 266 
Papam en Augsürt . e 95 — 127 
Penſan ceoetanp, =. . 96 — 248 
Podgor; +... 1078 183 3 346 
en 3. 2 90 — 282 
DUNE ae sort in 198 — 307 
Schillnd ger 20 0 . 610 19 373 
Schönſee (Wpr.) . 2185 26 1979 
Schönſee (Wpr.) 2 607 2 276 
Schönwalde (Bez. Thorn) . 21 1 63 
Schwirſen (Wpr. )) 208 3 390 
Pr 81 — 119 
Thorn Tel.⸗ Amt.. 36792 4691 45 706 
Thorn 2 (Bahnhof). . . 2 858 170 1773 
Thorn 3 (Brombg. Vorſt.) 2401 37 3 768 
Bufammen-| 58 714 5 232 70 516 


Bemerkungen. 


eröffnet am 
1. 8. 1894. 


eröffnet am 
25. 6. 1894. 
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Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Thorn 1 für 1894. 


A. Brief-Verkehr. 
J. Eingegangene gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen. 
a. riefen 1291446 Stück. 


b. Poſtkarten 463918 „ | 
c. Druckſachen . 418080 „ f ee 5 
d. Waarenproben 34424 „ | - y 


e. Portofreie Brieffendungen . 283686 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 


a. Briefe e 1440842 Stück. 

h. Poſt karten. 402116 „ | 

c. Drudjaden? . . +. . 808918 2 ka 
d. Waarenproben. » . . . 19604 „ | war 1 


e. Portofreie Briefjendungen . 114556 
B. Badet und Geld⸗ Verkehr. 

J. Eingegangene Packete und Geldſendungen (portopflichtige und portofreie). 

a. Packete ohne Werthangabe 193017 Stück. 

b. mit * 3289 „ mit 2154295 Mk. 

c. Briefe u. Käſtchen mit Werthangabe 11061 „ „ 14512032 

II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 96281 Stück. 

b. „ m 1 1434 „ mit 4570158 Mk. 

c. Briefe u. Käſtchen mit Werthangabe 9086 „ „ 10294438 „ 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 

I. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 


a. Nachnahmepackete . 11525 Stück. 
b. Nachnahmebriefſendungen . 5642 „ 
c. Geſammtnachnahmebetrag . 274672 Mk. 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Nachnahmepackete . 6214 Stüd, 
b. Nachnahmebriefjendungen . 10686 „ 


c. Geſammtnachnahmebelrag . 114764 Mk. 


II. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 
Eingegangene Poſtaufträge 11288 Stück über 1271712 Mk., 
darunter 222 Stück zur Wechſel-Accept⸗Einholung. 
Aufgegebene Poſtaufträge 3259 Stück. 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
Eingezahlte Poſtanweiſungen 103839 Stück über 6281464 Mk. 


Ausgezahlte 6 89 791 „ „ 4863 280 „ 
F. Zeitungs-Verkehr. 
Abgeſ. Zeitungsexemplare 3603 Stück. 


„ Zeitungsnummern 754099 
Eingegangene Zeitungs- 


„ ee 1836 „ 
Eingegangene Zeitungs- 

nummern 463477 „ 

Abgeſandte außergewühn- 

liche Zeitungsbeilagen . 20861 „ 


G. Reiſe-Verkehr.“ 
Zahl der mit den Poſten gereiſten Perſonen 272. 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts 2 in Thorn Bahnhof für 1894. 
A. Brief⸗Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
een 34 580 Stück. 
PF 12 480 „ 
rere ie 9 828 „ 
d. Waarenproben 086 „ 
II. Aufgegebene Pe Sendungen. 
D . 275 574 Stück. 
FF 84812 „ 
3 22 906 „ 
d. Waarenproben 4992 „ 


B. Packet⸗ und Geld⸗Verkehr. 
I. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 16 315 Stück. 


e ei 746 „ mit Mark 5 156 725. 

c. Briefe „ 7 3 > A 88 810. 

II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 4 710 Stück. 

Di evi: Wit * 28 „ mit Mark 28 000. 

c. Briefe „ 207 „ 1 3 342 482. 


0. Poſtnachnahme-Verkehr. 
I. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 


a. Nachnahmebriefe - 260 Stück \ _. 

b. Nadnahmepadete. . » . 347 „ SJ mit Diet. ae 

II. Aufgegebene eee engen. 

a. Nachnahmebriefe .. — Stück J.. 

b. Nachnahmepackete 1 mit Mark non 
D. Poſtauftrags-Verkehr. 

I. Eingegangene Poſtaufträge 64 Stück mit Mark 384. 


II. Aufgegebene 4 1 Stück. 


E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
I. Eingezahlte Poſtanweiſungen 3734 Stück über Mark 125 818. 
II. Ausgezahlte 0 6 070 „ 5 u 96 412. 
F. Zeitungs-Verkehr. 

J. Durch Vermittelung des Poſt⸗ 

amts beſtellte ruſſiſche Zeitungen 29 Exemplare mit 7 683 Nummern. 
II. Eingegangene Zeitungen 230 4 61 488 ¥ 

G. Durchgangs-Verkehr. 
Umgearbeitete (Durchgangs-) Packet⸗ und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 1 302 225 Stück. 
Was t 2 10950 „ mit Mark 4175 600. 
c. Briefe „ 1 59 677 „ „ „ 57 952.948. 
Das Poſtamt iſt Vermittelungs⸗Poſtanſtalt für den deutſch⸗ruſſiſchen 

Fahrpoſt⸗Verkehr (Polen und Südrußland). 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts 3 in Thorn (Bromberger Vorſtadt) für 1894. 


A. Brief-Verkehr. 
I. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 


Briefſendungen. 
a. Brie· e 144872 Stück. 
„ 26858 „ | Insgeſammt 
c. Druckſache n . 40 248 „ 212 836 Stück. 
d. Waarenproben 858 „ | 
II. Aufgegebene REM Sendungen. 
& Briefſe . + . 114036 Stück. 
o eh kt 18226. „ Insgeſammt 
c. Druckſachen 3 796 „ 136 344 Stück. 
d. Waarenproben 286 „ 


B. Packet⸗ und Geld⸗Verkehr. 
I. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 22 904 Stück. 
b 


. Briefe mit ss 676 „ mit Mark 714 248, 
c. Packete „ 6 1 RR a 33 120. 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 8 944 Stück. 
b. Briefe mit ts 317, mit Mark 254 361. 
c. Packete „ 4 68 a 680. 


©. Poſtnachnahme-Verkehr. 
I. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 


a. Nachnahmebriefe 802 Stück. 
b. Nachnahmepackete RT 
c. Nachnahmebetrag... 18299 Mark. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 

a. Nachnahmebriefe . 78 Stück. 
b. Nachnahmepackete 6. Sy 


c. Nachnahmebetrag 1508 Mark. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 
I. Eingegangene Poſtaufträge. 
a. Zur Einziehung von Geldbeträgen 727 Stück über Mark 
b. Zur Accepteinholung 2 „ 
II. Aufgegebene Poſtaufträge 2835 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
I. Eingezahlte Poſtanweiſungen 10 647 Stück über Mark 
II. Ausgezahlte * 8 662 „ d 5 
F. Zeitungs-Verkehr. 
I. Eingegangene Zeitungsexemplare 327 Stück. 
II. a Zeitungsnummern 98 506 „ 


55 340. 


441 428. 
363 493. 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts Mocker (Weſtpr.) für 1894. 


A. Brief-⸗Verkehr— 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 


Briefſendungen. 
A. Wrieſegasgene Purtopilidslias en ga Stock 
PU RR, 
enn eee e Jusgeſammt 
d. Waarenproben 9 | 124982 Stüd. 
e. Portofreie Brieffendungen . . 4862 „ 
II. Aufgegebene agen Sendungen. 
a. Briefe .. « 56030 Stück. 
1 ˙· mme | 
DER 6 www on. EM 5 Insgeſammt 
d. Waaren proben A „ 81406 Stück. 
e. portofreie Briefſendungen . 4706 „ 


B. Badet- und Geld-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 6450 Stück. 

b. Briefe mit 8 369 „ mit 393723 Mk. 

c. Packete „ 364... „ is 

II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 3884 Stück. 

b. Briefe mit " 184 , mit 217488 Mk. 

c. Packete „ 286: „ 8 5710 „ 


c. Poſtnachnahme-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme-Briefe 884 Stück. 

b. te ANGE ae RTL: 

0. 9 Betrag. 16420 Mark. 

II. Aufgegebene dergleichen Nachnahmeſendungen. 

a. Nachnahme⸗ Briefe 130 Stück. 

b. ER "Wr 1 


c. „ Betrag 540 Mark. 


D. Poſtauftrags-Verkehr. 
I. Eingegangene Poſtaufträge 676 Stück über 83148 Mk. 
II. Aufgegebene 8 115 


* 


E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
I. Eingezahlte Poſtanweiſungen 5380 Stück über 169550 Mk. 
II. Ausgezahlte 1 5018 „ 
F. Zeitungs-Verkehr. 
I. Eingegangene Zeitungsexemplare 255 Stück. 
II. = Zeitungsnummern 56460 


207 270 


* * 


* 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Podgorz für 1894. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
% 60 242 Stück. 
0 , . . 11076 „ 
c. Druckſachen 10 426 „ 
d. Waaren proben 286 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Briefe eat 56 264 Stück. 
PP wm 140144 „ 
& Wuchfachen en 4316 „ 
d. Waarenproben 104 „ 
B. Packet⸗ und Geld⸗Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet⸗ und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 4 996 Stück. 
b. Briefe mit 5 ae 
c. Packete „ 5 * 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 3 118 Stück. 
b. Briefe mit a 276 „ 
c. Packete „ 32 4 


C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 


a. Nachnahme briefe 602 Stück. 
b. Nachnahmepackete 358 „ 
c. Nachnahmebetrag. 6 685 Mark. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 

a. Nachnahmebriefe 83 Stück. 
b. Nachnahmepackete 3 


c. Nachnahmebetrag 518 Mark. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 

J. Eingegangene Poſtaufträge. 
a. Zur Einziehung von Geldbeträgen 264 Stück. 
b. Zur Accepteinholung — „ 
II. Aufgegebene Poſtaufträge 16 5. 

E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 4406 Stück über Mark 
II. Ausgezahlte N 3432 „ 

F. Zeitungs-Verkehr. 

J. Eingegangene Zeitungsexemplare 232 Stück. 
II. 5 Zeitungsnummern 50 076 


* * 


286 806. 
237 428. 


Uachweiſung 
der im Jahre 1894 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 
verladenen Güter. 


Zu Berg. | Zu Chat, 


Tonnen Tonnen 
& 1000 Kilogr. | A 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter, 


A. Eingang. 


Fa * 
2. Salpeter-, Salz-, Ernie — 
3. Roh- und Brucheiſen . 100 
4. Unedle Metalle . — 
5. Verarbeitetes Eiſen aller Art — 
6. Cement, Traß, Kalk a 
7. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide . £ 
8. Flachs, Hanf, Len — — 
9. Weizen — 
10. Gerfte . 680 
11. Roggen . . — 
12. Anderes Getreide ee Hütfenf rg J 814 
13. Delfaat . . . . i 
14. Obſt, friſches und gerdünetes i i 
15. Glas und Glaswaaren i 5 
16. Häute, Felle, Leder, Belzwert . — 
17. Brennholz — 
18. Faſtage, Fäſſer, Kisten, Sade . 93 
19. Holzwaaren und Möbel . A — 
20. Inſtrumente, 3 und Mofginentel - 
21. Bier ; 
22. Branntwein . 8 
23. Wein ba 
24. Heringe en 


Mehl und Müptenfabrifate . j 


Zu Berg. | Zu Thal. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


26. Reis 
27. Salz g \ 
28. Kaffee, Raffeeiurrogate, Coca ; 
29. Zucker, Melaſſe und Syrup . 
30. Fette Oele, Fette 
31. Petroleum und andere Mineralble 
32. Steine und Steinwaaren . 
33. Steinkohlen 
34. Koks 
35. Mauerſteine 

36. Alle ſonſtigen Gegenstände 


B. Abgang. 


1. Lumpen aller Art . 
2. Soda 
3. Unedle Metalle . 
4. Verarbeitetes Eiſen aller Art 
5. Cement, Traß, Kalk 5 
6. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide . 
7. Eiſenerz : ‘ : 
4 8. Weizen 414 
9. Roggen 511 
| 10. Hafer . . 40 
11. Anderes Getreide ud ‘gilt enftüchte ; a 324 
12. Häute, Felle, Leder, Pelzwerf . — 36 
13. Rohes Nutzholz. ‘ 280 
N 14, Gebeiltes Nutzholz. = 759 
15. Geſägtes Nutzholz - 2706 
16. Faſtage 28 
17. Holzwaaren . ° 191 
18. Maſchinen und Biene 
| 19, Bier 8 


to 
=) 


Branntwein 


Bu Berg. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter. 


Wein . 
Mehl und Mühlenfabrikate . 
Kaffee, Kaffeeſurrogate, Cacao. 
Zucker, Melaſſe und Syrup 
Fette Oele, Fette 

Steine und Steinwaaren . 
„Mauerſteine 
Alle ſonſtigen Gegenſtände 


Zu Thal. 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


Nahweifung 
der im Jahre 1894 auf Station Thorn eingegangenen und abgeſandten Güter. 


* Ein- | Ber. tar ge 1 Bemer⸗ 
Bezeichnung der Güter. gang | fandt hörden soll zollfrei] Yungen 
To. To. To. | To. : 
Eil- und Stückgüter nur nach dem N 9651 [14102 
Steinfohlen und Koks 24301 354 
Gelkuchen 7858 | 6795 
Roh - und Gußeiſen, and Bruch. und 
Schmelzeiſen pp. 1055 | 884 
Eiſen faconnirt . . | 2904 | 4569 
Eiſen / 8 und Stahlwaaren . 11678 | 417 
Sucker 1 n 7450 10 
et o 1 — 111 | 1048 | Eingang 
PRU nn none ner AD 47 = ved 497 | Verſandt 
K 951661 131 | 1348 | Eingang 
WOME Ge kj sce eee = er 182 Berſandt 
Hafer den | tig ete] — J. 244 Teen 
Mühlenfabrifate (Mehl, Graupe, Grütze, 1691 575 Me 
ich 2 
siete 15 Mer 17 40669 54967 l | — [40669 | Eingang 
1493 — 54474 Verſandt 
ee. 250205 
Rübfen, Raps, Leinſaae . 1721 314 
ieee 4 240 | BEY 3288 | 3423 
Kartoffeln . . AR 30 5 
Flachs, Hanf, Heede und Werg . es 18 11 
Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 
Bohlen, Bretter), auch Brennholz . | 5370 | 8188 
Spiritus und Branntwein . 1782 72 
Steine, roh und bearbeitet, Dad und 
Mauerziegel, Drains. .. . 12712 121552 
ene 349 182 
Wolle, thieriſche . „ 1239 J 1214 
Spediteur » Sammelgüter in Wager 
ladung: Ja ens 228 
een „ 396 | 184 
!. SEN Ep 3 413 | 397 
1 


Es reiſten ab vom Hauptbahnhof,e . . 176583 Perſonen. 
„ ae SORT e eien 


Viehuerkehr. 
Pferde, Ponys, Maulthiere, * (einschl. Pferde auf Eingang. Derſandt. 


" 


Nequifitionsschein) . - En ee 697 899. 
Füllen T 62 118. 
Rinder, Stier, Ofen, T 696 599. 
Kühe hx bik TEE REN 91 128. 
Kälber FTT 37 26. 


Schweine, Ferkel „„ . 
Ziegen, Schafe, Lämmer 1145 2279. 
Ban Puts e „DE ln „ 850 123088. 


8 
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Nahweifung 
der im Jahre 1894 auf Station Mocker eingegangenen und abgeſandten Güter. 


— 

3 4 Be⸗ e iber s 

Bezeichnung der Güter. ang | far Hören Seu | pte — 

— . 0. 0. 0. 
Eil- und Stückgüter nur nach dem Gewicht 751 
Steinfohlen und Kofs , . . . . 412696 
Oelfuhen . . 2866 
Roh- und Gußeiſen, auch Bruch und 

Schmelzeiſen pps.) Py 158 
Eifen fagonnirt . . : 128 
Eifen-, Eifenguf- und Statfwaaren - 108 
Quen” ys ö Bis ers: 10 


Eingang 

Verſandt 

Eingang | 
Verſandt | 
Eingang 

Verſandt 


Wege 145, ER TE 4 2768 
ee eee 
Hafer 2267 


Mühlen fabrikate (mehl, Gr aupe, Grüße, 
Kleie PP) auch eee e und 


| 
state 236 sinh | 
a 47 ODE. 354 
Riibjen, Raps und geinfaat . si. 1 
Hülſenfrüchte „n. 99 
Kartoffeln . . ir 109 
Flachs, Hanf, Heede und Werg . Fr — 
Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 
Bohlen, Bretter“, auch Brennholz . 1644 
Spiritus und Branntwein . 3398 
Steine, roh und bearbeitet, Dad De und 
Mauerziegel, Drains 2550 
Düngem m.. [„ 1919 
Wolle, thieriſche .. re tes 5 
Spebisen ‘ Sammelgüter in Wagen— 
e — 
ae. K. ee, — 
e — 
Perfonenverkehr, 


Fe,, cet : Pe RER MBEHIDNEN, 


Viehverkehr. 
Pferde, Ponys, Maulthiere, amet cana .. we Eingang. — Derfandt. 


Requiſitionsſchein). .. 22 45. 
Füllen VVV — —. 
Rinder, Stiere, Saen. FFF 344 1011. 
Kühe . 67 34. 4 
Kälber V 45. 51. 
Schweine, Ferkel „„ 426 376. 
Biegen, Schafe, Lämmer 1 55 682. 
—. m) ̃ san ee „ — 


Bi. 


Uachweiſung 
derjenigen Getreideſendungen, welche im Jahre 1894 über Gollub und 
Leibitſch von Polen eingegangen und unter Begleitſchein-Controle nach Thorn 
abgefertigt ſind. 


i Sir, Rübſaat 
Monat Weizen | Roggen | Gerſte | Hafer 4 — = 


To. To. To. 
I. über Golub: 


aan oc pers = 8 2 


To. 


Februar = 27 — 
. . 60 = 2 1 
. ~ — ba 
Mais. . SI — * ae = * 
Jund gs 4 24 15 = =” * 
Juli 9 . “rhe = . 2 — sis 
Auguft, . . «|. — _ 10 u 2 
September. = — 10 . 225 
Oftob en = = ari 2 bay 
November = 10. 2 2 
Dezember. . . | 10 20 10 — 1 

Im Ganzen 5 | 

II. über Teibitſch: 

Jam „1 3 36 = 
Februe 4 1 29 — 
R — 28 * 
R — 18 
Wi ee * — 3 
Sunt. ao. |. 4 — — pre 
in es ee Nas — * 
Auguſtt 6 — 27 
September es - 73 
Oktober | — — 30 
November. . | 30 — 20 
Dezember . . | 27 — 16 

Im Ganzen 


8* 


Derfehr auf der Uferbahn 
pro 1894. 1 


Beladene Waggons 
gingen 


Ml on at 


aus 


Januar 
Februar 
März 
April . 
Mai 
Suni 

Juli 
Auguſt 
September 
Oktober 
November 
Dezember . 


Im Ganzen 


Mitglieder der Handelskammer 
im Jahre 1894. 
Herm. Schwartz jun., Vorſitzender. 
M. Schirmer, ſtellvertretender Vorſitzender. 
E. Dietrich. 
G. Jehlauer. 
E. Kittler. 
N. Leifer. 
Julius Siffak. 
C. Matthes. 
S. Rawifki. 
M. Noſenfeld. 
Herm. Schwartz ſen. 
A. Vorn-Mocker. 
Secretär 


Guftav Kaſchade. 


Mitglieder der Sachverſtändigen⸗Commiſſion. 


1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten 
die Herren N. Teiſer, G. Fehlauer, J. Tiſſack, Julius Neumann 
und 9. Rawihki; 
2. für Manufaktur- und Kurzwaaren 
die Herren Guftav Elias, H. Fränkel und T. Wuttkammer; 
3. für Porzellan- und Glaswaaren 
die Herren Bernhard Cohn und David Braunftein; 
4. für Colonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus, Weine 
die Herren K. Adolph, Benno Richter, Carl Matthes, N. Riis 
und H. Schwartz jun.; 
. für Leder, Wolle und Rohprodukte 
die Herren J. Falk, N. Leifer und E. Kittler; 
. für Eiſen- und Stahlwaaren, Cement, Kohlen und Kalt 
die Herren Emil Dietrich und A. Nittweger; 
für Holz die Herren David Marcus Tewin und H. Töwenſon. 
Die Commiſſion zur Prüfung der Eiſenbahn-Tarife beſteht aus den 
Herren M. Noſenfeld, 9. Namwigki und N. Leifer. 
Die Commiſſion zur Feſtſetzung der allwöchentlich 3 mal durch die Tages, 
blätter zu veröffentlichenden Getreideberichte beſteht aus den Herren 
G. Jehlauer, 9. Nawitzli, D. Wolff und A. Zſchech. 


or 


a 


-ı 


Inhalts Derzeichniß. 


Die allgemeine Cage des Handels und der Induſtrie: en 

J. Einleitung 0 - ; 3 

| 2. Die Ernte 5 

3. Geldverkehr 6 

4. Poſt⸗ und Telegraphen-Bertehr 8 

5. Schifffahrts⸗ und Weichſel-Verkehr 9 

6. Eiſenbahnverkehr 5 11 

7. Getreidezufuhren auf dem Wege aber Gollub dus Leibitſch 11 
Verhandlungen der Handelskammer: 

1. Handelsvertrag mit Spanien : i 8 3 2 18 

2. Handelsvertrag mit Portugal . S : : ‘ : > 1 ©; 

3. Handelsvertrag mit Rußland . ; N > N ß 8 os 

4. Verkehr mit Rußland ; 8 : a x : ; N 13 

5. Gemiſchte Privat⸗Tranſit-Läger x . ‘ - 2 3 

6. Entwurf eines preußiſchen e s : F x „al 

7. Kleinbahn-Projeft . ; g ‘ . ‘ ; . 34 

8. Holzſtofffabriken 8 ; ; 4 : ; : : . 84 

9. Anmeldung von Freizeihen . : . : ; . 85 

10. Verkehr mit Erſatzmitteln für Butter (Margarine) £ : a .. 86 

11, Präſentation von Wechſeln durch die Poſtanſtalten . 5 ; . 86 

12. Neuordnung der Handelskammern . x h ; . - 38 

13. Die Ufer-Eiſenbahn “ 40 

14. Internationales Webereintonimen über den Ciſeubahn Frachtverkehr 52 

15. Deutſcher Handelstag R R . . e 2 Pia 

16. Lagerhäuſer auf dem Hauptbahnhof ; ‘ 4 . : . 5d 

17. Holzhafen bei Thorn : x : - f ! : . 55 

18. Zweiſelhafte Firmen im Auslande N 5 : \ i : . 66 

19. Termingeſchäfte in Waaren 56 

20. Einrichtung einer Prüfungsſtelle für die Bulaſſ ſung als Eisen 56 

21. Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrikate „ iB 

22. Abſtempeln der Poſtkarten 8 ; N I i ; » 59 

23. Oeffentliche Fernſprechanſtalt in Thorn N 8 59 

24. Bezirks⸗Eiſenbahnrath für den Gienbahn-Dineions Bey Bromberg 60 

25. Zugverbindung mit Lodz \ : . : . ; 6] 

26. Ausbaggerung der Drewenz . : . 62 

27. Ausdehnung der Unfallverſicherung anf bas Gajdelagewérbe x 3 

28. Nordoſtdeutſche Gewerbeausſtellung in Königsberg i. Pr. . 68 

29. Einfuhr von Kleien aus dem Auslande . N : : ; >00 

\ 30. Abänderungsvorſchläge zur Konkursordnung . ; h : 5 

i 31. Ausſtellung von Frachtbrief-Duplikaten . ; > 4 : CGD 

1. Getreide und Futterartikel : 3 5 N : . . 370 

2. Mühlenfabrikate x 5 ; . . 2 ; 2 ; 72 


3. Kartoffeln ‘ : . : x : ‘ : 2 


Specialberichte: 
| 


Viehhandel . { . > 4 . j 4 1 \ 78 
Sämereien e : > x a ‘ > 8 2 1 
. Buderfabrifen . ä i 8 : 3 5 ; fe 4 „ 
Der Wollmarkt 8 : ; ; : ; : 3 ; i018 
. Wollhandel . ' F . ; 3 0 5 BR.) 
Molkerei Cuimjee .. - 0 „ ien +00 
Dampſſchneidemühlen I 1 2113 sit ‘ . 80 
Weinhandel . h { ‘ : 8 F x 5 : . 80 
„Prause. . müuorgs ln ente n K 13 
} Colonialwaaren „ 1921750 ’ P aid; . 82 
„ Spritfabrikati oo cd 4 88 
. Chemijche Düngemittel $ : u ; ae : 
3. Speditionsgeſchäft . 8 . ‘ . 8 3 ‘ . 86 
Cigarren und Tabak 5 abut ‘ . 86 
. Manufacturwaaren, Pamenconfection den, Serengarderobe 3 88 
. Seifenfabrikation . & zi poxnvebsine > 9387 
Honigkuchen, Honig, Wachs naar ä Am 35155 : 93987 
Bank- und iy kg 0 3 n ’ a . ‘ N 2.88 
22. Holzhandel Fr A . . twins 2 89 
3. Ziegeleien. Pel ae ; 451014 i E „ 90 
Leder und rohe Häute . : 3 8 91 
5. Droguen * Se Sen ae, 2 . 2 Knick ; ; 
. Mafchinenbau . > ; 2 Aan 01. OF 
27. Stabeijen, Cijenwaaren — Metalle ‘ 4 j E YT. „ 
28. Kohlen 5 PEN F ; P 4 ye Gt. : 
29. Baumaterialien 8 N z . 94 
30. Reſultate der Gasanſtalt i im Geichäftsjahre 1894/95 fi 4s. 98 
Innere Angelegenheiten der Handelskammer A 120 pat: „ 8 
Statiſtik: hr 
Nachweiſung über den telegraphiſchen Verkehr 0 . „ 90 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts 1 Stadt. Os By. . 100 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts 2 Bahnhof 1 0]. . 102 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts 3 Bromberger Borftadt . . 104 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts in Mocker . 5 5 . 106 
Nachweiſung des Kaiferlichen Poſtamts in Podgorz 108 
Nachweiſung der auf der Weichſel eingegangenen und verfabenen "Güter 110 
Nachweiſung der auf Station Thorn eingegangenen und. ‚abggianbten 
Güter ſowie des Perſonen- und Viehverkehrss 20. 15 
Nachweiſung der auf Station Mocker re und 3 
Güter ſowie des Perſonen— und Viehverkehrs . os 114 
Nachweiſung der über Gollub und mele cinansenaanen Getreide 
ſendungen ‘ 9 1 ao i bat wen . „ 115 
Verkehr auf der Uferbahn | 8 4 ite er OF 116 
mitglieder der Handelskammer 7 nl ue 1B. „ 
mitglieder der Sachverständigen · Comimiſſion 5 8 NY é yd 
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